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        Mainz, im März 2005 

 

 

 

Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rhein-

land-Pfalz lege ich hiermit meinen schriftlichen Bericht über die Tätigkeit des Bürger-

beauftragten im Jahr 2004 vor. Mit Ablauf des Jahres 2004 war ich zehn Jahre im 

Amt des Bürgerbeauftragten. 

 

Bei der Anzahl der Neueingaben ist ein Rückgang zu verzeichnen, von dem insbe-

sondere die unzulässigen Eingaben betroffen sind. Die Anzahl der zulässigen Einga-

ben ist lediglich geringfügig zurückgegangen und liegt weiterhin auf einem hohen Ni-

veau. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Büro des Bürgerbeauftragten und den 

Mitgliedern des Petitionsausschusses, aber auch allen Verwaltungen, die an den Pe-

titionsverfahren beteiligt waren, gilt mein Dank für ihre engagierte Mitarbeit. 

 

Wie schon in der Vergangenheit wird auf die Themen, die die Bürgerinnen und Bür-

ger besonders bewegt haben, verbunden mit entsprechenden Anregungen und Hin-

weisen an die jeweils Verantwortlichen, eingegangen. 

 

 

 

 

 

Ullrich Galle 
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1. Teil  Allgemeiner Arbeitsbericht 

 
 
Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 

 

Die Zahl der Neueingaben 2004 lag bei 2.789. Dies bedeutet einen gewissen Rück-

gang im Vergleich zum Vorjahr, von dem jedoch in erster Linie die unzulässigen Ein-

gaben betroffen sind. Die Anzahl der zulässigen Neueingaben ist lediglich geringfügig 

von 2.684 auf 2.631 zurückgegangen und liegt somit in etwa auf dem hohen Durch-

schnittsniveau der Vorjahre. Der Rückgang der unzulässigen Neueingaben ist offen-

sichtlich darauf zurückzuführen, dass die wiederholt veröffentlichten Hinweise des 

Bürgerbeauftragten bezüglich der Bereiche, in denen er nicht tätig werden kann, bei 

den Bürgerinnen und Bürgern angekommen sind. Dies ist im Ergebnis erfreulich, da 

unzulässige Eingaben nicht nur eine Belastung des Büros des Bürgerbeauftragten 

bedeuten, sondern auch oft zu Enttäuschungen bei den betroffenen Bürgerinnen und 

Bürgern führen. 

 

Im Hinblick auf die etwa gleich gebliebene Zahl der Neueingaben hat sich auch an 

der Arbeitsbelastung des Bürgerbeauftragten sowie seines Büros im Wesentlichen 

nichts geändert. Dies zeigt sich beispielsweise neben dem sich hieraus ergebenden 

umfangreichen Schriftverkehr auch an der Anzahl der diesbezüglich geführten Tele-

fonate, die bei über 5.000 liegt. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigt, dass sich die 

Schwerpunkte bei den Eingaben im Wesentlichen nicht verschoben haben. An der 

Spitze liegen die Bereiche Sozialwesen mit 18,1 %, Ordnungsverwaltung mit 16,0 % 

und Rechtspflege mit 12,8 %. Auffallende Veränderungen gab es lediglich in den Be-

reichen Bauplanungs- und Bauordnungsrecht sowie Gemeindeverfassungsrecht, 

kommunale Abgaben. Der Bereich Bauplanungs- und Bauordnungsrecht fiel von der 

vierten auf die sechste Stelle, während der Bereich Gemeindeverfassungsrecht, 

kommunale Abgaben bei einer deutlichen Zunahme von der vorletzten auf die vierte 

Stelle vorrückte. 

 

Wie bereits in den Vorjahren bilden die Bereiche soziale Hilfen, Strafvollzug und Aus-

länderwesen die Schwerpunkte, während bei den Bereichen Bauaufsicht und Stra-

ßenverkehr Rückgänge zu verzeichnen sind. Die Petitionen aus dem Bereich soziale 

Hilfen nehmen erneut die Spitzenposition ein, wobei ihr Anteil an der Gesamtzahl 

allerdings von 11,6 % auf 10,2 % zurückgegangen ist. An zweiter Stelle liegen erneut 
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die Petitionen aus dem Bereich des Strafvollzuges, deren Anteil von 11,3 % auf 8,5 % 

zurückgegangen ist und damit wieder auf dem Niveau der Vorjahre liegt. An dritter 

Stelle liegen erneut die Petitionen zu Fragen des Ausländerwesens, wobei ihr Anteil 

ebenfalls zurückgegangen ist, und zwar von 9,4 % auf 7,6 %. 

 

Auffällig im Vergleich zu den Vorjahren ist der prozentuale Rückgang bei den Einga-

ben aus den Bereichen, die traditionell Schwerpunkte bilden. Dies bedeutet auf der 

anderen Seite eine Zunahme bei einer Reihe von Bereichen, die zahlenmäßig weni-

ger ins Gewicht fallen. Als auffällige Zunahmen seien beispielsweise die Bereiche 2.1 

allgemeine polizeiliche Angelegenheiten von 0,6 % auf 1,4 %, 3.4 sonstige kommuna-

le Angelegenheiten von 0,4 % auf 1,9 %, 4.5 Krankenversicherung, Pflegeversiche-

rung von 2,4 % auf 4,2 %, 5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer von 1,4 % auf 2,2 

%, 7.6 Kinder-, Jugend-, und Personensorge von 2,9 % auf 3,9 % und 9.1 Bauleitplä-

ne, Regionalplanung von 1,8 % auf 3,1 % genannt. In der Summe stellt dies eine er-

hebliche anteilsmäßige Zunahme aus den betreffenden Bereichen dar, sodass die 

Schwerpunktbildungen nicht mehr so deutlich sind wie in den Vorjahren. 

 

Auf die Entwicklung im Einzelnen wird nachstehend im Tätigkeitsbericht näher einge-

gangen. 

 

 

 

Form der Eingaben 

 

 

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, 

ob diese schriftlich, in einem Gespräch oder in einem Telefongespräch eingelegt 

werden. Hierbei setzte sich der bereits in den Vorjahren zu beobachtende Trend fort, 

dass der Anteil der schriftlich eingelegten Eingaben steigt. Er liegt nunmehr bei 72,6 

% gegenüber 64,0 % im Vorjahr. Der Anteil der persönlichen Eingaben ging von 16,0 

% auf 13,9 % zurück. Zurückgegangen ist ebenfalls der Anteil der telefonischen Ein-

gaben von 20,0 % auf 13,5 %. 

 

Der höher werdende Anteil schriftlicher Eingaben ist sicherlich auch darauf zurüc kzu-

führen, dass zunehmend moderne Kommunikationsmittel wie Telefax und in jüngster 

Zeit vermehrt auch E-Mail genutzt werden. Zu beobachten ist hier auch eine gewisse 
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„Mischform“ zwischen schriftlichen und telefonischen Eingaben, die sich in der Weise 

darstellt, dass lediglich einige Unterlagen zugefaxt werden und sodann in einem Tele-

fongespräch erklärt wird, worum es im Einzelnen geht. Diese Entwicklung ist aus 

Sicht des Bürgerbeauftragten durchaus zu begrüßen, da auch sie dazu dient, den 

Zugang zum Bürgerbeauftragten so niederschwellig wie möglich zu gestalten. Jeder 

Bürgerin und jedem Bürger soll es möglich sein, das jeweilige Anliegen in der Art und 

Weise vorzubringen, die ihr beziehungsweise ihm am genehmsten ist. Der Bürgerbe-

auftragte sieht daher auch im Gegensatz zu den Petitionsausschüssen des Deut-

schen Bundestages und einiger Bundesländer davon ab, Antragsformulare für Petiti-

onen vorzugeben und ins Internet zu stellen. Die Verwendung eines vorgefertigten 

Formulares mag zwar einigen Bürgerinnen und Bürgern die Abfassung von Eingaben 

erleichtern, in den meisten Fällen aber dürfte das eher eine abschreckende Wirkung 

haben. Die dort aufgeführten Fragen verlangen nach einer präzisen Beantwortung 

und stellen somit bürokratische Anforderungen. Hinzu kommt, dass nicht sämtliche 

Lebenssachverhalte damit abgedeckt sind, sodass es in vielen Fällen Schwierigkeiten 

machen dürfte, das spezifische Anliegen unterzubringen. In der bisherigen Praxis 

haben sich die üblichen und an keinerlei Form gebundenen Eingaben bewährt. Fast 

sämtliche eingehenden Eingaben enthalten alle für die Bearbeitung erforderlichen 

Angaben. Wenn dies ausnahmsweise einmal nicht der Fall ist, ist durch eine entspre-

chende Rückfrage eine Ergänzung problemlos möglich. 

 

 

 

Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten 

 

 

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben unter anderem auch nach dem 

Wohnsitz der Petentinnen und Petenten in den kreisfreien Städten und Landkreisen 

erfasst. Die Vergleichbarkeit wird dadurch hergestellt, dass der Anteil der Eingaben 

bezogen auf 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkrei-

ses errechnet wird. 

 

Nicht in die Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in anderen 

Bundesländern oder im Ausland leben oder sich in den Justizvollzugsanstalten befin-

den. 
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Durchschnittlich wandten sich im Berichtsjahr 6,1 von 10.000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern des Landes Rheinland-Pfalz an den Bürgerbeauftragten. Entsprechend 

dem Rückgang der Gesamtzahl der Eingaben stellt dies gegenüber dem Vorjahr eine 

Minderung von 0,2 dar. 

 

Im Gegensatz zu den Vorjahren liegt die Stadt Mainz nicht mehr an der Spitze, ob-

wohl sich unverändert 11,7 von 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern an den Bür-

gerbeauftragten gewandt haben. Am eingabenfreudigsten erwiesen sich jedoch die 

Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises Mainz-Bingen mit 12,2 Eingaben 

pro 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Dieser Landkreis lag im Vorjahr mit 6,1 

noch im Mittelfeld. Auffallend ist, dass die übrigen Landkreise und kreisfreien Städte 

erst mit einigem Abstand folgen und zu einem großen Teil auf einem vergleichbaren 

Niveau liegen. Dieses „Mittelfeld“ führt die Stadt Zweibrüc ken mit 8,4 Eingaben pro 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohner an. 

 

Die wenigsten Eingaben je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner kamen mit 2,3 

aus dem Rhein-Pfalz-Kreis und 2,7 aus der Stadt Ludwigshafen. Diese beiden Ge-

bietskörperschaften belegten in umgekehrter Reihenfolge bereits im Vorjahr die letz-

ten Plätze. 

 

 

 

Abschließend bearbeitete Eingaben 

 

 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 3.644 Eingaben bearbei-

tet. Diese Zahl ergibt sich aus den Neueingängen im Berichtsjahr und den unerledig-

ten Eingaben aus den Vorjahren. 

 

Abgeschlossen wurden im Jahr 2004 insgesamt 2.825 Eingaben. 

 

Von den im Jahr 2004 erledigten 2.825 Eingaben waren 454 unzulässig und 2.371 

zulässig. Als von vorneherein unzulässig erwiesen sich 158 Eingaben, bei 296 Ein-

gaben trat die Unzulässigkeit im Laufe des Verfahrens, etwa durch Erhebung einer 

Klage, ein oder ergab sich aus anderen Umständen. 
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Von den im Jahr 2004 abschließend bearbeiteten 2.371 zulässigen Eingaben wurden 

389 einvernehmlich und 33 teilweise einvernehmlich erledigt. Auf andere Art und 

Weise konnte im Berichtsjahr 876 Petentinnen und Petenten weitergeholfen werden, 

sodass 67,7 % der zulässigen Eingaben im Sinne der Petentinnen und Petenten be-

ziehungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden konnten. 

 

 

 

Bürgernähe durch Sprechtage  

 

 

Wie bereits in der bisherigen Amtszeit des Bürgerbeauftragten nahmen die Sprechta-

ge einen hohen Stellenwert ein. Diese wurden in Kreis - und Stadtverwaltungen sowie 

am Dienstsitz des Bürgerbeauftragten in Mainz abgehalten. 

 

Insgesamt hat der Bürgerbeauftragte im Jahr 2004 an 38 Sprechtagen mit 585 Bürge-

rinnen und Bürgern gesprochen. 243 davon waren weiblich, 342 männlich. Wie be-

reits erwähnt, ist ein gewisser Rückgang bei der Anzahl der Bürgerinnen und Bürger, 

die sich zu Sprechtagen anmelden, zu verzeichnen. Dies ist offensichtlich darauf zu-

rückzuführen, dass Bürgerinnen und Bürger zunehmend moderne Kommunikations-

mittel wie Telefax und E-Mail, gegebenenfalls in Verbindung mit Telefongesprächen, 

nutzen. Da diese Medien auch im täglichen Leben zunehmend genutzt werden, wird 

möglicherweise gerade auch von der jüngeren Generation einem persönlichen Ge-

spräch offensichtlich weniger Bedeutung zugemessen, als dies bisher der Fall war. 

 

Die folgende Statistik gibt einen Überblick darüber, wo im Jahr 2004 Außensprechta-

ge angeboten wurden: 

 

 

 

Sprechtage des Bürgerbeauftragten 2004 

 

Kreisverwaltung Germersheim, 76726 Germersheim 

Kreisverwaltung Kaiserslautern, 67665 Kaiserslautern 

Kreisverwaltung Alzey-Worms, 55232 Alzey 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, 56068 Koblenz 
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Kreisverwaltung Bad Dürkheim, 67098 Bad Dürkheim 

Kreisverwaltung Bad Kreuznach, 55545 Bad Kreuznach 

Kreisverwaltung Cochem-Zell, 56812 Cochem 

Kreisverwaltung Kusel, 66809 Kusel 

Kreisverwaltung Daun, 54550 Daun 

Kreisverwaltung Trier-Saarburg, 54290 Trier 

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis, 56130 Bad Ems 

Kreisverwaltung Bitburg-Prüm, 54634 Bitburg 

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, 76829 Landau 

Kreisverwaltung Altenkirchen, 57610 Altenkirchen 

Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis, 67063 Ludwigshafen 

Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, 54516 Wittlich 

Kreisverwaltung Westerwaldkreis, 56410 Montabaur 

Stadtverwaltung Zweibrücken, 66482 Zweibrücken 

Kreisverwaltung Ahrweiler, 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler 

Kreisverwaltung Birkenfeld, 55765 Birkenfeld 

Kreisverwaltung Neuwied, 56564 Neuwied 

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis, 55469 Simmern 

Kreisverwaltung Mainz -Bingen, 5528 Ingelheim 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis, 67292 Kirchheimbolanden 

Kreisverwaltung Südwestpfalz, 66953 Pirmasens 

Stadtverwaltung Andernach, 56626 Andernach.  

 

Dazu kamen zwölf Sprechtage im Büro in Mainz. 

 

 

 

Ullrich Galle zehn Jahre im Amt 

 

 

Am 31.12.2004 war Ullrich Galle zehn Jahre Bürgerbeauftragter des Landes Rhein-

land-Pfalz. Seit seinem Amtsantritt am 01.01.1995 hat er rund 30.000 Eingaben be-

arbeitet. 

 

Alle Petitionen nach Artikel 11 der Landesverfassung Rheinland-Pfalz gelangen auf 

den Tisch des Bürgerbeauftragten, sodass er auch alle Anliegen bestens kennt. Man-
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che Bürgerinnen und Bürger haben Sorge, ihre Briefe würden den Bürgerbeauftrag-

ten nicht unmittelbar erreichen. Diese Sorge ist jedoch unbegründet. Auch Briefe an 

den Petitionsausschuss des Landtags werden dem Bürgerbeauftragten nach der Ge-

schäftsordnung des Landtags im Übrigen zugeleitet. 

 

Darüber hinaus  hält der Bürgerbeauftragte durch die regelmäßigen Sprechtage in 

allen Teilen des Landes den unmittelbaren Kontakt zu den Bürgerinnen und Bürgern. 

Die Anzahl der bisher durchgeführten Sprechtage beläuft sich auf rund 500. 

 

In jedem Einzelfall wird versucht, eine einvernehmliche Lösung zu erreichen. Eine 

große Anzahl der Eingaben kann so auch tatsächlich im Sinne der Petentinnen und 

Petenten beziehungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden. 

 

Die zahlenmäßige Entwicklung der Eingaben zeigt, dass das Amt des Bürgerbeauf-

tragten von den Bürgerinnen und Bürgern angenommen wird. Der Bürgerbeauftragte 

ist als kompetenter Ansprechpartner nahezu unverzichtbar geworden und verfolgt 

auch für die Zukunft das Ziel, weiterhin verlässlich und kompetent bei allen Proble-

men, die sich im Umgang mit Verwaltungen des Landes ergeben, unbürokratische 

und schnelle Hilfe zu leisten. Die Bürgerinnen und Bürger sollten daher ihr Petitions-

recht wie selbs tverständlich wahrnehmen und sich an den Bürgerbeauftragten wen-

den, zumal sich die für das Petitionswesen in Rheinland-Pfalz getroffene Regelung 

über all die Jahre als die beste in Deutschland erwiesen hat. 

 

Für die erfolgreiche Ausübung des Amtes des Bürgerbeauftragten ist seine unabhän-

gige und überparteiliche Stellung unverzichtbar. Dies wird unter anderem bereits da-

durch sichergestellt, dass der Bürgerbeauftragte gemäß § 10 Abs. 4 des Landesge-

setzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz neben seinem Amt 

kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder 

der Leitung noch dem Aufsichts- oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten 

Unternehmens angehören darf. Hierdurch ist auch gewährleistet, dass der Amtsinha-

ber keinerlei Nebeneinkünfte erzielt. 
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Ausstattung des Büros des Bürgerbeauftragten 

 

 

Während des Berichtszeitraums kam es zu personellen Veränderungen im Büro des 

Bürgerbeauftragten, insbesondere durch die von einer Referentin gewünschte Ver-

setzung an eine andere Behörde. Leider war es nicht möglich, die Stelle unmittelbar 

nach dem Ausscheiden neu zu besetzen. Zu personellen Veränderungen kam es 

auch durch das Ausscheiden von Verwaltungsangestellten. Auch hierdurch ergaben 

sich personelle Engpässe, die die zügige Bearbeitung der Eingaben erschwerten. 

Vorsorglich wurden Petentinnen und Petenten bereits in der Eingangsbestätigung, 

aber auch der Petitionsausschuss, auf diese Situation hingewiesen und um Ver-

ständnis für etwaige Verzögerungen gebeten. Durch einen entsprechenden Einsatz 

der vorhandenen Kräfte ist es allerdings gelungen, spürbare Verzögerungen zu ver-

meiden.  

 

Zeitweise kam es auch zu Problemen im Zusammenhang mit dem Haushalt des Bür-

gerbeauftragten, der gemäß § 12 Abs. 3 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauf-

tragten des Landes Rhei nland-Pfalz beim Landtag veranschlagt wird. Bei der Haus-

haltsaufstellung achtet der Bürgerbeauftragte stets darauf, dass die Qualität der Ar-

beit des Büros des Bürgerbeauftragten nicht beeinträchtigt wird. Im Berichtsjahr stan-

den insbesondere die Beschaffung eines neuen Petitionsprogrammes, Modernisie-

rungsmaßnahmen im Bereich der EDV sowie eine zeitgemäße Ausstattung des Bü-

ros des Bürgerbeauftragten an. In gemeinsamem Gespräch des Bürgerbeauftragten 

mit der Landtagsverwaltung konnte schließlich Einverständnis zu den Ansätzen im 

Doppelhaushalt erzielt werden.  

 

 

 

Allgemeines aus der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten 

 

 

Für die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten von Interesse war ein Beschluss des Ver-

fassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz vom 03.08.2004, mit dem die Verfassungsbe-

schwerde eines Bürgers zurückgewiesen wurde, der sich gegen die Ablehnung seiner 

Petition wandte. Das Verfahren betraf zwar eine Legislativeingabe, von deren sachl i-

cher Prüfung der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz abgesehen hatte, 
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da er in der neuerlichen Eingabe keinerlei Argumente erkennen konnte, die nicht be-

reits in dem abgeschlossenen Petitionsverfahren berücksichtigt worden waren. Die 

Gründe aber, mit denen die Verfassungsbeschwerde zurückgewiesen wurde, gelten 

jedoch für Petitionen allgemein und nicht nur für Legislativeingaben. Beachtung ver-

dient insbesondere die vom Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz getroffene Fes t-

stellung, dass aus dem Petitionsrecht kein Anspruch auf Erfüllung des mit der Petition 

verfolgten Anliegens folgt. Das in Artikel 11 der Landesverfassung gewährleistete 

Grundrecht, sich mit Eingaben an die Behörden und an die Volksvertretung zu wen-

den, verleiht nur das Recht, dass die angerufene Stelle die Eingabe entgegennimmt, 

sachlich prüft und den Petentinnen und Petenten die Art der Erledigung schriftlich 

mitteilt. Keinesfalls vermittelt Artikel 11 der Landesverfassung einen Anspruch darauf, 

Art und Umfang der sachlichen Prüfung der Petition einer gerichtlichen Kontrolle zu 

unterziehen. Beschwerdeführerinnen und Beschwerdeführer können daher aufgrund 

der Verfassung nicht verlangen, dass ihre Petition in einem bestimmten, von ihnen 

gewünschten Sinne beschieden wird. Ist eine Eingabe bereits sachlich geprüft und 

entschieden worden, so ist das Petitionsrecht nicht verletzt, wenn die angerufene 

Stelle bei der Wiederholung der Petition von einer sachl ichen Prüfung absieht. 

 

Im Falle von unzulässigen Eingaben ist es häufig problematisch, den betreffenden 

Bürgerinnen und Bürgern zu erklären, weshalb der Bürgerbeauftragte in ihrem Fall 

nicht tätig werden kann. Hierbei kommt es gelegentlich sogar zu einer längeren Kor-

respondenz mit den Betreffenden, wenn diese immer neue Argumente vorbri ngen, 

aus denen sich ihrer Ansicht nach die Zulässigkeit ihrer Eingabe ergeben müsste. 

Beispielsweise sei das etwas kurios anmutende Argument einer Bürgerin genannt, 

die um Hilfe in einer mietrechtlichen Auseinandersetzung gebeten hatte. Sie machte 

gel tend, dass der Mieter, mit dem sie in Streit lag, ein ehemaliger Bundestagsabge-

ordneter sei. Ihr musste erklärt werden, dass auch dieser Gesichtspunkt an der Unzu-

lässigkeit ihrer Eingabe nichts ändert. 

 

Auch kommt es zunehmend vor, dass Petentinnen und Petenten darum bitten, ihre 

Eingabe vertraulich zu behandeln. Da der Bürgerbeauftragte gemäß § 8 des Landes-

gesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz und die Abge-

ordneten und Bediensteten des Landtags gemäß § 111 der Geschäftsordnung des 

Landtags der Verschwiegenheitspflicht unterliegen, wird in diesen Fällen den Betref-

fenden erklärt, dass selbstverständlich Unbeteiligte von der Eingabe nichts erfahren, 

es jedoch für die Bearbeitung der Eingabe zwingend erforderlich ist, die zuständigen 
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Stellen einzuschalten und eine Bearbeitung nur möglich ist, wenn hierbei auch der 

Name der Petentin beziehungsweise des Petenten genannt wird. In den meisten Fäl-

len erklären sich die Betreffenden sodann mit einer Bearbeitung ihrer Eingabe einver-

standen, gelegentlich wird hierauf aber auch verzichtet. 

 

 

 

Bürgernähe – Beachtung des Dienstleistungsgedankens 

 

 

Bereits im Jahresbericht 2003 wurde dem Gesichtspunkt der Bürgernähe und der 

sich hieraus ergebenden Beachtung des Dienstleistungsgedankens nachgegangen. 

Dabei kamen auch Bürgerbegehren und Bürgerentscheide zur Sprache, wobei der 

Bürgerbeauftragte zum Ausdruck brachte, dass aus seiner Sicht eine Anpassung der 

rheinland-pfälzischen Regelungen an die Regelungen anderer Länder vorgenommen 

werden sollte. Soweit in diesem Zusammenhang unter anderem der Bürgerentscheid 

in Kaiserslautern zur Pfalzarena erwähnt wurde, geschah dies nur deshalb, weil an 

diesem Fall besonders deutlich wird, welche Auswirkungen das verhältnismäßig hohe 

Zustimmungsquorum in Rheinland-Pfalz haben kann. Keinesfalls sollte hiermit aber 

inhaltlich zum Gegenstand des Bürgerentscheids Stellung bezogen werden, wovon 

aber offensichtlich der Abgeordnete Guido Ernst in seinem Redebeitrag anlässlich 

der Besprechung des Jahresberichts 2003 des Bürgerbeauftragten in der Plenarsi t-

zung am 27.05.2004 ausgegangen ist. 

 

Von Interesse ist in diesem Zusammenhang ein von der Landtagsfraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN eingebrachter Gesetzentwurf zur Änderung kommunalrechtlicher 

Vorschriften, um die Bürgerbeteiligung zu stärken. Auch hier wird in der Begründung 

erwähnt, dass gerade in größeren Städten und Gemeinden das Zustimmungsquorum 

eine große Hürde darstellt, die die Erfolgsaussichten trotz hoher Abstimmungsmehr-

heiten massiv behindert. Der Gesetzentwurf sieht eine gestaffelte Senkung des Zu-

stimmungsquorums für den Bürgerentscheid je nach Gemeinde- und Kreisgröße vor.  

 

Der Bürgerbeauftragte beobachtet mit Interesse eine offensichtlich zunehmende Be-

reitschaft der Verwaltungen, insbesondere der Kommunalverwaltungen, ein Be-

schwerdemanagement zu entwickeln und sich so der Anliegen der Bürgerinnen und 

Bürger sowie etwaiger Bürgerbeschwerden anzunehmen. Ebenso soll der Zugang zu 
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den Dienstleistungen der Verwaltungen erleichtert werden. So war beispielsweise 

einem Pressebericht zu entnehmen, dass eine Großstadt in Nordrhein-Westfalen un-

ter der Devise „Das Amt kommt zum Bürger" gegen Aufpreis Hausbesuche anbietet. 

Eine hessische Gemeinde hat die Stelle einer „Ruhebeauftragten“ geschaffen. Ein 

solches Amt erscheint auf den ersten Blick begrüßenswert, weil sich viele Bürgerin-

nen und Bürger durch Lärm und Ruhestörungen beeinträchtigt fühlen. Trotzdem dür-

fen unter dem Gesichtspunkt des Petitionsrechts Zweifel an der Sinnhaftigkeit einer 

solchen Einrichtung durchaus erlaubt sein. Laut einem Pressebericht der Rheinpfalz 

vom 17.09.2004 hat das Beschwerdemanagement auch in Pfälzer Städten Konjunk-

tur.  

 

Zusätzliche „Ombudsmann-Institutionen“ sind im Zusammenhang mit der Einführung 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende – Arbeitslosengeld II (sog. „Hartz IV“) - vor-

gesehen. So soll zum Beispiel in der Stadt Mainz ab 2005 ein „Ombudsmann“ die 

Arbeitsmarktpolitik, insbesondere die Änderungen durch „Hartz IV“, begleiten. Auf 

Bundesebene ist ein „Ombudsrat“ – Grundsicherung für Arbeitsuchende – vom Bun-

desminister für Wirtschaft und Arbeit zur Begleitung der Arbeitsmarktreform berufen 

worden, der am 01.12.2004 seine Arbeit aufgenommen hat. Er ist außerhalb des re-

gulären Widerspruchs- und Klageverfahrens tätig und ersetzt auch nicht die Aufgaben 

des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages. In Rheinland-Pfalz bleibt der 

Bürgerbeauftragte uneingeschränkt zuständig, soweit im Zusammenhang mit Verfah-

ren bezüglich der Grundsicherung für Arbeitsuchende Stellen der kommunalen Ver-

waltung oder der Landesverwaltung zuständig sind. Weil für die Umsetzung des So-

zialgesetzbuches II in den meisten Gebietskörperschaften des Landes Rheinland-

Pfalz Arbeitsgemeinschaften der betreffenden Landkreise beziehungsweise der kreis-

freien Städte und der Agenturen für Arbeit gebildet worden sind, hat der Bürgerbeauf-

tragte die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer angeschrieben und sich bei ih-

nen vorgestellt. Hierbei hat er seine Hoffnung auf eine gute Zusammenarbeit zum 

Ausdruck gebracht und darum gebeten, im Interesse der Hilfe suchenden Menschen 

umfassend auf das jeweilige Anliegen einz ugehen, unabhängig davon, ob oder in 

welchem Umfang in konkreten Einzelfällen das jeweilige Verwaltungshandeln der 

parlamentarischen Kontrolle des Landtags Rheinland-Pfalz unterliegt. Das Echo auf 

dieses Anschreiben war bisher positiv.  

 

Aus Sicht des Bürgerbeauftragten ist dem immer weiter um sich greifenden „Beauf-

tragten-Unwesen“ mit einer gewissen Skepsis zu begegnen. Es handelt sich hierbei 
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oft um Einrichtungen ohne eigene Kompetenz, die zudem auch nicht vom Parlament 

gewählt worden sind. Zudem besteht eine gewisse Gefahr, dass hierdurch die Aufga-

be der zuständigen Stellen, sich der Anliegen und Sorgen der Bürgerinnen und Bür-

ger anzunehmen, in den Hintergrund tritt. Soweit es sich um Zuständigkeiten des 

Bundes handelt, wäre es aus Sicht des Bürgerbeauftragten zweckmäßiger, an Stelle 

einer Vielzahl von Beauftragten einen Bürgerbeauftragten im rheinland-pfälzischen 

Sinne auf Bundesebene zu schaffen. 

 

Der Bürgerbeauftragte begrüßt grundsätzlich jede Möglichkeit, etwaige Konflikte zw i-

schen Verwaltungen sowie den Bürgerinnen und Bürgern möglichst früh zu erkennen 

und nach Lösungsmöglichkeiten zu suchen. Gerade im kommunalen Bereich haben 

Konflikte häufig ihre Ursache auch in unterschiedlichen Interessenlagen einzelner 

Bürgerinnen und Bürger beziehungsweise Bürgergruppen. Auch hier bieten sich ge-

meinsame Gespräche als Konfliktlösung an. Es ist daher zu begrüßen, wenn Verwal-

tungen sich hier bietende Möglichkeiten erkennen und nutzen. Andererseits darf nicht 

übersehen werden, dass es sich hierbei stets, so auch beim „Ombudsrat“, um verwal-

tungsinterne Vorgehensweisen handelt und eine Kontrolle des Verwaltungshandelns 

von Außen nicht vorliegt. Es bleibt daher auch weiterhin unverzichtbar, dass die Bür-

gerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, eine von der Verwaltung unabhängige 

Hilfe in Anspruch nehmen zu können. Hierbei steht das Petitionsrecht im Vorder-

grund, das in Rheinland-Pfalz durch das Landesgesetz über den Bürgerbeauftragten 

seine besondere Ausgestaltung gefunden hat. 

 

In diesem Sinne hat sich auch Dr. Peter Kostelka in einer Schrift des Europäischen 

Ombudsmann-Instituts (EOI) zum Thema „Volksanwaltschaft – Demokratie beleben-

der Vermittler zwischen Staat und Bürger" geäußert. Er gelangt zu der Feststellung, 

dass die Verbreitung der Ombudsmann-Idee auf der Einsicht beruht, dass es einer 

„neuen Qualität von Rechtsschutz" bedarf, um einen gewissen Ausgleich für Lücken 

und Effizienzmängel in konventionellen Rechtsschutzsystemen und der damit in Zu-

sammenhang stehenden Überbürokratisierung zu schaffen. Von Bedeutung ist hier-

bei, dass der parlamentarische Ombudsmann als Ansprechpartner für jedermann 

konzipiert ist und die konstruktive Funktion hat, die Verwaltung durch die Konfrontat i-

on mit behaupteten und die Verifizierung tatsächlicher Missstände dazu zu bewegen, 

ihr Vorgehen zu reflektieren und durch die Überwindung von Fehlern zu verbessern 

oder aber korrektes Verwaltungshandeln zu bestätigen. Der Ombudsmann ist hierbei 

Helfer des Einzelnen, zugleich aber auch ein oberstes Staatsorgan. Diese von Dr. 
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Peter Kostelka aufgezeigte Funktion des Ombudsmannes gilt in vollem Umfang auch 

für das Amt des Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz.  

 

Einen weiteren Gesichtspunkt des parlamentarischen Kontrollrechts stellte der Vorsi t-

zende des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages in einem Redebeitrag 

anl ässlich der Tagung der Ombudsmann-Einrichtungen im deutschsprachigen Raum 

am 23.06.2004 zum Thema „Parlamentarismus und Verwaltungskontrolle" heraus. 

Hierbei wird unter anderem die Situation herausgestellt, die sich in den Fällen ergibt, 

in denen aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen den jeweiligen Anliegen nicht ge-

holfen werden kann. Hier ist zum einen Überzeugungsarbeit gefordert, um die Bürge-

rinnen und Bürger mit dieser Situation auszusöhnen, denn auch diese Aufgabe führt 

zum Abbau von Staatsverdrossenheit und fördert das Vertrauen in die politischen 

Institutionen. Zum anderen kann sich aufgrund solcher Eingaben aber auch zeigen, 

dass die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen reform- beziehungsweise nach-

besserungsbedürftig sind. Die besondere Stärke des Petitionswesens und ihre unmit-

telbare Einbindung im Parlament machen es leichter möglich, erkannte Gesetzeslü-

cken oder andere Mängel durch entsprechende parlamentarische Anträge für die Zu-

kunft zu beseitigen. In Rheinland-Pfalz ist bereits durch die enge Zusammenarbeit 

des Bürgerbeauftragten mit dem Petitionsausschuss des Landtags gewährleistet, 

dass beim Parlament die notwendige Rückmeldung erfolgt, wenn die Anwendung von 

Landesgesetzen in der Verwaltungspraxis bei Bürgerinnen und Bürgern auf Kritik 

stößt oder aber zu unbefriedigenden Ergebnissen führt. Dieses Modell sollte auch auf 

die Bundesebene übertragen werden. 

 

Der Bürgerbeauftragte sieht sich in besonderer Weise in der Rolle des Streitschlich-

ters und verfügt auch über das hierfür notwendige Instrumentarium. Die einvernehm-

liche Streitschlichtung hat unter anderem auch der Minister der Justiz, Herbert Mertin, 

anlässlich der Einführung einer neuen Direktorin an einem Amtsgericht als gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe herausgestellt. So wie den Amtsgerichten im Bereich des 

Zivilrechts eine solche Aufgabe zukommt, wird diese im Verwaltungsverfahren vom 

Bürgerbeauftragten und dem Petitionsausschuss wahrgenommen. 

 

Die vorgenannten Gesichtspunkte zeigen, dass ein verwaltungsinternes Beschwer-

demanagement, so begrüßenswert es auch sein mag, die durch den Bürgerbeauf-

tragten wahrgenommene parlamentarische Kontrolle nicht zu ersetzen vermag. 
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Zusammenarbeit und Dank 

 

 

Wie bereits in den vergangenen Jahren gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den 

beteiligten Verwaltungen, abgesehen von ganz wenigen Ausnahmen, im Wesentli-

chen problemlos. In di esem Zusammenhang bedankt sich der Bürgerbeauftragte bei 

allen, die mit Eingaben und deren Erledigung befasst waren. 

 

Im letzten Jahresbericht war ausführlich über Schwierigkeiten bei der Zusammenar-

beit mit der Kreisverwaltung Altenkirchen berichtet worden. Erfreulicherweise konnten 

die Missstimmigkeiten, die sich hieraus ergeben hatten, im Berichtszeitraum beigelegt 

werden. Nachdem von der Kreisverwaltung eine gute Zusammenarbeit zugesichert 

worden war, ergaben sich im Berichtszeitraum so gut wie keine Probleme mehr. Be-

anstandungsfrei gestaltete sich auch die Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung 

Kaiserslautern, nachdem auch hier in der Vergangenheit von Problemen berichtet 

werden musste. 

 

Die Ausführungen im Jahresbericht 2003 bezüglich der Kreisverwaltung Altenkirchen 

führten allerdings zu einem anderweitigen, überraschenden „Nachspiel“, indem ein 

Bürger diese Ausführungen zum Anlass nahm, sich an den Landesbeauftragten für 

den Datenschutz Rheinland-Pfalz zu wenden und um Überprüfung zu bitten, ob die 

Berichterstattung mit den Datenschutzbestimmungen vereinbar ist. Diese Eingabe 

wurde zuständigkeitshalber an den Landtag Rheinland-Pfalz weitergeleitet, dessen 

Ältestenrat die Datenschutzkommission mit der Überprüfung betraute. Die Daten-

schutzkommission hat nach Abschluss ihrer Beratungen festgestellt, dass sie keine 

Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen im Bericht des Bürgerbeauf-

tragten festgestellt hat. Soweit das Vorbringen des betreffenden Bürgers sich auch 

gegen die inhaltliche Arbeit des Bürgerbeauftragten in Petitionsverfahren richtete, hat 

sich auch der Petitionsausschuss des Landtags mit der Beschwerde befasst und in 

seiner Sitzung am 05.10.2004 festgestellt, dass die Bearbeitung von Petitionen durch 

den Bürgerbeauftragten auch unter den in der Beschwerde genannten Gesichtspunk-

ten nicht zu beanstanden ist. 

 

Leider kommt es bei der Bearbeitung von Eingaben gelegentlich zu Problemen, weil 

die betroffenen Verwaltungen die erforderlichen Auskünfte nicht oder nicht im gebo-

tenen Umfang erteilen. Auf besondere Probleme in diesem Zusammenhang mit der 
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Rechtsanwaltskammer Koblenz wird an anderer Stelle ausführlich eingegangen. So 

wollte beispielsweise eine Verwaltung keine Auskunft dazu erteilen, welche Umstän-

de im Einzelnen Anlass für ein bestimmtes Verwaltungshandeln gegeben hatten. Der 

Hinweis auf § 4 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes 

Rheinland-Pfalz, wonach der Bürgerbeauftragte unter anderem alle Behörden um 

mündliche und schriftliche Auskünfte ersuchen kann, hat jedoch bisher – gegebenen-

falls nach Einschaltung der jeweiligen Aufsichtsbehörde – immer noch dazu geführt, 

dass sämtliche erforderlichen Auskünfte auch erteilt worden sind. Die damit verbun-

denen Verfahrensverzögerungen sind allerdings ärgerlich und im Sinne einer zügigen 

Bearbeitung von Eingaben auch nicht hinnehmbar. Es ist daher zu hoffen, dass künf-

tig in allen Fällen die erbetenen Auskünfte zeitnah erteilt werden. 

 

Die Bearbeitung von Eingaben wird gelegentlich auch dadurch erschwert, dass der 

Informationsfluss zwischen mehreren an einem Verfahren beteiligten Verwaltungen 

nicht richtig funktioniert. Dies zeigte sich beispielsweise bei einer Eingabe, bei der es 

um die gärtnerische Nutzung eines im Eigentum der Deutschen Bahn Immobilienge-

sellschaft GmbH stehenden Grundstückes ging. Auf diesen Fall wird im Tätigkeitsbe-

richt unter 9.1 näher eingegangen. 

 

Vorübergehend kam es auch zu Problemen mit verschiedenen Verbandsgemeinde-

verwaltungen, so zum Beispiel auch mit der Verbandsgemeindeverwaltung Bad So-

bernheim, deren Bürgermeister es ablehnte, die Stellungnahmen an den Bürgerbe-

auftragten selbst zu unterschreiben. Er verwies darauf, dass die Zuständigkeit inso-

weit bei seinen Abteilungsleitern liege, sodass deren Stellungnahmen seiner nach-

träglichen Genehmigung nicht bedürften. Eine solche Vorgehensweise kann aber 

bereits im Hinblick auf den Verfassungsrang des Petitionsrechts nicht ohne weiteres 

hingenommen werden. Außerdem dient die Einschaltung der Verwal tungsspitze auch 

der Selbstkontrolle der Verwaltung. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Beschwer-

den der Bürgerinnen und Bürger sowie die Bearbeitung durch die jeweiligen Sach-

bearbeiterinnen und Sachbearbeiter auch tatsächlich der Behördenleiterin oder dem 

Behördenleiter bekannt werden. Erst nach deutlichen Hinweisen des Bürgerbeauf-

tragten auf die Mitwirkungspflichten der Verwaltungen bei der Bearbeitung von Petiti-

onen war im konkreten Fall der Bürgermeister bereit, das Verfahren zu ändern und 

die Stellungnahmen selbst zu unterzeichnen. 
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Wichtig für die erfolgreiche Arbeit des Bürgerbeauftragten ist auch die gute Zusam-

menarbeit mit dem Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz. Der Bürgerbe-

auftragte bedankt sich daher bei den Mitgliedern, insbesondere dem Vorsitzenden 

Peter Wilhelm Dröscher (SPD) und dem stellvertretenden Vorsitzenden Dr. Peter En-

ders (CDU) sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung. 
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2. Teil  Berichte zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen 

 

1. – Rechtspflege 

 

1.1 Gerichte 

 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Gebiet liegt auf dem Niveau des Vorjahres. Wie 

bisher lag der Schwerpunkt der Eingaben bei Beschwerden über die lange Verfah-

rensdauer. In den meisten Fällen erwies sich, dass die Verfahrensdauer auf spezifi-

sche Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles zurückzuführen war. Gründe hierfür 

können beispielsweise die zeitaufwändige Erstellung eines gerichtlich angeordneten 

Sachverständigengutachtens oder prozesstaktische Verzögerungsmaßnahmen einer 

Prozesspartei sein. In diesen Fällen konnte den Petentinnen und Petenten in der Re-

gel dadurch weitergeholfen werden, dass die Gründe für die Verzögerung genannt 

und erklärt wurden. In einigen Fällen wiesen die betreffenden Gerichte aber auch 

darauf hin, dass eine unzureichende personelle Ausstattung für die auch vom Gericht 

bedauerte Verzögerung verantwortlich ist.  

 

So hatte sich beispielsweise ein Petent darüber beklagt, dass eine aufgrund eines 

Zusammenlegungsverfahrens erforderliche Grundbuchberichtigung noch nicht erfolgt 

war. Das zuständige Gericht legte dar, dass aus verschiedenen Gründen seit No-

vember 2003 zu keinem Zeitpunkt alle nach dem Stellenplan vorgesehenen Rechts-

pflegerinnen und Rechtspfleger zur Verfügung standen. Verschärft wurde die Situat i-

on dadurch, dass neben den üblichen Anträgen mehrere Zusammenlegungsverfah-

ren zu bearbeiten waren. Das beim Grundbuchamt vorhandene Recht spfleger-

Jahrespensum wurde jedoch bereits durch die Anträge ohne die Umlegungsverfahren 

erreicht, sodass mit dem bestehenden Personal eine zeitnahe Erledigung der Zu-

sammenlegungsverfahren nicht möglich war. Es konnte auch kein Personal aus an-

deren Bereichen abgezogen werden, da auch dort wegen der Personalsituation 

Rückstände zu verzeichnen waren. Der Präsident des zuständigen Oberlandesge-

richts, dem die Situation bekannt war, sah im Übrigen mit Blick auf die äußerst ange-

spannte Personalsituation bei den übrigen Amtsgerichten keine Möglichkeit, eine 

Rechtspflegerin oder einen Rechtspfleger aus einem anderen Amtsgericht zusätzlich 

bei dem betreffenden Amtsgericht einzusetzen. Die betreffende Eingabe wurde zum 

Anlass genommen, das Ministerium der Justiz um Bemühungen zu bitten, das betref-
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fende Amtsgericht im Personalbereich zu verstärken. Das Ministerium sah allerdings 

aktuell keinen Anlass für personelle Maßnahmen. 

 

Weitere Eingaben zu diesem Sachgebiet betrafen Kostenfragen, wobei es einerseits 

um Unklarheiten ging, aus welchem Grunde Kosten erhoben wurden, andererseits 

Zahlungserleichterungen begehrt wurden. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, 

dass die für Kostenfragen zuständige Landesjustizkasse und insbesondere deren 

Leiterin, Gabriele Klemmer, in aller Regel durch zeitnahe und eingehende Stellung-

nahmen zu einer Klärung des jeweiligen Sachverhalts beitragen und auch im Rah-

men der gegebenen Möglichkeiten Lösungsvorschläge, insbesondere bezüglich Zah-

lungserleichterungen, unterbreiten. Allerdings ist die Landesjustizkasse gebunden, 

soweit Kosten gerichtlich festgesetzt sind. Diesbezüglich kann wegen der richterli-

chen Unabhängigkeit auch im Petitionswege nicht weitergeholfen werden. 

 

 

1.2 Staatsanwaltschaften 

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. 

Erneut betreffen diese Eingaben schwerpunktmäßig die Einstellung staatsanwal t-

schaftlicher Ermittlungsverfahren, die auf eine Anzeige der Petentinnen und Petenten 

hin eingeleitet worden waren. Ein weiterer Schwerpunkt betrifft Ersatzfreiheitsstrafen, 

die angeordnet wurden, wenn Geldstrafen nicht gezahlt wurden. In diesen Fällen ge-

lingt es erfreulicherweise in der Regel, Zahlungsvereinbarungen zu treffen, sodass 

die Verbüßung der Ersatzfreiheitsstrafe vermieden werden kann. 

 

Neben den schwerpunktmäßig aufzuzeigenden Eingaben gibt es auch immer wieder 

besonders gelagerte Einzelfälle, die individuelle Lösungen erforderlich machen. Bei-

spielsweise sei eine Eingabe genannt, bei der es um den Antritt eines Fahrverbotes 

ging. Der Fall des Petenten war besonders tragisch, weil kurz hintereinander die Ehe-

frau und die Mutter verstorben waren. In dieser Situation war der Petent für einen 

gewissen Zeitraum dringend auf die Benutzung eines Kraftfahrzeuges angewiesen. 

Erfreulicherweise erklärte sich die zuständige Staatsanwaltschaft bereit, im Gnaden-

wege eine Regelung zu treffen, die dem Petenten entgegenkam. 

 

 

 

Formatiert: Nummerierung
und Aufzählungszeichen
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1.3  Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 

 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt wie bereits in den Vorjahren auf 

niedrigem Niveau. Der Schwerpunkt der Eingaben liegt nach wie vor bei Beschwer-

den über Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl te. 

 

Bei Beschwerden über Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ist es erforderlich, die 

jeweils zuständige Rechtsanwaltskammer einzuschalten. Bereits im letzten Jahresbe-

richt war darauf hingewiesen worden, dass sich die Zusammenarbeit nicht immer 

unproblematisch gestaltet. Dies gilt leider auch, und in noch größerem Umfange als 

bisher, für diesen Berichtszeitraum, in dem sich die Zusammenarbeit mit der Rechts-

anwaltskammer Koblenz schwierig gestaltete. Hier war mehrfach der Hinweis erfor-

derlich, dass eine ordnungsgemäße Bearbeitung von Eingaben nur möglich ist, wenn 

im Einzelnen auf das jeweilige Anliegen eingegangen und hierzu auch Stellung ge-

nommen wird. Die bloße Bezugnahme auf an die Petentin oder den Petenten gerich-

tete Schreiben reicht nicht aus. Wiederholt war ein entsprechender Hinweis erforder-

lich, bevor eine den Anforderungen des Petitionsrechts entsprechende Stellungnah-

me zuging. 

 

Zu einer weiteren Verzögerung bei der Bearbeitung von Eingaben führte die zeitweilig 

von der Rechtsanwaltskammer Koblenz gegenüber dem Bürgerbeauftragten vertre-

tene Auffassung, nicht in vollem Umfang auskunftspflichtig zu sein. Dies gipfelte in 

einer Stellungnahme, die lediglich aus dem Satz „Die Rechtsanwaltskammer nimmt 

für sich ein eigenes Beurteilungsrecht in Anspruch“ bestand. Die in diesem und in 

ähnlichen Schreiben zum Ausdruck gebrachte Einstellung der Rechtsanwaltskammer 

Koblenz könnte durchaus den Eindruck erwecken, dass die Rechtsanwaltskammer 

Koblenz zumindest zeitweilig die Einbindung der Rechtsanwaltskammer in die staatli-

che Organisation nicht völlig im Blick hatte und sich keiner anderen Stelle gegenüber 

in der Verantwortung sah. Der Bürgerbeauftragte nahm dies zum Anlass, den Petiti-

onsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz gemäß § 105 Abs. 3 der Geschäftsord-

nung des Landtags hierüber zu unterrichten. Erst nach wiederholten Fristsetzungen 

und einem Gespräch des Bürgerbeauftragten mit der Staatssekretärin beziehungs-

weise dem Minister der Justiz sowie nach deutlichen Hinweisen darauf, dass die 

Auskunftspflicht gegenüber dem Bürgerbeauftragten auf dem verfassungsrechtlich 

verankerten parlamentarischen Kontrollrecht beruht und daher gegenüber etwaigen 

einfachgesetzlichen Regelungen in der Bundesrechtsanwaltsordnung vorrangig ist, 
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konnte erreicht werden, dass die erforderlichen Auskünfte schließlich erteilt wurden. 

Dies ändert allerdings nichts an der Tatsache, dass es in den betreffenden Verfahren 

zu ebenso ärgerlichen wie unnötigen Verzögerungen kam. Es bleibt zu hoffen, dass 

es künftig zu derart unliebsamen Vorgängen nicht mehr kommt. 

 

Dafür, dass die Mitwirkung der Rechtsanwaltskammern durchaus erforderlich ist, um 

zu der von Petentinnen und Petenten gewünschten Klärung beizutragen, sei der fol-

gende Fall genannt: Eine Petentin beschwerte sich, weil sie von dem von ihr beauf-

tragten Rechtsanwalt überlassene Unterlagen nicht zurückerhalten hatte und dieser 

ihre Schreiben auch nicht mehr beantwortete. Auch die Einschaltung der Rechtsan-

waltskammer führte zunächst nicht weiter, weil der betreffende Rechtsanwalt auch 

auf deren Anschreiben nicht reagierte. Erst nachdem die Rechtsanwaltskammer den 

Vorgang an die Generalstaatsanwaltschaft weitergeleitet hatte, erfolgte eine Stel-

lungnahme seitens des Rechtsanwaltes. Auch wenn es sich hierbei um einen Einzel-

fall handeln mag, zeigt sich, dass das den Rechtsanwaltskammern zur Verfügung 

stehende Instrumentarium erforderlich ist, um den betreffenden Bürgerinnen und 

Bürgern weiterzuhelfen. Der Bürgerbeauftragte legt daher auch künftig Wert darauf, 

dass Beschwerdefällen zügig nachgegangen wird und die erforderlichen Auskünfte 

erteilt werden. 

 

 

1.4.  Strafvollzug 
1.5.  Vollzugslockerungen 
1.6.  Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 
 

Bei den Eingaben von Strafgefangenen ist gegenüber dem Berichtszeitraum 2003 ein 

deutlicher Rückgang zu verzeichnen. Der Anteil an den Gesamteingaben ging ge-

genüber dem Vorjahr von 11,3 % auf 8,5 % zurück. Gleichwohl nehmen die Eingaben 

aus diesem Bereich wie bereits in den Vorjahren mit den Eingaben aus dem Bereich 

des Ausländerrechts sowie der sozialen Hilfe eine Spitzenstellung ein. Der Rückgang 

der Eingaben betrifft ausschließlich das Sachgebiet 1.4 Strafvollzug und erklärt sich 

insbesondere damit, dass im Jahre 2003 allein 78 Eingaben von einem einzigen Ge-

fangenen der JVA Diez stammten. Hierauf war im Jahresbericht 2003 näher einge-

gangen worden. Das Problem hat sich zwischenzeitlich offensichtlich dadurch gelöst, 

dass der betreffende Gefangene in eine andere JVA verlegt wurde, aus der er bisher 

nur wenige Eingaben an den Bürgerbeauftragten gerichtet hat. Der Anteil der Einga-

ben aus dem Strafvollzug liegt jetzt in etwa wieder auf dem Niveau der Vorjahre. 
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Bei dem Vergleich der Herkunft der Eingaben war bereits im Jahresbericht 2003 ein 

besonderes Augenmerk auf die JVA Rohrbach gerichtet worden, da diese Ende 2002 

eröffnet wurde und erstmals in der Statistik erschien. Es ist besonders interessant, 

die Anzahl sowie auch die Art der Eingaben in einer neu eröffneten JVA zu beobach-

ten. Während die Eingaben aus der JVA Rohrbach im Jahre 2003 noch im Mittelfeld 

lagen, nahmen sie im Berichtszeitraum signifikant zu, sodass diese JVA nunmehr den 

Spitzenplatz belegt. Hierbei sind allerdings die Eingaben aus der nunmehr an zweiter 

Stelle liegenden JVA Wittlich gegenüber dem Vorjahr deutlich zurückgegangen. 

 

Mit deutlichem Abstand liegen die JVAs Diez und Trier gleichauf, gefolgt von Zwei-

brücken und Frankenthal im Mittelfeld, wobei der deutliche Rückgang der Eingaben 

aus der JVA Diez besonders auffällig ist. Dieser Rückgang ist unter anderem darauf 

zurückzuführen, dass besagter Gefangener aus der JVA Diez verlegt worden ist. Wie 

bisher liegt die JVA Koblenz mit nur wenigen Eingaben auf dem letzten Platz. Aus 

den Jugendvollzugsanstalten gab es nur eine Eingabe aus Schifferstadt. 

 

Gegenüber dem Vorjahr haben die Eingaben, die die ärztliche Versorgung betreffen, 

deutlich zugenommen. Diese liegen jedoch nach wie vor im Verhältnis zu den übrigen 

Eingaben aus dem Strafvollzug auf niedrigem Niveau, sodass aus der Zunahme nicht 

auf eine Verschlechterung der ärztlichen Versorgung geschlossen werden sollte, zu-

mal auch keine Schwerpunkte bei einzelnen Vollzugsanstalten feststellbar waren. 

 

Der hohe Anteil der Eingaben aus der JVA Rohrbach erstaunt, da es sich hierbei um 

eine neu errichtete Anstalt handelt, sodass die Voraussetzungen für einen modernen 

Strafvollzug eigentlich besser sind als in den anderen Vollzugsanstalten. Im zweiten 

Jahr nach der Eröffnung können es auch nicht mehr die Anlaufschwierigkeiten sein, 

zumal auch die Art der Eingaben nichts hierfür hergibt. Offensichtlich gibt ein neues 

Gebäude noch keine Gewähr dafür, dass der Strafvollzug so verläuft, wie ihn sich die 

Gefangenen vorstellen. Gewisse Schwerpunkte bei den Eingaben aus der JVA Rohr-

bach stellen die Themen Besuche, Arbeit und Entzug von Vollzugslockerungen dar. 

Darüber hinaus sind die Themen weit gefächert, sodass sich letztlich keine weiteren 

Aussagen dazu treffen lassen. 

 

Auch bei den Eingaben aus den übrigen Vollzugsanstalten sind nur wenige Schwer-

punkte ersichtlich. Eingaben im Zusammenhang mit der Gewährung von Vollzugslo-
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ckerungen kamen schwerpunktmäßig außer aus Rohrbach auch aus den Vollzugsan-

stalten Wittlich und Zweibrücken. Über die Haftbedingungen allgemein beschwerten 

sich Gefangene insbesondere aus der JVA Trier, wobei auffallend war, dass es hier 

mehrere inhaltlich gleichlautende Eingaben gab, mit denen die hygienischen Zustän-

de der Duschräume, die beengten Verhältnisse in doppelt belegten Hafträumen sowie 

die Nichtausgabe eines Arbeiterfrühstücks beanstandet wurden. 

 

Von Interesse ist auch, dass im Berichtszeitraum von der JVA Diez zusätzlich auch 

der Vollzug der Sicherungsverwahrung übernommen wurde. Dieser erfolgte bis dahin 

aufgrund eines Länderabkommens mit Nordrhein-Westfalen in der JVA Werl. Wie 

nicht anders zu erwarten, haben sich bereits einige Sicherungsverwahrte nach ihrer 

Verlegung in die JVA Diez an den Bürgerbeauftragten gewandt. Auch hier mag es 

gewisse Anlaufschwierigkeiten geben, wobei interessanterweise einige Petenten gel-

tend machten, in der JVA Werl bereits Hafterleichterungen erhalten zu haben, die 

ihnen nunmehr verwehrt würden. Bemerkenswert war auch die Eingabe eines Siche-

rungsverwahrten, der beanstandete, dass in der betreffenden Abteilung keine weibli-

chen Bediensteten mehr eingesetzt werden. Diese hätten bisher ihren Dienst mit 

durchweg positiven Auswirkungen verrichtet, was für die Betreffenden auch eine 

wichtige Resozialisierungsmöglichkeit darstellen würde. Dem Anliegen konnte jedoch 

nicht entsprochen werden, weil nach Einschätzung der JVA Diez eine Gefährdung für 

weibliche Mitarbeiterinnen gegeben ist, da es sich bei einigen der Untergebrachten 

um nicht therapierbare Sexualstraftäter mit äußerst ungünstiger Entlassungsperspek-

tive handelt. Die JVA bewertet die Sicherheitsaspekte höher als die vom Petenten 

vorgetragenen Behandlungsgesichtspunkte. 

 

Bereits im letzten Jahresbericht war auch über Probleme im Zusammenhang mit dem 

von der JVA Diez eingerichteten PC-Studienzentrum berichtet worden. Inzwischen 

wurde das Studienzentrum wieder geöffnet, wobei die Öffnungszeiten der von einigen 

Gefangenen entwickelten Konzeption entsprechen. Die Genehmigung zum Kauf von 

Software erfolgt durch die Anstaltsleitung, wobei auch pädagogische und allgemeine 

Vollzugsgesichtspunkte berücksichtigt werden. Mit der Fernuniversität Hagen wurde 

eine Verfahrensweise vereinbart, wonach die Studenten in der JVA Diez E-Mails off-

line schreiben und über ein lokales Netz an den Sicherheitsbeamten EDV senden 

können. Dieser leitet diese sodann online an die Fernuniversität weiter. Ein Zugriff auf 

die Homepage der Universität erfolgt auf demselben Wege. Schließlich konnte auch 
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der Schulungsraum wieder in Betrieb genommen werden, sodass wieder PC-

Grundkurse angeboten werden können. 

 

Eine alle Vollzugsanstalten betreffende Problematik ist der hohe Belegungsgrad. Die 

damit verbundenen Probleme und Beeinträchtigungen führten zu mehreren Einga-

ben, denen aber letztlich nicht abgeholfen werden konnte, solange sich an der Situa-

tion nichts ändert. Allerdings konnte sämtlichen Eingaben, die die Verlegung auf eine 

Einzelzelle betrafen, abgeholfen werden. Hierbei gibt es allerdings in der JVA Trier 

das Problem, dass Gefangenen, die sich auf einer Einzelzelle der Abteilung A befin-

den, keine Arbeit zugeteilt werden kann. So war einem Petenten von der JVA mitge-

teilt worden, dass ein Arbeitseinsatz der auf der Abteilung A untergebrachten Gefan-

genen bis auf ganz wenige Ausnahmen aus „anstaltsorganisatorischen“ Gründen 

nicht möglich sei. Bei der Abteilung A handelt es sich nämlich um die Zugangsabtei-

lung, deren Insassen in aller Regel noch keine Arbeit zugewiesen wird. Die betreffen-

den Gefangenen müssen entweder warten, bis in einer anderen Abteilung ein Einzel-

haftraum frei wird, oder aber, wenn sie sofort arbeiten möchten, ihrer Verlegung auf 

einen Gemeinschaftsraum zustimmen. Gefangene, die dies ablehnen, erfahren zwar 

insoweit keine Nachteile, weil sie als „nicht verschuldet ohne Arbeit“ geführt werden, 

jedoch ändert dies nichts daran, dass sich die Betreffenden dennoch benachteiligt 

fühlen. Manche empfinden auch den Zwang, ihrer Verlegung auf eine Mehrpersonen-

zelle zuzustimmen, um eine Arbeit zu erhalten, als „Nötigung“. Eine ähnliche Situation 

gibt es auch im Freigängerhaus der JVA Diez, das ebenfalls nicht über ausreichende 

Einzelhafträume verfügt. Hier haben Gefangene, bei denen die Voraussetzungen für 

eine Verlegung in den offenen Vollzug vorliegen, die Wahl, ob sie einer sofortigen 

Verlegung auf eine Zwei -Personen-Zelle zustimmen oder sich aber auf eine Wartel is-

te für eine Einzelzelle setzen lassen. Auch dies ist zumindest von einem Petenten als 

„Nötigung“ empfunden worden. Insgesamt zeigt sich hier ein unbefriedigender Zu-

stand; der Bürgerbeauftragte wird dieser Angelegenheit weiter nachgehen. 

 

Eine Reihe von Eingaben aus dem Strafvollzug stehen in einem gewissen Span-

nungsverhältnis zwischen der Vorgehensweise der JVA und einer gerichtlichen Ent-

scheidung der Strafvollstreckungskammer, die wegen des Verfassungsgrundsatzes 

der richterlichen Unabhängigkeit nicht der parlamentarischen Kontrolle unterliegt. In 

solchen Fällen ist es häufig nicht ganz einfach, dem betreffenden Petenten einerseits 

im Rahmen des Möglichen zu helfen, andererseits aber auch die Grenzen aufzuzei-

gen. Beispielsweise seien hier häufiger vorkommende Eingaben genannt, mit denen 
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eine vorzeitige Entlassung begehrt wird. Da die Entscheidung hierüber der zuständi-

gen Strafvollstreckungskammer obliegt, sind Eingaben, die ausschließlich auf eine 

vorzeitige Entlassung gerichtet sind, unzulässig. Es sind aber vermehrt Eingaben zu 

beobachten, mit denen die Stellungnahme, die seitens der JVA in einem solchen Ver-

fahren abgegeben wird, beanstandet wird. Solche Eingaben betreffen zwar letztlich 

auch ein gerichtliches Verfahren, beziehen sich jedoch unmittelbar auf die Vorge-

hensweise der JVA. Entsprechend ist in § 3 Abs. 1 b des Landesgesetzes über den 

Bürgerbeauftragten ausdrücklich erwähnt, dass das Recht des Bürgerbeauftragten, 

sich mit dem Verhalten der Verwaltung als Beteiligter in einem schwebenden Verfah-

ren zu befassen, davon unberührt bleibt, dass Eingaben, deren Behandlung einen 

Eingriff in ein schwebendes gerichtliches Verfahren bedeuten würde, unzulässig sind. 

Eine weitere Gruppe von Eingaben betrifft die Vollzugsplanung, bei denen die Voll-

zugsanstalten eine Prognose treffen müssen, ob von einer vorzeitigen Entlassung 

oder der Endstrafe auszugehen ist. Manche Gefangene werfen in solchen Fällen der 

JVA vor, sie würde sich eine Entscheidung anmaßen, die nur der Strafvollstreckungs-

kammer zukommt. Diese Sichtweise mag durchaus nachvollziehbar sein, übersieht 

aber, dass von der JVA eine Prognose getroffen werden muss, bevor die gerichtliche 

Entscheidung ergeht. Da im Übrigen die für die Entscheidung wichtigsten Kriterien 

wie Vorstrafen, Bewährungsversagen und Rückfallhäufigkeit sowie Verhalten im 

Strafvollzug bekannt sind, sind entsprechende Prognosen auch durchaus möglich 

und keineswegs willkürlich. Andererseits ist zu bedenken, dass es durchaus Unsi-

cherheitsfaktoren in der Vollzugsplanung gibt, was insbesondere dann nachteilig für 

die Gefangenen zum Tragen kommen kann, wenn entgegen der  Prognose doch eine 

vorzeitige Entlassung gewährt wird. In solchen Fällen ist nicht auszuschließen, dass 

die Vorbereitung auf die Entlassung und die hiermit im Zusammenhang stehenden 

Resozialisierungsmaßnahmen eventuell zu kurz kommen können. Dieses Problem 

ergibt sich allerdings aus der Gesetzeslage und kann im Petitionswege nicht gelöst 

werden.  

 

Gelegentlich sind auch Fragen der Altersversorgung Gegenstand von Eingaben. Dies 

betrifft insbesondere Gefangene, die langjährige Freiheitsstrafen zu verbüßen haben. 

Die Zeiten ihrer Arbeit begründen keinerlei Rentenanwartschaften. Diese Thematik ist 

zwar bundesgesetzlich geregelt, jedoch hat im Berichtszeitraum der Petitionsaus-

schuss des Deutschen Bundestages eine entsprechende Eingabe den Petitionsaus-

schüssen der Landesparlamente zugeleitet, da eine entsprechende gesetzliche Re-

gelung bisher insbesondere am Widerstand der Bundesländer gescheitert ist. Der 
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Widerstand liegt unter anderem darin begründet, dass die Bundesländer durch ent-

sprechende Zahlungen an die Versicherungsanstalten finanziell belastet würden. Al-

lerdings zeigt gerade die derzeit vorliegende Eingabe, wie unbefriedigend die derzei-

tige Gesetzeslage ist. In dem betreffenden Fall handelt es sich um einen zu einer 

lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilten Gefangenen, der mehrere Jahrzehnte im 

Strafvollzug gearbeitet hat. Nunmehr verfügt er im Alter lediglich über ein Taschen-

geld, mit dem er nur in geringem Umfang Einkäufe tätigen kann. Der Bürgerbeauf-

tragte wünscht sich, dass im Sinne der betroffenen Gefangenen eine Lösung gefun-

den wird. Aus diesem Grund ist die Eingabe auf seinen Vorschlag hin auch an die 

Strafvollzugskommission des Landtags überwiesen worden. 

 

 

 

1.7.  Gnadensachen 

 

Wie bereits in den vorhergehenden Jahren bewegt sich die Anzahl von Eingaben, die 

Gnadensachen betreffen, trotz deutlicher Zunahme auf niedrigem Niveau. 

 

In diesem Sachgebiet konnte nur in wenigen Fällen weitergeholfen werden, weil 

Gnadenentscheidungen Ausnahmecharakter haben. Gleichwohl prüfen die zuständi-

gen Staatsanwaltschaften in jedem Einzelfall sorgfältig, ob Gründe für einen Gnaden-

erweis vorliegen. Dies war beispielsweise bei einem Petenten der Fall, dessen Verur-

teilung zu einer Freiheitsstrafe bereits vier Jahre zurücklag und der schon ein Jahr in 

Untersuchungshaft gewesen war. Die Untersuchungshaft war wegen einer für erfor-

derlich erachteten Therapie außer Vollzug gesetzt worden. In der Zwischenzeit hatte 

das Leben des Petenten eine in jeder Hinsicht positive Wendung erfahren. Ein Gut-

achter gelangte zu der Erkenntnis, dass die, im Übrigen noch nicht abgeschlossene, 

Therapie bewirkt habe, dass der Petent „im Sinne der Sühne, aber auch im Sinne der 

Prävention mehr seelische Verarbeitung leistet, als dies durch die Einwirkung einer 

Haftstrafe hervorgebracht werden könnte.“ Die Staatsanwaltschaft hat zunächst im 

Gnadenwege einen Strafaufschub von sechs Monaten gewährt, um die weitere Ent-

wicklung prüfen zu können. Bei einem weiteren positiven Verlauf könnte durchaus die 

Aussetzung der Reststrafe zur Bewährung im Gnadenwege in Betracht kommen. 
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2 – Ordnungsverwaltung 

 

 

2.1  Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 
2.2  Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 
 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten haben im Vergleich zum Vorjahr deutlich zu-

genommen. Wie bereits in den Vorjahren liegt ein Schwerpunkt bei Beschwerden 

über Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. Hierbei wird meistens geltend gemacht, 

dass Polizeibedienstete sich im Zusammenhang mit einer polizeilichen Maßnahme 

nicht ordnungsgemäß verhalten hätten. In anderen Fällen wird geltend gemacht, Poli-

zeibedienstete hätten auf entsprechende Anzeigen nicht oder nicht im erforderlichen 

Umfang reagiert. Jede Eingabe wird von dem jeweiligen Polizeipräsidium zum Anlass 

genommen, dem betreffenden Vorgang sorgfältig nachzugehen. Hierbei erfolgt ins-

besondere eine Anhörung der betreffenden Bediensteten, gegebenenfalls auch ihrer 

Vorgesetzen sowie etwaiger weiterer Beteiligter. In Einzelfällen ergibt sich hierbei 

durchaus, dass Polizeibedienstete offensichtlich nicht ganz korrekt gehandelt haben 

oder eine bestimmte Äußerung zu beanstanden ist. Erschwerend kommt bei den Er-

mittlungen allerdings hinzu, dass in den meisten Fällen bei dem betreffenden Vor-

gang nur der Petent beziehungsweise die Petentin und die Polizeibediensteten an-

wesend waren. Soweit hier Aussage gegen Aussage steht, hat der Bürgerbeauftragte 

keine weiteren Möglichkeiten, zu einer abschließenden Klärung des Sachverhalts 

beizutragen. Dies wird gelegentlich von Petentinnen und Petenten nicht richtig ver-

standen, sodass sie dem Bürgerbeauftragten mangelnden Aufklärungswillen vorhal-

ten. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei Eingaben, die die Hundehaltung betreffen und die 

deutlich zugenommen haben. Erneut handelt es sich zum einen um Eingaben von 

Bürgerinnen und Bürgern, die sich durch Hunde belästigt oder gefährdet fühlen und 

der Ansicht sind, dass die zuständigen Stellen nicht die erforderlichen Maßnahmen 

ergreifen; zum anderen aber auch um Hundehalterinnen und –halter, die sich durch 

entsprechende Ordnungsmaßnahmen beeinträchtigt fühlen. Hierbei ist ein auffallend 

hoher Anteil dieser Eingaben sehr emotional, wobei heftige Vorwürfe gegen Mitbürge-

rinnen und Mitbürger sowie die betreffenden Bediensteten zu beobachten sind. Hun-

dehaltung ist offensichtlich ein Thema, das die Betroffenen derart berührt, dass eine 

gewisse Neigung besteht, den Boden objektiver Sachlichkeit zu verlassen. 
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Eingaben wegen Hundehaltung beziehen sich aber nicht nur auf die Anwendung der 

bisher maßgeblichen Gefahrenabwehrverordnung – Gefährliche Hunde. Es geht auch 

um die Anwendung des Leinenzwanges oder als störend empfundenes Hundegebell. 

Allerdings stand zweifellos die Gefahrenabwehrverordnung – Gefährliche Hunde im 

Mittelpunkt des Interesses und zwar nicht nur bei den betroffenen Hundehalterinnen 

und Hundehaltern, sondern wiederum auch bei anderen Bürgerinnen und Bürgern, 

die in Einzelfällen nicht verstehen konnten, weshalb bei einem von ihnen als gefähr-

lich empfundenen Hund diese Verordnung nicht angewandt wurde. Von Interesse ist 

in diesem Zusammenhang eine im Berichtszeitraum ergangene Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts, wonach die in der Gefahrenabwehrverordnung – Gefähr-

liche Hunde enthaltene Rasseliste nicht von der gesetzlichen Verordnungsermächt i-

gung gedeckt und daher nichtig ist. Diese Entscheidung betrifft ausschließlich die 

Rasseliste, sodass die Anwendung der Verordnung auch weiterhin in den Fällen 

möglich war, bei denen unter den weiteren genannten Tatbestandsvoraussetzungen 

die individuelle Gefährlichkeit festgestellt wurde. Laut einer Mitteilung des Minister i-

ums des Innern und für Sport waren Halterinnen und Halter von Hunden der so ge-

nannten Rasseliste in der Folgezeit nicht verpflichtet, den Geboten und Auflagen der 

Gefahrenabwehrverordnung nachzukommen. Entsprechend wurden diese bei einer 

Eingabe, die eine auf die Rasseliste gestützte Verfügung betraf, im Zuge des Petiti-

onsverfahrens zurückgenommen.  

 

Zwischenzeitlich hat der Landtag Rheinland-Pfalz das Landesgesetz über gefährliche 

Hunde verabschiedet, das zum 01.01.2005 in Kraft getreten ist. Nach diesem Gesetz 

gelten Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, die Wild oder Vieh hetzen oder 

reißen, die Menschen in drohender Weise angesprungen oder eine besondere 

Kampfbereitschaft, Schärfe oder vergleichbare Eigenschaft entwickelt haben, wie 

bisher, als gefährlich. Weiterhin gelten alle Hunde der Rasse American Staffordshire 

Terrier und Staffordshire Bullterrier sowie des Typs Pit Bull Terrier und Hunde, die 

von diesen abstammen, unabhängig von ihren individuellen Eigenschaften als gefähr-

lich; damit soll dem Schutzbedürfnis der rheinland-pfälzischen Bevölkerung vor ge-

fährlichen Hunden wieder angemessen Rechnung getragen werden. 
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2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 

 

Bei etwas rückläufiger Anzahl der Eingaben im Vergleich zum Vorjahr waren die 

Schwerpunkte erneut vielfältig. Innerhalb des Sachgebiets waren insbesondere Ein-

gaben zum Führerscheinrecht, zum ruhenden Verkehr, zu gewünschten oder bean-

standeten verkehrsrechtlichen Anordnungen und zum ÖPNV zu bearbeiten. 

 

Schon die nachfolgenden Beispiele zeigen, wie vielfältig sich die Beschwerden und 

Probleme darstellen. 

 

Aus dem Rahmen fielen beispielsweise zwei Eingaben, mit denen die Petenten eine 

Hinweisbeschilderung an überörtlichen Straßen für das von ihnen bewohnte kleine 

Dorf erreichen wollten. Auch im Rahmen der Petitionsverfahren konnte diesem Anlie-

gen nicht entsprochen werden, da die Anzahl der Orte, die in die entsprechenden 

Verkehrswegweiser aufgenommen werden können, begrenzt ist und daher die Be-

deutung des jeweiligen Ortes als Fern- und Nahziel in die Entscheidung einfließt. 

Richtlinien legen die entsprechenden Voraussetzungen fest, die hier aber nicht erfüllt 

waren. 

 

Ebenfalls nicht alle Tage kommt es vor, dass sich der Bürgerbeauftragte mit der 

Durchführung von Planwagenfahrten beschäftigen muss. Der Petent bietet mit sei-

nem Traktor Planwagenfahrten an. Hierbei kam es immer wieder zu Problemen we-

gen der Berechtigung, überhaupt derartige Fahrten durchführen zu können. Der Pe-

tent wollte mit seiner Eingabe erreichen, dass die bisher genehmigte Strecke erwei-

tert beziehungsweise flexibler gehandhabt wird, damit auch zwei attraktive Ausflugs-

ziele beziehungsweise ein gastronomischer Betrieb angefahren werden können. Die-

ser Wunsch war aber nicht zu realisieren, weil keine klassifizierten Straßen, sondern 

nur Wirtschaftswege mit dem Gespann aus Traktor und Planwagen befahren werden 

dürfen. Ansonsten hätte der Petent beispielsweise noch den Personenbeförderungs-

schein erwerben müssen. Dem Petenten konnte deshalb über die bereits erteilte Ge-

nehmigung hinaus nicht weitergeholfen werden.  

 

Eine weitere eher ungewöhnliche Eingabe im Sachgebiet betraf die Werbung an Bus-

sen, insbesondere im Fensterbereich des Fahrgastraums, an der sich eine Bürgerin 

störte. Auch diesem Anliegen konnte im Petitionsverfahren nicht abgeholfen werden. 

Die Petentin wird daher auch weiterhin während der Busfahrt nur einen eingeschränk-
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ten Blick in die Landschaft genießen können, da sich keine Anhaltspunkte für ein 

rechtswidriges Verhalten des Busunternehmens ergeben haben.  

 

Dem Anliegen einer anderen Petentin aus dem Bereich des ÖPNV konnte hingegen 

entsprochen werden. Diese hatte sich darüber beklagt, dass eine bestimmte Busver-

bindung in den frühren Morgenstunden an Samstagen gestrichen worden war. Die 

Petentin war aber auf genau diese Verbindung an Samstagen dringend angewiesen, 

um ihren Arbeitsplatz zu erreichen. 

 

Ebenfalls entsprochen werden konnte einem Anliegen eines Petenten, der sich dar-

über beschwerte, dass vor seinem Grundstück im Gartenbereich ein so genannter 

Poller errichtet worden war. Er sah sich dadurch beim Befahren seines Gartens be-

hindert. Zwar ergab die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens zunächst, 

dass sich in dem von dem Petenten angegebenen Gartenbereich keine als solche 

erkennbare Zufahrt zum Grundstück befindet. Im Laufe des Petitionsverfahrens er-

klärte der Petent aber, nunmehr genau an dieser Stelle einen Stellplatz errichten zu 

wollen. Letztlich wurde einvernehmlich mit allen Beteiligten ein neuer Standort für den 

Poller festgelegt.  

 

Ein anderer Petent machte auf verschiedene, aus seiner Sicht gegebene Probleme 

im Zusammenhang mit Geschwindigkeitsbegrenzungen aufmerksam. Er hielt diese 

nicht für gerechtfertigt und wies insbesondere im Zusammenhang mit der Auswei-

sung einer Tempo- 30- Zone auf rechtliche Bedenken hin. Die Beschwerden und An-

regungen des Petenten wurden von den zuständigen Straßenverkehrsbehörden auf-

gegriffen und die maßgeblichen Beschränkungen wurden, soweit sich die Bedenken 

im Laufe der Überprüfung bestätigten, aufgehoben. Da der Petent beruflich viel un-

terwegs ist und die Überprüfung verkehrsrechtlicher Anordnungen offenbar zu seinem 

Steckenpferd gemacht hat, ist nicht auszuschließen, dass die zuständigen Dienststel-

len auch zukünftig mit den Bedenken des Petenten befasst sein werden. 

 

Ziel einer anderen Eingabe war, dass das an einer Straße in einem Neubaugebiet 

stehende Verkehrszeichen 267 - Verbot der Einfahrt - entfernt wird. Ungewöhnlich 

war in diesem Fall, dass der Petent erfolgreich Widerspruch gegen die verkehrsbe-

hördliche Anordnung erhoben hatte und diese Anordnung dann auch aufgehoben 

wurde. Dennoch wurde das Verkehrsschild zunächst nicht entfernt. Die Verbandsge-
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meindeverwaltung hat dann aber im Laufe des Petitionsverfahrens die Entfernung 

des Verkehrszeichens angeordnet. 

 

Eher ungewöhnlich war auch der Fall einer Petentin, die sich mit einem mobilen Ver-

kaufswagen, der auf einem Privatgrundstück außerhalb der festgesetzten Ortsdurch-

fahrtsgrenze steht, nach längerer Arbeitslosigkeit selbstständig gemacht hat. Für die 

Nutzung einer Zufahrt im Zuge der Landesstraße sollte die Petentin jährlich 869,20 € 

Sondernutzungsgebühr zahlen. Die Petentin hat mit ihrer Eingabe insbesondere dar-

auf hingewiesen, dass sie zumindest derzeit noch nicht dazu in der Lage ist, von ih-

ren Einnahmen auch noch diese Gebühren zu bezahlen.  

 

Im Rahmen der Ermittlungen hatte es der Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rhein-

land-Pfalz zunächst abgelehnt, der Petentin auch nur zeitlich befristet entgegenzu-

kommen. Der Landesbetrieb stützte sich dabei auf das von ihm zu beachtende be-

sondere Gebührenverzeichnis sowie einen Gebührenkatalog, der allerdings aus-

schließlich auf die Frequentierung der jeweiligen Straße abstellt. Der Landesbetrieb 

Straßen und Verkehr vertrat die Ansicht, dass das besondere Gebührenverzeichnis 

keinen Spielraum für eine Senkung der Gebühr in diesem Fall zulässt. Dieser Stand-

punkt wurde zunächst auch vom Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 

und Weinbau bestätigt.  

 

Zwar wurde der Petentin vom Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz 

eine monatliche Ratenzahlung eingeräumt, richtige Bewegung in die Sache kam aber 

erst, nachdem der Bürgerbeauftragte die Angelegenheit während eines persönlichen 

Gespräches mit dem Minister für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau 

erörtert hatte. Aufgrund einer von der Petentin vorgelegten Einnahmen-Überschuss-

rechnung für das Jahr 2003 hat das Ministerium dann die Sach- und Rechtslage er-

neut bewertet. Aus dieser Einnahmen-Überschussrechnung war ersichtlich, dass sich 

die zunächst festgesetzte Sondernutzungsgebühr auf gut 10 % des im Jahr 2003 er-

zielten Jahresüberschusses belief. Der Landesbetrieb Straßen und Verkehr Rhein-

land-Pfalz hat dann abweichend von dem oben genannten Gebührenkatalog unter 

Annahme eines so genannten begründeten Einzelfalles die Sondernutzungsgebühr 

auf jährlich nur noch 120,00 € festgesetzt, solange sich die Ertragslage der Petentin 

nicht wesentlich verbessert.  
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Schwerpunkt im Bereich der Eingaben zum Führerscheinrecht waren erneut Proble-

me im Zusammenhang mit dem Verlust der Fahrerlaubnis infolge von Trunkenheits-

fahrten. Hierbei wenden sich die betreffenden Bürgerinnen und Bürger zumeist gegen 

die Anordnung oder das Ergebnis einer Medizinisch-Psychologischen Untersuchung 

(MPU). In diesen Fällen ist die Führerscheinstelle an der Wiedererteilung der Fahrer-

laubnis gehindert, solange kein positives Gutachten vorliegt. 

 

 

2.4  Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 

 

Im Bereich der ausländerrechtlichen Eingaben ist ein deutlicher Rückgang zu ver-

zeichnen, wobei dieses Sachgebiet jedoch nach wie vor mit den Eingaben, die den 

Strafvollzug sowie soziale Hilfen betreffen, an vorderster Stelle liegt. Nach wie vor 

betreffen die Eingaben aus diesem Sachgebiet schwerpunktmäßig Flüchtlinge aus 

dem ehemaligen Jugoslawien sowie Ausländerinnen und Ausländer, die nach Ableh-

nung ihres Asylgesuches ein weiteres Bleiberecht begehren. Der bereits erwähnte 

Rückgang bezieht sich in gleicher Weise auf beide Bereiche.  

 

Die Ausführungen im Jahresbericht 2003 zu diesem Sachgebiet schlossen mit der 

Hoffnung, dass das damals noch in Beratung befindliche Zuwanderungsgesetz in 

Kraft treten wird. Erfreulicherweise ist das Gesetz im Berichtszeitraum verabschiedet 

worden und am 01.01.2005 in Kraft getreten. Auf Einzelheiten wird an anderer Stelle 

des Jahresberichts gesondert eingegangen. 

 

Wie bereits im Vorjahr betrifft ein zwar rückläufiger, aber nach wie vor hoher Anteil 

der Eingaben Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien und hierbei ganz über- 

wiegend aus dem Kosovo. Der Rückgang der Eingaben dürfte unter anderem auch 

darauf zurückzuführen sein, dass bezüglich der Minderheiten der Serben, Roma, 

Ashkali und Ägypter weiterhin die Regelung gilt, dass die Rückführung zunächst zu-

rückgestellt wird. Die Duldungen für diesen Personenkreis werden regelmäßig jeweils 

um drei Monate verlängert. Hingegen wurde bezüglich der Minderheitengruppen der 

Türken, Bosniaken, Gorani und Torbesh im Zusammenwirken mit der UNMIK festge-

stellt, dass die Gründe, die für eine Rückstellung sprachen, zwischenzeitlich entfallen 

sind, sodass im Berichtszeitraum mit der Rückführung dieser Personen begonnen 

wurde. Dies führte zu einigen Eingaben aus diesem Personenkreis. Da es sich je-

weils um ausreisepflichtige Personen handelte, war es trotz des zwischenzeitlich 
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recht langen Aufenthaltes in Deutschland nicht möglich, ein weiteres Bleiberecht zu 

gewähren. 

 

Gelegentlich kommt es vor, dass bei ausreisepflichtigen Familien nur ein Familienan-

gehöriger, meistens wegen einer Erkrankung, weiterhin zu dulden ist. In solchen Fäl-

len legen der Bürgerbeauftragte und der Petitionsausschuss größten Wert darauf, 

dass auch die anderen Familienangehörigen nicht zurückgeführt werden, damit die 

Familie nicht auseinandergerissen wird. In aller Regel wird dies auch von der jeweili-

gen Ausländerbehörde und nunmehr auch von der Kreisverwaltung Altenkirchen ak-

zeptiert, sodass die gesamte Familie weitere Duldungen erhält. Aus Sicht des Bür-

gerbeauftragten können diese Eingaben nicht abgeschlossen werden, solange dies-

bezüglich keine befriedigende Regelung erfolgt ist. Nur in ganz besonderen Einzelfäl-

len sind Ausnahmen denkbar. Dies gilt insbesondere, wenn ein Familienmitglied zum 

Beispiel in erheblichem Umfang straffällig geworden ist. 

 

Deutlich zugenommen haben Eingaben von Familienangehörigen, die ein weiteres 

Bleiberecht erhalten beziehungsweise aus dem Ausland nachziehen möchten. Hier-

bei geht es häufig um ausreisepflichtige Ehepartner beziehungsweise Ehepartnerin-

nen von Deutschen beziehungsweise von Ausländerinnen und Ausländern mit einem 

Bleiberecht. In aller Regel ist in solchen Fällen ein Familiennachzug möglich, jedoch 

kann das erforderliche Visum nur im Herkunftsland beantragt werden, sodass zu-

nächst eine Ausreise erfolgen muss. Diese Ausreise möchten einige Petentinnen und 

Petenten vermeiden, was jedoch aufgrund der gültigen Rechtslage in aller Regel 

nicht erreicht werden kann. Nach In-Kraft-Treten des Zuwanderungsgesetzes haben 

die Ausländerbehörden zwar die Möglichkeit, von einer Abschiebung der ausländi-

schen Ehegatten beziehungsweise des ausländischen Ehegatten abzusehen, jedoch 

bleibt es dabei, dass ein Aufenthaltsrecht als Ehepartnerin beziehungsweise Ehe-

partner nur erworben werden kann, wenn zunächst bei der deutschen Auslandsver-

tretung das erforderliche Visum erteilt wird. Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten 

besteht hier Handlungsbedarf, da es nicht nachvollziehbar ist, dass ausschließlich 

zum  

Zwecke der Visabeantragung eine Reise in das betreffende Land unternommen wer-

den muss.  

 

Eine andere Gruppe betrifft Ausländerinnen und Ausländer, die in Deutschland ein 

Kind haben. Auch wenn mit der Mutter beziehungsweise dem Vater des Kindes keine 
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Ehe besteht, kommt dem Eltern-Kind-Verhältnis eine so große Bedeutung zu, dass 

dieses ein weiteres Aufenthaltsrecht begründen kann. Voraussetzung ist allerdings, 

dass tatsächlich ein solches Eltern-Kind-Verhältnis besteht. Daher konnte in einigen 

wenigen Fällen nicht weitergeholfen werden, bei denen ein Interesse an dem Kind 

erst entstand, als eine Abschiebung drohte. 

 

Gelegentlich betreffen Eingaben auch Besuchsvisa, obwohl für deren Erteilung aus-

schließlich die deutschen Auslandsvertretungen zuständig sind. Allerdings verlangen 

diese bei einer Reihe von Herkunftsländern, dass die Einladenden bei der zuständi-

gen Ausländerbehörde Verpflichtungserklärungen unterzeichnen. Hierbei kommt es 

gelegentlich zu Problemen, so in einem Fall, bei dem der Petent beanstandete, dass 

weitere Unterlagen, wie Gehaltsbescheinigungen und Wohnungsnachweis, verlangt 

wurden. Eine vom Bürgerbeauftragten veranlasste Überprüfung durch das Minister i-

ums des Innern und für Sport ergab, dass die Ausländerbehörde zwar im Regelfall zu 

prüfen hat, ob die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner von Verpflichtungserklärun-

gen in der Lage sind, möglicherweise anfallende Kosten zu tragen. Dies gilt aber 

dann nicht, wenn aufgrund vorhandener Erkenntnisse keine begründeten Zweifel an 

der finanziellen Leistungsfähigkeit der Einladenden bestehen. In diesem Fällen darf 

generell unterstellt werden, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit glaubhaft dargelegt 

ist. Auch auf die Abklärung der Wohnungsverhältnisse kann grundsätzlich verzichtet 

werden. Die betreffende Ausländerbehörde hat die Hinweise des Ministeriums des 

Innern und für Sport zum Anlass genommen, das Verfahren entsprechend zu ändern. 

 

Die Eingaben, die ein Einbürgerungsverfahren betreffen, haben deutlich zugenom-

men. Wie bisher geht es hierbei insbesondere um Probleme im Zusammenhang mit 

der Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit. Aus Sicht des Bürgerbeauf-

tragten sollten die Zumutbarkeitsgrenzen nicht zu hoch angesetzt werden, insbeson-

dere wenn feststeht, dass die Betreffenden keinerlei Beziehungen mehr zu ihrem 

Herkunftsland haben. Dies gilt insbesondere bei Ausländerinnen und Ausländern, die 

bereits in Deutschland geboren sind oder im frühen Kindesalter einreisten und voll-

ständig integriert sind.  
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2.5  Pass- und Meldewesen 
2.6  Personenstandswesen 
 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen wie bereits in den Vorjahren auf niedr i-

gem Niveau. 

 

Ein gewisser Schwerpunkt liegt bei Eingaben, die das Meldewesen betreffen. Auffal-

lend ist, dass hier einerseits Klage darüber geführt wird, das Verfahren sei zu büro-

kratisch und formalistisch, andererseits es aber zu Beschwerden kommt, wenn ge-

wisse Verfahrensvereinfachungen zu Konsequenzen führen, die im Einzelfall als un-

erfreulich empfunden werden. So beschwerten sich Bürgerinnen und Bürger darüber, 

dass sie bei der Anmeldung eine Bescheinigung des Vermieters beziehungsweise 

der Vermieterin oder den Mietvertrag vorlegen mussten. Die diesbezüglichen melde-

rechtlichen Vorschriften sind zwischenzeitlich gelockert worden. So kann beispiels-

weise eine Untermieterin oder ein Untermieter angemeldet werden, ohne dass die 

Vermieterin oder der Vermieter hiervon etwas weiß. Dies führte zu einer Eingabe, bei 

der sich ein Vermieter über die Personenzahl, die den Abfallentsorgungsgebühren 

zugrunde gelegt wurde, beschwerte. Es stellte sich heraus, dass in einem Haus ein 

Untermieter gemeldet war, von dem er bis dahin noch nichts gewusst hatte. Gerade 

dieser Fall zeigt deutlich, dass nicht immer allen Interessen gleichzeitig Rechnung 

getragen werden kann. 

 

Offensichtlich zu hohe Erwartungen an das Meldewesen hatte auch ein Bürger, der 

Probleme hatte, in einem Zivilrechtsstreit Schriftsätze unter der gemeldeten Anschrift 

zustellen zu lassen. Er war der Ansicht, dass die Meldebehörde ihren Pflichten nicht 

nachgekommen sei, weil sie nicht bemerkt habe, dass sich der betreffende Bürger 

offensichtlich nicht mehr überwiegend unter seiner Meldeanschrift aufhielt. Derartige 

Pflichten obliegen jedoch der Meldebehörde nicht. Allerdings führte die Eingabe dazu, 

dass die Meldebehörde eine Nebenanschrift feststellte und ins Melderegister eintrug. 

 

 

2.7 Wahlen und Statistik 
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 
2.9 Bestattungswesen 
 

In allen Sachgebieten hat die Zahl der Eingaben im Verhältnis zum Vorjahr zuge-

nommen. 
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Zu den Sachgebieten 2.7 Wahlen und Statistik und 2.8 Brand- und Katastrophen-

schutz liegen die Eingaben auf niedrigem Niveau, ohne dass sich Besonderheiten 

ergeben haben. 

 

Deutlich zugenommen haben die Eingaben zum Sachgebiet 2.9 Bestattungswesen. 

Hierbei handelt es sich insbesondere um Probleme von Hinterbliebenen, auf die im 

Einzelnen im dritten Teil eingegangen wird. 
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3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrecht 

 

 

 

3.1  Gebühren 
3.2  Beiträge 
3.3  Anschlusskosten 
 

Die Veränderungen bei der Anzahl der Eingaben zu diesen Sachgebieten bewegen 

sich im Rahmen jahresüblicher Schwankungen. 

 

Hierbei zeigten sich im Wesentlichen keine neuen Sachverhalte. Eine besondere 

Häufung in Bezug auf spezielle rechtliche Probleme war nicht ersichtlich. Allerdings  

wird in Teil 3 des Jahresberichtes näher auf einen bestimmten Gesichtspunkt - die 

Belastungen der Bürgerinnen und Bürger mit hohen Beiträgen - eingegangen. 

 

Beispielsweise erhielt ein Petent wegen der Gewerbesteuer eine Mahnung. Der Pe-

tent sah die Ursache darin, dass seine neue Bankverbindung, die er der Verwaltung 

rechtzeitig mitteilte, nicht berücksichtigt worden war. Dem Petenten ging es um die 

Rückerstattung von Säumniszuschlägen und Mahngebühren sowie um die Zahlung 

eines Pauschalbetrages von 20 € für die ihm entstandenen Auslagen. Die Ermittlun-

gen ergaben, dass es zu dieser Mahnung aufgrund eines Versehens bei der Ver-

bandsgemeindeverwaltung gekommen war. Die Verwaltung hat sich bei dem Peten-

ten für das Versehen entschuldigt und die Säumiszuschläge sowie die Mahngebüh-

ren zurücküberwiesen. Die Zahlung des Pauschalbetrages von 20 € wurde jedoch 

abgelehnt. 

 

Gegenstand einer anderen Eingabe war die Erhebung von wiederkehrenden Beiträ-

gen für den Straßenausbau. Die Petenten waren nicht zur Zahlung bereit, weil sie aus 

einem Schreiben der Verbandsgemeindeverwaltung aus dem Jahr 1986 einen Bei-

tragsverzicht der Stadt herleiteten. Demnach war die jetzt ausgebaute Straße 1986 

von schwer beladenen Lastkraftwagen befahren und beschädigt worden. Die Ver-

bandsgemeindeverwaltung hatte in dem oben genannten Schreiben mitgeteilt, dass 

die Kosten für die Instandsetzungsarbeiten nicht auf die Anliegerinnen und Anlieger 

umgelegt werden. Die Stadt hat es aber im Laufe des Petitionsverfahrens trotzdem 

abgelehnt, auf  die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen zu verzichten. Zur Be-
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gründung wurde insbesondere auf einen Beschluss des Verwaltungsgerichts Trier 

hingewiesen. Darin stellte das Gericht fest, dass die Kosten für den Ausbau einer 

Straße ungefähr 30 Jahre nach deren erstmaliger Herstellung grundsätzlich beitrags-

fähig sind. Selbst wenn sich eine Stadt im oben genannten Rahmen rechtlich bindend 

verpflichtet hätte, auf die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen zu verzichten, 

würde dies der Beitragspflicht nicht entgegenstehen. Den Petenten konnte deshalb 

im Petitionsverfahren nicht geholfen werden. 

 

 

3.4  Sonstige kommunale Abgaben und Angelegenheiten 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 
 

 

Die Zahl der Eingaben zu den Sachgebieten 3.4 und 3.7 ist im Vergleich zum Vorjahr 

sprunghaft angestiegen. Dies hängt im Bereich 3.7 mit einer Massenpetition zusam-

men, auf die im Einzelnen noch im drittenTeil des Jahresberichts eingegangen wird. 

Ein bestimmter Anlass konnte dagegen bei Sachgebiet 3.4 nicht ermittelt werden. Die 

Zahl der Eingaben zu 3.5 und 3.6 ist nahezu gleich geblieben. Im Übrigen waren die 

zu den Themenbereichen 3.4 und 3.5 zu prüfenden Sachverhalte wie immer sehr 

vielfältig. 

 

Beispielsweise wollte ein Petent erreichen, dass in einem neu errichteten Wartehäu-

schen der Bushaltestelle in seinem Wohnort eine Sitzbank installiert wird, die insbe-

sondere von den älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern benötigt werde. Anlass für 

die Verlegung des Buswartehäuschens war, dass dieses an seinem alten Standort 

gerade aufgrund einer vorhandenen Sitzgelegenheit regelmäßig unter anderem von 

Jugendlichen als Treffpunkt bis in die Nacht genutzt wurde. Hierdurch kam es zu un-

zumutbaren Lärmbelästigungen für die Anwohnerinnen und Anwohner, unter ande-

rem auch der Familie des Ortsbürgermeisters. Der Petent selbst ist Mitglied des Orts-

gemeinderates, wohnt aber nicht in unmittelbarer Nähe der Bushaltestelle. Mit der 

Verlegung des Buswartehäuschens sollte zur Vermeidung der Lärmbelästigungen 

beigetragen werden. Zusätzlich hatte die Polizei empfohlen, das Buswartehäuschen 

nicht mehr mit einer Sitzgelegenheit auszustatten.  

 

Wie die Ortsgemeinde im Laufe des Petitionsverfahrens festgestellt hat, ist bisher 

eine deutliche Entschärfung erreicht worden. Auch hat eine Rückfrage der Ortsge-
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meinde bei dem Verkehrsunternehmen ergeben, dass abgesehen von den zu beför-

dernden Schülerinnen und Schülern maximal zwei Fahrgäste pro Tag gezählt wer-

den. Die Ortsgemeinde sah deshalb keine Veranlassung, die von dem Petenten ge-

wünschte Sitzbank zu installieren. 

 

Ein weiterer Petent beschwerte sich darüber, dass eine von ihm erhobene Dienstauf-

sichtsbeschwerde zurückgewiesen wurde. Anlass hierfür war, dass sich die Ehefrau 

des Ortsbürgermeisters geweigert habe, persönlich überbrachte Briefe des Petenten 

anzunehmen. Außerdem habe sich die Ehefrau des Ortsbürgermeisters dahingehend 

geäußert, dass sie auch per Post verschickte Briefe des Petenten nicht annehmen 

werde. Der Petent vermutete, dass die Ehefrau des Ortsbürgermeisters in dessen 

Sinn beziehungsweise dessen Auftrag gehandelt habe.  

 

Im Rahmen der Prüfung der Dienstaufsichtsbeschwerde des Petenten hat die Kreis-

verwaltung festgestellt, dass die Ehefrau des Ortsbürgermeisters nicht im Auftrag 

beziehungsweise auf Anweisung des Ortsbürgermeisters gehandelt hat. Ein im Petiti-

onsverfahren angeregter nochmaliger Vermittlungsversuch erschien der Verbands-

gemeindeverwaltung nicht Erfolg versprechend, da der Petent gegen eine Vielzahl 

von Bürgerinnen und Bürgern aus der Ortsgemeinde Strafanzeige erstattet hat und 

dadurch keine Bereitschaft zu einer Verständigung erkennen lässt. Der Beschwerde 

des Petenten konnte daher nicht abgeholfen werden. 

 

Auf der dem Wohngrundstück eines anderen Petenten gegenüberliegenden Straßen-

seite befindet sich ein Kinderspielplatz, der zunehmend auch als Bolzplatz genutzt 

wird. Durch die immer wieder auf das Grundstück des Petenten fallenden Bälle fühlte 

sich dieser gestört. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde ein Hinweisschild ange-

bracht, wonach die Nutzung des Kinderspielplatzes auf Kinder bis zwölf Jahre be-

schränkt wird und Ballspiele verboten werden. Daraufhin hat sich die Situation nach 

den Angaben des Petenten verbessert. 

 

Ein anderer Petent wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil er für die Neuverga-

be von Hausnummern in seinem Wohnort keine Notwendigkeit sah. Die Ortsgemein-

de hingegen sah sich dazu verpflichtet, weil die Vergabe von Hausnummern vor al-

lem den Rettungsdiensten die Orientierung erleichtern soll. Dies war nach den Fes t-

stellungen der Ortsgemeinde aber nicht mehr gewährleistet, weil die Schließung von 

Baulücken sowie die Bebauung in zweiter Baureihe dazu beigetragen hatten, dass 
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Wohnanschriften schlechter aufgefunden werden konnten. Dem Petenten wurde statt 

der bisherigen Hausnummer 13 die Hausnummer 11 zugeteilt. Dagegen hat der Pe-

tent Widerspruch erhoben. Die Ermittlungen ergaben, dass auch nach den Feststel-

lungen des Kreisrechtsausschusses die Entscheidung der Ortsgemeinde nicht fehler-

haft ist. Die neue Nummerierung ermöglicht vielmehr die schnellere Identifizierung 

der Wohnanschrift des Petenten und entspricht der Ordnungsfunktion von Haus-

nummern. Dem Petenten konnte daher nicht geholfen werden.  

  

In einem anderen Fall hatte eine Ortsgemeinde in der unmittelbaren Nachbarschaft 

eines Obstfeldes eines Petenten einen naturnahen Kinderspielplatz eingerichtet und 

zum Grundstück des Petenten hin mit einer Hainbuchenhecke abgegrenzt. Der Pe-

tent wollte die Herstellung einer massiven Einzäunung erreichen, weil er ansonsten 

Ernteeinbußen durch spielende Kinder befürchtete. Die Ermittlungen ergaben, dass 

die Planung der Ortsgemeinde ursprünglich eine feste Zaunanlage zur Abgrenzung 

des naturnahen Kreativspielplatzes vorsah. In Übereinstimmung mit dem Ministerium 

für Umwelt und Forsten wurde dann aber auf eine feste Zaunanlage verzichtet, da 

das naturbelassene Spielgelände ein naturnaher Erlebnisraum für die Kinder sein 

soll. Dem Anliegen des Petenten wurde daher nicht entsprochen. Sollten dem Peten-

ten aber Schäden entstehen, die auf die das Spielgelände nutzenden Kinder zurück-

zuführen sein sollten, ist die Ortsgemeinde dazu bereit, dem Petenten diese zu erset-

zen.  

 

Ein weiterer Petent kandidierte bei den Kommunalwahlen. Im Monat vor den Kom-

munalwahlen wurde er schriftlich zum Beisitzer für einen Stimmbezirk bestellt. Ob-

wohl der Petent noch vor der Kommunalwahl von dieser Tätigkeit entbunden wurde, 

beschwerte er sich über das Verfahren zur Auswahl beziehungsweise zur Bestellung 

der Beisitzerinnen und Beisitzer. Der Petent bezweifelte, dass eine Bürgerin bezie-

hungsweise ein Bürger so kurzfristig bestellt werden darf. Die Ermittlungen ergaben, 

dass für die Bestellung von Wahlhelferinnen und Wahlhelfern zur Kommunalwahl die 

Vertreter der an der Wahl beteiligten Listen durch den Ortsbürgermeister um Benen-

nung von Mitgliedern für diese Wahlvorstände gebeten werden. Aufgrund verschie-

dener, berechtigter Absagen wurde der Petent erst nachträglich benannt und konnte 

daher auch erst zum oben genannten Zeitpunkt bestellt werden. Ein Fehlverhalten 

konnte also nicht festgestellt werden. 
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4. – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 

 

4.1  BAT und Zusatzversorgung 
4.2  Besoldung, Beihilfe  
4.3  Anstellungsverhältnis 
4.4  Versorgung 
 

Im Jahre 2004 sind die Eingaben zum Bereich des Tarif- und des Beamtenrechts ge-

genüber dem Vorjahr leicht zurückgegangen. Während im Vorjahr Eingaben zu ver-

schiedenen Fragen des Beihilferechts den Schwerpunkt in diesem Tätigkeitsbereich 

des Bürgerbeauftragten bildeten, waren dies im Berichtsjahr 2004 Eingaben zu Fra-

gen der Verbeamtung und zur Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit. 

 

Mehrere Petentinnen und Petenten wandten sich an den Bürgerbeauftragten, weil 

ihre Verbeamtung wegen des erreichten Lebensalters abgelehnt wurde. Nach § 9 

Abs. 1 Nr. 3 des Landesbeamtengesetzes (LBG) darf in ein Beamtenverhältnis nur 

berufen werden, wer das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Darüber hinaus hat 

das Land Rheinland-Pfalz von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, zur Sicherung 

eines angemessenen Altersaufbaus der aktiven Beamtenschaft und zur Vermeidung 

eines (weiteren) Anstiegs der Versorgungslasten im Wege der Ermessenspraxis eine 

Altersgrenze zu bestimmen, die unterhalb der genannten gesetzlichen Höchstgrenze 

liegt. Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen zur Haushalts- und 

Wirtschaftsführung der Landesverwaltung im Haushaltsjahr 2004 vom 13.02.2004 

(Ministerialblatt S. 88, 90) bestimmt unter Nr. 3.6, erster Spiegelstrich, für den Regel-

fall als Grenze für die Einstellung von Beamtinnen und Beamten in den Landesdienst 

das vollendete 40. Lebensjahr. 

 

Bereits im letzten Jahresbericht war eingehend über das Anliegen einer Lehrerin be-

richtet worden, die nach Vollendung des 45. Lebensjahres in das Beamtenverhältnis 

übernommen werden wollte. Aufgrund der Besonderheiten hatte der Petitionsaus-

schuss die Eingabe auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten an die Landesregierung 

zur Berücksichtigung überwiesen. Das Ministerium der Finanzen erteilte schließlich 

seine Zustimmung zur Verbeamtung der Petentin. Voraussetzung dafür war aller-

dings, dass die Petentin die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfüllt und sich 

einer Prüfung zum Wechsel von der Lehramtslaufbahn Gymnasien in die Lehramts-

laufbahn Realschulen unterzieht. Nachdem die Petentin zwischenzeitlich diese Prü-

fung bestanden hat, konnte sie nunmehr entsprechend ihrem Wunsch auch verbeam-

tet werden. 
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In einer anderen Eingabe scheiterte die Verbeamtung als Realschullehrerin daran, 

dass die Petentin nach einer mindestens zweijährigen Tätigkeit im Realschuldienst 

eine Laufbahnwec hselprüfung erfolgreich hätte ablegen müssen, sie zu diesem Zei t-

punkt allerdings das 45. Lebensjahr bereits überschritten hatte. Deswegen wäre ihre 

Verbeamtung auch dann nicht möglich gewesen, wenn keine Absenkung der Le-

bensaltersgrenze für eine Verbeamtung auf 40 Jahre erfolgt wäre. 

 

Ebenso scheiterten die Bemühungen um die Verbeamtung eines Lehrers, der im so 

genannten Seiteneinsteigerprogramm im Angestelltenverhältnis tätig war, daran, dass 

er die maßgebliche Altersgrenze überschritten hatte. Von der zuständigen Dienststel-

le wurde darauf hingewiesen, dass wegen des Lebensalters des Petenten zwar keine 

Bedenken gegen dessen Einstellung als Lehrer im Angestelltenverhältnis als Seiten-

einsteiger bestanden hätten, aus dieser Tatsache jedoch kein Anspruch auf eine spä-

tere Verbeamtung hergeleitet werden könne. 

 

In mehreren Eingaben ging es um die Frage der Ruhestandversetzung von Beamtin-

nen und Beamten wegen Dienstunfähigkeit. Die Eingaben zur Versetzung in den Ru-

hestand wegen Dienstunfähigkeit liegen nach den Feststellungen des Bürgerbeauf-

tragten darin begründet, dass die Voraussetzungen dafür stringenter als in früheren 

Jahren angewandt werden. So werden die Gutachten der für die Feststellung der 

Dienstunfähigkeit zuständigen Gesundheitsämter von der Zentralen Medizinischen 

Verbindungsstelle beim Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung in Mainz 

überprüft und die Zustimmung des Ministeriums der Finanzen vielfach von einer ein-

gehenden Klärung der Frage abhängig gemacht, ob eine anderweitige Verwendung 

der Beamtin oder des Beamten möglich ist. 

 

So konnte dem Anliegen einer 51-jährigen Bediensteten einer Justizvollzugsanstalt 

auf endgültige Versetzung in den Ruhestand nicht entsprochen werden, da die zu-

nächst erforderliche Prüfung, ob sie trotz Dienstunfähigkeit  im Vollzugsdienst noch im 

Verwaltungsbereich der Justizvollzugsanstalt eingesetzt werden kann, noch nicht 

abgeschlossen war. Ihre Eingliederung in eine Verwaltungstätigkeit kommt daher 

derzeit weiterhin in Betracht; deshalb konnte die Petition noch nicht abgeschlossen 

werden.  
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Mehrere Gutachten und langjährige Ermittlungen waren erforderlich, bevor ein beam-

teter Gymnasiallehrer schließlich wegen dauernder Dienstunfähigkeit in den Ruhe-

stand versetzt werden konnte. Trotz intensiver Ermittlungen des Bürgerbeauftragten 

und einer Anhörung des zuständigen Ministeriums der Finanzen im Petitionsaus-

schuss konnte eine andere Eingabe im Berichtszeitraum nicht abgeschlossen wer-

den, in der es darum geht, unter welchen Bedingungen ein nach einem Dienstunfall 

teildienstunfähiger Beamter weiter beschäftigt wird.  

 

Zum Zeitpunkt des Dienstunfalls im Sommer 1999 hätte der Petent unter den damals 

geltenden gesetzlichen Bestimmungen in den Ruhestand versetzt werden können, 

weil er das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Im Sommer 2003 trat dann eine 

Änderung des § 56 a des Landesbeamtengesetzes in Kraft, nach dem nunmehr auch 

bei jüngeren Beamtinnen und Beamten von der Versetzung in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit abzusehen ist, wenn die Beamtin beziehungsweise der Beamte 

unter Beibehaltung ihres/seines Amtes seine Dienstpflicht noch während mindestens 

der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann, so genannte begrenzte Diens t-

fähigkeit.  

 

Der Petent wurde entsprechend seinem Wunsch in Vorgriff auf die im Sommer 2003 

in Kraft getretene Regelung mit Einverständnis des zuständigen Ministeriums des 

Innern und für Sport entsprechend seiner geminderten Leistungsfähigkeit mit 70 v. H. 

der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit weiterbeschäftigt. Ihm wurden die vollen 

Dienstbezüge ausgezahlt. Der Dienstausfallschaden aufgrund des Unfalls wurde vom 

Land unmittelbar gegenüber der Haftpflichtversicherung des Unfallversursachers gel-

tend gemacht. Nach der im Sommer 2003 in Kraft getretenen Rechtsänderung sind 

nunmehr die Dienstbezüge des Petenten im selben Verhältnis wie seine Arbeitszeit 

zu mindern. Allerdings steht ihm eine Besoldung mindestens in Höhe des Ruhegehal-

tes, das er bei seiner Versetzung in den Ruhestand erhalten würde, zu. Nunmehr ist 

der Petent gehalten, den Dienstausfallschaden selbst bei der gegnerischen Haf t-

pflichtversicherung geltend zu machen.  

 

Aufgrund der bestehenden Rechtslage ist es nicht mehr möglich, dass der Petent 

wiederum seine vollen Dienstbezüge erhält und das Land weiterhin den Dienstaus-

fallschaden beim Haftpflichtversicherer geltend macht. Ebenso wenig konnte erreicht 

werden, dass der Verordnungsgeber von der ihm in § 72 Abs. 2 des Bundesbesol-

dungsgesetzes eingeräumten Ermächtigung Gebrauch macht und durch Rechtsver-
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ordnung bei Weiterbeschäftigung begrenzt dienstfähiger Beamtinnen und Beamten 

die Gewährung eines nicht ruhegehaltsfähigen Zuschlags vorsieht. Nach bisheriger 

Auffassung des Petitionsausschusses und des Bürgerbeauftragten sollte ein derarti-

ger Zuschlag zumindest für die Beamtinnen und Beamten vorgesehen werden, deren 

begrenzte Dienstfähigkeit auf einem Dienstunfall beruht, insbesondere dann, wenn 

der Unfall nicht selbst verschuldet wurde.  

 

Entsprechend den für die Rentenversicherung geltenden Regelungen werden bei 

einer Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen der Altersgrenze Versorgungsab-

schläge vorgenommen. Dies war auch bei einer Petentin der Fall, obschon sie wegen 

ihrer Schwerbehinderung ohne Versorgungsabschläge vorzeitig hätte in den Ruhe-

stand gehen können. Aufgrund der Eingabe konnte schließlich erreicht werden, dass 

die Petentin nunmehr wegen ihrer Schwerbehinderung in den Ruhestand versetzt 

wurde und keine Versorgungsabschläge hinnehmen muss. Die Eingabe war auch 

Anlass für einen Selbstaufgriff des Bürgerbeauftragten mit dem Ziel, durch entspre-

chende generelle Hinweise im Rahmen der Fürsorgepflicht künftig zu verhindern, 

dass Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsabschlägen in den vorzeitigen Ruhe-

stand versetzt werden, obschon sie wegen einer bestehenden Schwerbehinderung 

ohne derartige Abschläge in den Ruhestand hätten versetzt werden können. Schließ-

lich konnte aufgrund der nachträglichen Bemühungen des Bürgerbeauftragten er-

reicht werden, dass Beamtinnen und Beamte nunmehr in der Eingangsbestätigung zu 

ihrem Antrag auf vorzeitige Versetzung in den Ruhestand darauf hingewiesen wer-

den, dass bei Vorliegen einer Schwerbehinderung Versorgungsabschläge möglicher-

weise nicht in Betracht kommen.  

 

Mehrere Eingaben zum Beihilferecht befassten sich mit Fragen der Beihilfefähigkeit 

von ärztlichen Wahlleistungen.  

 

Kosten für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen sind nur beihilfefähig, wenn 

eine wirksame Vereinbarung von Wahlleistungen vorliegt. Nach § 22 der Bundespfle-

gesatzvereinbarung setzt die wirksame Vereinbarung von Wahlleistungen sowohl die 

Unterschrift der Patientin/des Patienten als auch des Krankenhausträgers voraus. 

Eine rückwirkende Vereinbarung von Wahlleistungen ist nicht möglich. Deswegen 

konnte einem Petenten zunächst nicht weitergeholfen werden, da er die Wahlleistun-

gen zu Beginn eines Wochenendes in Anspruch genommen hatte, die Vereinbarung 

allerdings erst zu Beginn der folgenden Woche von einem vertretungsberechtigten 
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Mitarbeiter des Krankenhausträgers unterzeichnet werden konnte. Da die Behand-

lung des Petenten in einer Universitätsklinik außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz 

stattgefunden hatte, wurde wegen der Forderung der behandelnden Ärzte und des 

Krankenhauses der Petitionsausschuss des dortigen Landtags eingeschaltet. Auf 

diesem Wege konnte erreicht werden, dass di e bereits geleisteten Zahlungen für 

Wahlleistungen sowohl von der Klinik als auch den behandelnden Ärzten an den Pe-

tenten zurückerstattet wurden.  

 

Nach rheinland-pfälzischem Beihilferecht setzt die Inanspruchnahme von Wahlleis-

tungen auch voraus, dass die Beihilfeberechtigten eine Erklärung nach § 5 a Abs. 2 

der Beihilfeverordnung abgeben, dass sie gegen die Zahlung von 13,00 € monatlich 

weiterhin Anspruch auf die Gewährung von Beihilfe für Wahlleistungen behalten wol-

len. Für die Abgabe dieser Erklärung gilt eine Ausschlussfrist von drei Monaten. Mit 

Ablauf dieser Frist geht der Anspruch auf Gewährung einer Beihilfe für Wahlleistun-

gen unter. Allerdings verstößt es nach der Rechtsprechung gegen den Grundsatz von 

Treu und Glauben, wenn sich die Beihilfestelle auf die Ausschlussfrist beruft, obschon 

die/der Beihilfeberechtigte während der gesamten Frist nicht in der Lage war, die Er-

klärung abzugeben. In diesem Falle kann die Erklärung wirksam nachgeholt werden, 

wenn sie alsbald nach Wegfall des Hindernisses abgegeben wird.  

 

Vor diesem Hintergrund konnte einer Petentin weitergeholfen werden, die die erfor-

derliche Erklärung nicht abgegeben hatte, weil sie wegen ihrer psychischen Beein-

trächtigungen nach dem Tod ihres Ehemannes dazu nicht in der Lage war. Nachdem 

ihr mit einem insoweit ablehnenden Beihilfebescheid ihr Versäumnis bekannt gewor-

den war, gab sie die erforderliche Erklärung ab.  

 

Demgegenüber konnte den Anliegen anderer Petentinnen und Petenten aufgrund der 

Ausschlussfrist nicht weitergeholfen werden.  

 

Bei Beihilfeansprüchen handelt es sich um so genannte höchstpersönliche Ansprü-

che. Dies bedeutet, dass Anträge auf Gewährung von Beihilfe nur von der beihilfebe-

rechtigten Beamtin oder dem beihilfeberechtigten Beamten selbst gestellt werden 

können. Deswegen konnte einer Petentin, deren getrennt lebender Ehemann sich 

weigerte, Beihilfeanträge für sie und die gemeinsamen Kinder zu stellen, nicht weiter-

geholfen werden. Sie musste darauf verwiesen werden, dass sie die für die Beantra-

gung der Beihilfe erforderliche Vollmacht ihres getrennt lebenden Ehemannes gege-
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benenfalls vor den Zivilgerichten einklagen muss, um im Falle der weiteren Weige-

rung ihres Ehemannes eine Beihilfe für sich und ihre Kinder beantragen zu können. 

Über die Eingabe der Petentin wegen einer di esbezüglichen Änderung der Beihilfe-

ordnung wurde noch nicht abschließend beraten.  

 

Mehrere Petentinnen und Petenten wandten sich wegen der gegen sie eingeleiteten 

Disziplinarverfahren hilfesuchend an den Bürgerbeauftragten. Dabei konnte der Bür-

gerbeauftragte teilweise nicht mehr tätig werden, weil bereits gerichtliche Verfahren 

eingeleitet worden waren. Die übrigen Eingaben sind noch nicht abgeschlossen. Ei-

nem Petenten, der sich äußerst schwerer Dienstvergehen schuldig gemacht hatte, 

konnte allerdings nicht weitergeholfen werden.  

 

Die Eingliederung und Teilhabe behinderter und von einer Behinderung bedrohter 

Menschen ist gesetzlich umfassend geregelt. Neben den einzelnen Sozialgesetzen 

enthält das Neunte Buch des Sozialgesetzbuches, Rehabilitation und Teilhabe behin-

derter Menschen, vom 19.06.2001 grundlegende und umfassende Regelungen, um 

die Teilhabe behinderter Menschen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu erreichen 

und zu gewährleisten. Nach wie vor fehlen allerdings im Beamtenrecht entsprechend 

detaillierte Regelungen zu Leistungen der Rehabilitation, wie sie teilweise bereits seit 

Jahren für nicht beamtete Bürgerinnen und Bürger bestehen. Dies musste eine Be-

amtin erfahren, die nach einem schweren Dienstunfall querschnittsgelähmt und stän-

dig auf fremde Hilfe und einen Rollstuhl angewiesen ist. Erst nach langwierigen und 

intensiven Bemühungen des Bürgerbeauftragten konnte erreicht werden, dass die 

Kosten für eine Arbeitsassistenz der Petentin im Rahmen der allgemeinen Fürsorge-

pflicht des Dienstherrn nach § 87 des Landesbeamtengesetzes übernommen wurden. 

Die diesbezüglichen Regelungen zum Dienstunfallrecht in den §§ 30 ff. des Beam-

tenversorgungsgesetzes bleiben weit hinter den Regelungen zur Rehabilitation be-

hinderter Menschen, wie sie im Sozialgesetzbuch, insbesondere in dem bereits er-

wähnten Neunten Buch, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen, enthalten 

sind, zurück. So sieht § 33 Abs. 8 Ziffer 3 des Neunten Buchs des Sozialgesetzbu-

ches ausdrücklich die Übernahme der Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz für 

schwerbehinderte Menschen als Hilfe zu Erlangung eines Arbeitsplatzes vor, wäh-

rend eine entsprechende Bestimmung im Bundesversorgungsgesetz nicht enthalten 

ist. Der Gesetzgeber soll hier nach einer befriedigenden Lösung suchen. 
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4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 
4.6 Rentenversicherung 
4.7 Unfallversicherung 
 

Im Berichtsjahr war im Sachgebiet 4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung eine 

deutliche Zunahme der Eingaben im Vergleich zum Vorjahr festzustellen. Dies ist 

unter anderem darauf zurückzuführen, dass zu Beginn des Berichtsjahrs vermehrt 

Anfragen infolge des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes und seiner Auswirkungen 

für den einzelnen Versicherten zu verzeichnen waren. 

 

Nachdem in den ersten Wochen nach In-Kraft-Treten der neuen Bestimmungen, nicht 

zuletzt aufgrund ungeklärter Fragen, die in der Praxis für die Betroffenen aber von 

erheblicher Bedeutung waren, zum Teil Verunsicherung herrschte, beruhigte sich die 

Situation später spürbar. 

 

Von Bedeutung war beispielsweise die Frage der Definition der chronischen Erkran-

kung und Fragen im Zusammenhang mit der Kostenübernahme bei Fahrten zum 

Arzt.  

 

Auch Fragen der Zuzahlung von Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern und 

Probleme der Berechnung der Zuzahlungsgrenze waren zu bearbeiten.  

 

Soweit sich Bürgerinnen und Bürger über die neuen gesetzlichen Bestimmungen be-

schwerten, wurden sie auf die Möglichkeit, sich an den Petitionsausschuss des Deut-

schen Bundestags zu wenden, hingewiesen beziehungsweise im Falle von schriftli-

chen Eingaben wurden diese dem Vorsitzenden des Petitionsausschusses des Deut-

schen Bundestags vorgelegt. 

 

Im Berichtsjahr 2004 waren auch Eingaben zu bearbeiten, die nicht im Zusammen-

hang mit den gesetzlichen Neuregelungen standen. 

 

So beklagte sich beispielsweise eine Petentin darüber, dass ein für ihre Tochter ver-

ordneter und dringend benötigter Rollstuhl nach fast fünf Monaten noch immer nicht 

ausgeliefert werden konnte, weil die Kostenzusage der Krankenversicherung noch 

ausstand. Im Laufe des Petitionsverfahrens erfolgte kurzfristig eine Entscheidung im 

Sinne der Petentin. Der Rollstuhl wurde ausgeliefert und die Krankenversicherung 

bedauerte ausdrücklich den langen Zeitraum für die hausinterne Überprüfung. 
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Eine andere Petentin beklagte eine Änderung ihrer freiwilligen Mitgliedschaft bei einer 

Krankenversicherung in die Krankenversicherung der Rentner. In diesem besonderen 

Fall führte diese Änderung zu erheblichen Mehrkosten für die Betroffene. Unter Be-

rücksichtigung der Tatsache, dass sich die Petentin zum Zeitpunkt der Umstellung in 

einer sehr schwierigen persönlichen Situation befand und sich der Tragweite der 

Schreiben der Krankenversicherung offensichtlich nicht bewusst war und daher von 

dem Recht, der Umstellung zu widersprechen, nicht Gebrauch gemacht hatte, erklär-

te sich die Krankenversicherung bereit, rückwirkend weiterhin eine freiwillige Versi-

cherung zu akzeptieren. 

 

Auch im Berichtsjahr wandten sich etliche Bürgerinnen und Bürger an den Bürgerbe-

auftragten mit dem Ziel, ihren Krankenversicherungsschutz in einer der gesetzlichen 

Krankenversicherungen wiederherzustellen. Offenbar gehen nach wie vor viele Bür-

gerinnen und Bürger davon aus, dass ihr Krankenversicherungsschutz gleichsam 

„automatisch“ gesichert sei, sodass sie meinen, sich insoweit um nichts kümmern zu 

müssen. So hatten es einige Bürgerinnen und Bürger trotz meist mehrfacher schriftli-

cher Hinweise seitens ihrer früheren gesetzlichen Krankenversicherung unterlassen, 

von der Möglichkeit einer freiwilligen Weiterversicherung Gebrauch zu machen. 

 

 Nach den gesetzlichen Bestimmungen des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches 

(§ 9 SGB V) ist eine freiwillige Weiterversicherung in einer gesetzlichen Krankenver-

sicherung allerdings nicht nur davon abhängig, dass der Antrag auf Weiterversiche-

rung innerhalb einer bestimmten Frist gestellt wird, sondern auch davon, dass be-

stimmte Vorversicherungszeiten erfüllt werden. Auch Rentnerinnen und Rentner, die 

die Voraussetzungen für die Krankenversicherung der Rentner nicht erfüllen, können 

sich in der gesetzlichen Krankenversicherung nur dann freiwillig weiterversichern, 

wenn sie den Antrag innerhalb einer bestimmten Frist stellen und bestimmte Vorver-

sicherungszeiten erfüllen.  

 

Den Petentinnen und Petenten konnte regelmäßig auch aufgrund der Eingabe nicht 

weitergeholfen werden. Dies war auch bei zwei Petenten der Fall, deren Krankenver-

sicherungsverhältnis beendet worden war, weil sie trotz mehrfacher Mahnung die von 

ihnen als freiwilliges Mitglied zu entrichtenden Beiträge nicht gezahlt hatten. 
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Die mit dem Verlust des Schutzes einer gesetzlichen Krankenversicherung verbun-

denen Nachteile sind für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger erheblich. Private 

Krankenversicherungen sind nicht verpflichtet, mit ihnen Versicherungsverträge ab-

zuschließen. Weiterhin können sie Vorerkrankungen aus dem Versicherungsschutz 

ausschließen. Zudem steigen die Beiträge der privaten Krankenversicherungen re-

gelmäßig entsprechend der Höhe des Beitrittsalters, sodass unabhängig von anderen 

Schwierigkeiten vielfach erhebliche Aufwendungen erforderlich sind, um einen priva-

ten Krankenversicherungsschutz zu erreichen. 

 

Weiter ist festzuhalten, dass Leistungen zur Krankenbehandlung nach dem Bundes-

sozialhilfegesetz (ab 01.01.2005: Zwölftes Buch des Sozialgesetzbuches, SGB XII) 

stets einkommens- und vermögensabhängig sind. Zudem sind Bürgerinnen und Bür-

gern, die es trotz mehrfacher Hinweise und damit schuldhaft unterlassen haben, sich 

freiwillig in einer gesetzlichen Krankenversicherung weiterzuversichern, gegenüber 

dem Träger der Sozialhilfe zum Kostenersatz verpflichtet. Falls sie nach der Gewäh-

rung von Leistungen der Krankenbehandlung wieder zu Einkommen und Vermögen 

kommen sollten, müssen sie dem Träger der Sozialhilfe die entstandenen Aufwen-

dungen ersetzen. In einem Einzelfall konnte allerdings davon abgesehen werden, 

weil eine besondere Härte vorlag und nicht zu erwarten war, dass der Petent künftig 

Einkünfte erzielt, die ihm einen Ersatz der Kosten des Sozialhilfeträgers ermöglichen 

würden.  

 

Im Bereich des Sachgebiets 4.6 Rentenversicherung hat die Zahl der Eingaben im 

Vergleich zum Vorjahr leicht zugenommen. Im Bereich der Eingaben zum Sachgebiet 

4.7. Unfallversicherung sind, wie bereits im Vorjahr, nur vereinzelte Eingaben einge-

gangen. 

 

Im Sachgebiet 4.6 Rentenversicherung sind nicht nur Eingaben zu bearbeiten, die 

das Geltendmachen von Rentenansprüchen oder deren Höhe betreffen, sondern ein 

Petent wollte zum Beispiel eine kurzfristige Zahlung von Prüfungsgebühren im Rah-

men einer Leistung zur Teilnahme am Arbeitsleben erreichen. Der mögliche Prü-

fungstermin stand unmittelbar bevor, die Leistung war grundsätzlich auch bewilligt, 

lediglich die Zahlung stand nach den Erkenntnissen des Petenten noch aus.  
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Die Überprüfung ergab, dass das Geld durch die Landesversicherungsanstalt Rhein-

land-Pfalz bereits gezahlt worden war, die zuständige Handwerkskammer hatte den 

Betrag aber noch nicht zweckentsprechend zugeordnet.  

 

Ein anderer Petent wollte mit seiner Eingabe erreichen, dass ihm durch den Renten-

versicherungsträger eine stationäre Entwöhnungsbehandlung in einer Rehabilitat i-

onseinrichtung Drogenabhängiger bewilligt und finanziert wird. Dabei ging es ihm um 

eine spezielle Einrichtung. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde diesem Anlie-

gen entsprochen und die Therapie in der konkreten gewünschten Einrichtung bewil-

ligt. 

 

Aber auch verschiedene „typische“ Fragestellungen waren durchaus Gegenstand von 

Eingaben. So beispielsweise die Frage des Vorliegens einer Erwerbsunfähigkeit oder 

Fragen zu Beitragszeiten und deren Anerkennung. 
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5 – Sozialwesen 

 

Mit einem Anteil von knapp 18,1 % bilden die Eingaben zum Bereich des Sozialwe-

sens nach wie vor den Schwerpunkt der Arbeit des Bürgerbeauftragten. 

 

 

5.1  Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 

 

Die Eingaben zur Sozialhilfe und zu allgemeinen sozialen Hilfen sind gegenüber dem 

Vorjahr zurückgegangen. 

 

Bei den Eingaben zu diesem Bereich kann auch im Berichtsjahr 2004, wie in den Vor-

jahren, kein besonderer Schwerpunkt festgestellt werden. Nach wie vor haben Einga-

ben, die den Bürgerbeauftragten zu diesem Bereich erreichen, nahezu alle Notsitua-

tionen zum Gegenstand, in die Menschen geraten können. Die Bemühungen des 

Bürgerbeauftragten konzentrieren sich einerseits darauf, den in Not geratenen Bürge-

rinnen und Bürgern deutlich zu machen, dass sie sich auch selbst helfen und die Be-

dingungen einer öffentlichen Hilfe für sie akzeptieren müssen. Andererseits und viel-

fach gleichzeitig geht es darum, den zuständigen Dienststellen deutlich zu machen, 

dass eine Hilfe unter rechtlichen Gesichtspunkten möglich und unter sozialen Ge-

sichtspunkten geboten ist. Diese Bemühungen erfordern einigen Aufwand, da ein 

einmaliges Schreiben oder ein einmaliger Telefonanruf nie ausreichen, um Petentin-

nen und Petenten zu einer Änderung ihres Verhaltens zu veranlassen (etwa: weitere 

Unterlagen vorzulegen) oder die zuständige Dienststelle zu einer anderen Beurteilung 

und Entscheidung zu bewegen. Dabei bleiben enttäuschende Erfahrungen für den 

Bürgerbeauftragten nicht aus, etwa wenn einer der Beteiligten schließlich nicht bereit 

ist, einen letzten, kleinen Schritt für eine einvernehmliche Lösung zu machen. Den-

noch kann erfreulicherweise festgestellt werden, dass auch im Berichtsjahr 2004 der 

Anteil der einvernehmlich abgeschlossenen Eingaben in diesem Bereich über dem 

entsprechenden Ergebnis in anderen Tätigkeitsbereichen lag. Gern und dankbar hebt 

der Bürgerbeauftragte die Bereitschaft nahezu aller Dienststellen hervor, im sozialen 

Bereich bei Lösungen im Sinne der Petentinnen und Petenten mitzuwirken. 
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a) Wohnen 

 

Aus den Eingaben im Berichtsjahr wird erneut deutlich, dass ein angemessener 

Wohnraum für alle Menschen von existentieller Bedeutung ist. Dabei gehen viele Pe-

tentinnen und Petenten nach wie vor davon aus, dass der Staat – etwa wie nach dem 

Krieg – nach wie vor verpflichtet ist, ihnen einen angemessenen Wohnraum zur Ver-

fügung zu stellen. Deswegen muss der Bürgerbeauftragte immer wieder deutlich ma-

chen, dass es – abgesehen vom Fall der Obdachlosigkeit – die  Aufgabe jeder Bürge-

rin und jedes Bürgers ist, für sich und die Familie einen angemessenen Wohnraum zu 

beschaffen. Schon dieser Hinweis führt nicht selten zu erneuten und schließlich auch 

erfolgreichen Bemühungen der Petentinnen und Petenten. Hervorzuheben ist dabei, 

dass auch die Kommunalverwaltungen in Rheinland-Pfalz nach wie vor weitgehend 

bereit sind, Petentinnen und Petenten auf Bitten des Bürgerbeauftragten bei der Su-

che nach einer angemessenen Wohnung zu unterstützen. 

 

Nach den Erfahrungen des Bürgerbeauftragten ist aber die Situation auf dem Woh-

nungsmarkt in der Landeshauptstadt Mainz nach wie vor als angespannt zu bezeich-

nen. Deswegen wurde bis Ende des Jahres 2003 – anders als in allen anderen 

Kommunen in Rheinland-Pfalz – eine allgemeine Wohnungsvermittlung angeboten. 

Diese Dienststelle wurde durch Beschluss des Stadtrats aufgelöst. An ihrer Stelle 

wurde eine Wohnungsbörse eingerichtet, die Personen und Personengruppen unter-

stützen soll, die aufgrund ihrer rechtlichen beziehungsweise finanziellen Situation mit 

einem angemessenen beziehungsweise zumutbaren Wohnraum versorgt werden 

müssen. Dazu zählen Personen, die von Obdachlosigkeit bedroht sind, Personen, 

deren vorübergehende Unterbringung in Notunterkünften beendet werden soll. Sozi-

alhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger, die in zu großen und zu teueren 

Wohnungen leben, Personen, die durch das Jugendamt untergebracht wurden, sowie 

Frauen, die vorübergehend im Frauenhaus Zuflucht gefunden haben. Demgegenüber 

werden alle anderen Wohnungssuchenden seit Januar 2004 von der Stadtverwaltung 

Mainz nicht mehr bedient. Sie müssen sich entsprechend ihren persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnissen selbstständig um neuen Wohnraum bemühen. Dies gilt 

sowohl für Wohnungssuchende, die ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln be-

streiten, als auch für Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger. Vor die-

sem Hintergrund konnte auch einer Petentin nicht geholfen werden, die für ihre zwei-

jährige Tochter und ihren derzeit in einer JVA inhaftierten Ehemann eine Wohnung 

suchte. Die Petentin lebt mit ihrer kleinen Tochter derzeit in der Vier-Zimmer-
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Wohnung ihrer Eltern, in der auch noch ihr Bruder wohnt. Dort lebt sie mit ihrer Toch-

ter in dem gemeinsamen Wohnzimmer. 

 

Eine andere kreisfreie Stadt war nicht bereit, einen Petenten bei der Suche nach ei-

ner anderen Wohnung für sich und seine Familie zu unterstützen. Der Petent und 

seine Familie lebten seit vielen Jahren in einer Wohnung der stadtnahen Wohnungs-

baugesellschaft. Er hatte in der Vergangenheit wiederholt versucht, diese wegen ei-

ner anderen Wohnung unter Druck zu setzen und sich in diesem Zusammenhang 

auch an die Öffentlichkeit gewandt, wobei sich seine Vorwürfe als haltlos erwiesen. 

Mehrere Klageverfahren wegen Schimmelbefalls der jetzigen Wohnung hat der Pe-

tent verloren. Die letzte Heizkostenabrechnung hatte er erst nach intensivem Zureden 

seines Anwalts akzeptiert. Die von der Wohnungsbaugesellschaft dem Petenten und 

seiner Familie vor zwei Jahren dennoch angebotenen Wohnungen hat er ohne über-

zeugende Begründung abgelehnt. Schließlich gelang es dem Petenten offenbar in 

Eigeninitiative, eine andere Wohnung anzumieten. 

 

In anderen Fällen konnte Petentinnen und Petenten weitergeholfen werden. Im Falle 

eines behinderten Petenten konnte erreicht werden, dass die Vermieterin von dem 

bereits erwirkten Räumungstitel keinen Gebrauch machte, nachdem für den Petenten 

ein gesetzlicher Betreuer bestellt wurde, sodass künftig die regelmäßige Mietzahlung 

gewährleistet ist. Trotz allen Bemühens seitens des Bürgerbeauftragten, der zustän-

digen Stadtverwaltung und deren Behindertenbeauftragten konnte einem Petenten, 

der wegen des Fortschreitens seiner Behinderung nun auf einen Rollstuhl angewie-

sen ist, keine Wohnung vermittelt werden. Wegen seiner Behinderung hatte die 

Stadtverwaltung gegenüber dem auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach 

dem Bundessozialhilfegesetz angewiesenen Petenten eine 60 qm große Wohnung 

mit einem entsprechend höheren Mietzins als angemessen anerkannt. Der Petent 

war aber nicht bereit, seine Wünsche diesen Gegebenheiten anzupassen. Eine vom 

Behindertenbeauftragten angebotene rollstuhlgerechte Wohnung lehnte er ab, weil 

diese nicht im Zentrum der Stadt lag. Der jetzige Vermieter des Petenten, ein ge-

meinnütziger Bauträger, senkte einen Bordstein ab, um dem Petenten die Nutzung 

des Gartens in seiner jetzigen Wohnung zu erleichtern. Außerdem wird er auf der 

Warteliste seines Vermieters wegen des behindertengerechten Umbaus von frei wer-

denden Erdgeschosswohnungen geführt. 
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Auch die Energieversorgung von Wohnungen war im Berichtsjahr erneut Gegenstand 

verschiedener Petitionen. In einigen Fällen konnte den Petentinnen und Petenten 

weitergeholfen werden, während dies in anderen Fällen nicht möglich war, etwa weil 

die insgesamt bestehenden Schulden bei der Berechnung des sozialhilferechtlichen 

Bedarfs nicht berücksichtigt werden können. 

 

Andere Petentinnen und Petenten wandten sich an den Bürgerbeauftragten, weil das 

für sie zuständige Sozialamt die von ihnen bewohnte Wohnung als unangemessen 

bewertete und eine Kürzung der Hilfe zum Lebensunterhalt vornahm. Dabei konnte in 

einigen Eingaben etwa wegen des Alters oder Erkrankungen der Petentinnen oder 

der Petenten erreicht werden, dass die derzeitige Wohnung als sozialhilferechtlich 

angemessen bewertet wurde. 

 

Einvernehmlich abgeschlossen werden konnte schließlich auch eine Eingabe, bei der 

die Hilfe um monatlich 15,20 € gekürzt worden war, weil die Wohnung die für die Be-

wertung der Angemessenheit entwickelten Richtwerte um knapp drei Quadratmeter 

und bezüglich des Quadratmeterpreises um 0,08 Cent überschritt. 

 

Mit einer einmaligen Beihilfe für die Beschaffung einer Schlafcouch und eines Klei-

derschranks sowie für eine kleinere Reparatur in ihrer Wohnung konnte dem Anliegen 

einer Petentin aus Rheinhessen entsprochen werden. 

 

Demgegenüber konnte einem in einem Wohnwagen lebenden Ehepaar nicht weiter-

geholfen werden, das für das noch nicht fertig gestellte Eigenheim einen Mietzu-

schuss nach dem Wohngeldgesetz zu dessen Finanzierung erhalten wollte. Aller-

dings hatte die zuständige Verbandsgemeindeverwaltung dem Ehepaar bereits ein 

Darlehen zur Begleichung der rückständigen Zahlungen für den Strombezug gewährt. 

 

 

b) Hilfe zur Selbsthilfe, Mitwirkungspflichten 

 

Sozialhilfe soll ihre Empfängerinnen und Empfänger so weit wie möglich befähigen, 

unabhängig von ihr zu leben, wobei nach besten Kräften dabei mitgewirkt werden 

muss ( § 1 Abs. 2 des Bundessozialhilfegesetzes). Darüber hinaus regeln die §§ 60 

ff. des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches, SGB I, im Einzelnen die verschiede-
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nen Mitwirkungspflichten der Bürgerinnen und Bürger bei der Beantragung von Sozi-

alleistungen. 

 

Auch im Berichtsjahr musste der Bürgerbeauftragte viele Petentinnen und Petenten 

teilweise sehr nachdrücklich auf ihre Verpflichtung auf Selbsthilfe und zur Mitwirkung 

hinweisen. Einigen erwerbsfähigen Petentinnen und Petenten musste deutlich ge-

macht werden, dass sie sich laufend und nachdrücklich um einen Arbeitsplatz bemü-

hen müssen, um ihren Lebensunterhalt unabhängig von Sozialhilfe aus ihrem Er-

werbseinkommen bestreiten zu können. Andere mussten darüber aufgeklärt werden, 

dass Zweifel an ihrer Hilfebedürftigkeit zu ihren Lasten gehen, sodass es in ihrem 

Sinne ist, die von einem Sozialamt geforderten Nachweise und Unterlagen vorzule-

gen. Immer wieder verstoßen Petentinnen und Petenten gegen ihre Mitwirkungs- und 

Mitteilungspflichten, indem sie Erwerbseinkommen, Unterhaltszahlungen oder andere 

Sozialeinkommen gegenüber dem Sozialamt verschweigen, sodass es zu Rückforde-

rungen kommt, die sie dann regelmäßig in erhebliche finanzielle Schwierigkeiten 

bringen. So wurde von einem Petenten zum Beispiel ein Bet rag von nahezu 2.400 € 

zurückgefordert, weil er ein Erwerbseinkommen in dieser Höhe nicht angegeben hat-

te. In einem anderen Fall wurde die zunächst gewährte Hilfe zum Lebensunterhalt in 

Höhe von knapp 2.000 € zurückgefordert, nachdem sich herausgestellt hatte, dass 

der Petent seinen bisherigen Arbeitsplatz ohne nachvollziehbare Gründe aufgegeben 

hatte.  

 

Vielfach gelang es auch in diesem Berichtsjahr dem Bürgerbeauftragten, Petentinnen 

und Petenten zur Vorlage der geforderten Unterlagen zu bewegen, sodass ihnen 

schließlich weitergeholfen werden konnte. 

 

Lediglich teilweise weitergeholfen werden konnte dagegen einem Petenten, der wäh-

rend der dunklen Jahreszeit an Depressionen leidet. Aufgrund seiner Eingabe wurden 

die Miet- und Heizkosten für die Monate Dezember 2003 und Januar 2004 übernom-

men. Weiterhin wurde ihm eine Bekleidungsbeihilfe gewährt. Demgegenüber war der 

zuständige Träger der Sozialhilfe nicht bereit, dem Petenten die Weihnachtsbeihilfe 

und die restliche Hilfe für den Monat Dezember 2003 und den Regelsatz für den Mo-

nat Januar 2004 zu gewähren. Zur Begründung wurde insbesondere darauf verwie-

sen, dass der Petent entgegen dem ihm gegenüber wiederholten dringenden Rat, 

sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, bisher offenbar nicht gefolgt ist. 
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c) Hilfe zur Arbeit 

 

Auch im Berichtsjahr wandten sich verschiedene Petentinnen und Petenten an den 

Bürgerbeauftragten mit dem Ziel, einen Arbeitsplatz zu erhalten. In einigen Fällen 

konnten auch tatsächlich Lösungen im Sinne der Petentinnen und Petenten gefunden 

werden. So konnte im Rahmen einer Eingabe zunächst erreicht werden, dass eine 

allein erziehende Petentin und ihre beiden vorschulpflichtigen Kinder ergänzende 

Hilfe zum Lebensunterhalt erhielten. Weiterhin wurde ein Verfahren zur Wiederein-

gliederung der Petentin in den Arbeitsmarkt mit ihr abgesprochen. Danach wurde 

nach einer Probephase zunächst ein befristeter Arbeitsvertrag vorgesehen, um dann 

die Möglichkeit einer Vermittlung auf dem freien Arbeitsmarkt zu erhalten. Weiterhin 

konnte im Rahmen einer Eingabe eine Absprache zwischen dem zuständigen Träger 

der Sozialhilfe und der Agentur für Arbeit herbeigeführt werden, die es einem Peten-

ten ermöglichte, mit seinem Erwerbseinkommen weitgehend unabhängig von Sozial-

hilfe zu leben.  

 

Demgegenüber konnte einem Reisegewerbetreibenden bei seinen Bemühungen um 

Hilfe zur Beschaffung eines gebrauchten Pkws nicht geholfen werden. Die durchge-

führten Berechnungen ergaben, dass das Einkommen des Petenten und seiner Fami-

lie den sozialhilferechtlichen Bedarfssatz monatlich um einen Betrag übersteigt, der 

es dem Petenten durchaus ermöglicht, nach Ansparung dieses Betrags für sechs 

Monate einen funktionstüchtigen gebrauchten Pkw zu erwerben. Nach weiteren Er-

mittlungen wurde im Übrigen in Erfahrung gebracht, dass sich der Petent bereits 

selbst geholfen hatte. 

 

 

d) Integrationshilfe  

 

Im letzten Jahresbericht hatte der Bürgerbeauftragte auf die in den letzten Jahrzehn-

ten erreichten erheblichen Fortschritte bei der Integration behinderter Menschen auf-

merksam gemacht. Dabei hatte er auch darauf hingewiesen, dass die Integration be-

hinderter Menschen in so genannten Regeleinrichtungen, insbesondere in Kindergär-

ten und Schulen, vielfach nur dann möglich ist, wenn dem behinderten Kind oder der 

behinderten Schülerin beziehungsweise dem behinderten Schüler eine Hilfe zur Seite 

steht, die behinderungsbedingte Nachteile ausgleicht, so genannte Integrationshelfe-

rinnen und –helfer. 
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Anders als im Vorjahr erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr kaum noch 

Eingaben wegen der Übernahme von Kosten für Integrationshelferinnen und –helfer. 

Das mag unter anderem vielleicht darin begründet liegen, dass aufgrund des bereits 

im letzten Bericht erwähnten Urteils des Oberverwaltungsgerichts Koblenz bis auf 

Weiteres geklärt ist, dass die örtlichen Träger der Sozialhilfe für die Übernahme der 

Kosten zuständig sind. Darüber hinaus hat das Oberverwaltungsgericht, wie bereits 

im letzten Bericht auch schon mitgeteilt, unter anderem weiter ausgeführt, dass es zu 

einer Kostenverlagerung aus dem Bereich der Schulverwaltung auf die örtlichen Trä-

ger der Sozialhilfe führt, wenn behinderte Kinder vermehrt außerhalb der Sonder-

schulen integrativ unterrichtet werden, weil hierbei oft Integrationshilfen erforderlich 

sind. Die in diesem Zusammenhang aufgenommenen Beratungen über eine mögliche 

gesetzliche oder anderweitige Regelung wegen der Kosten der Integrationshilfe in-

nerhalb der Landesregierung waren zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts 

noch nicht abgeschlossen. 

 

 

e) Bestattungskosten 

 

Auch im Jahr 2004 waren verschiedene Eingaben zu bearbeiten, bei denen es um die 

Übernahme von Bestattungskosten ging. Darunter waren wiederum Fälle, in denen 

gerichtlich bestellte Betreuerinnen und Betreuer die Bestattung ihrer Betreuten veran-

lasst hatten. Die Bemühungen des Bürgerbeauftragten um Erstattung der Kosten im 

Rahmen der Sozialhilfe blieben jedoch ohne Erfolg. 

 

Rechtlich endet die gerichtlich bestellte Betreuung mit dem Tod der/des Betreuten. 

Nach rheinland-pfälzischem Bestattungsrecht obliegt die Bestattung von Personen, 

bei denen vorrangig verpflichtete Verwandte, Angehörige, Erben usw. nicht festge-

stellt werden können, dem zuständigen Ordnungsamt. Sofern ein rechtlich nicht ver-

pflichteter Dritter – wie zum Beispiel eine gerichtlich bestelle Betreuerin oder ein ge-

richtlich bestellter Betreuer – die Bestattung veranlasst, besteht kein Anlass für ein 

Tätigwerden der Ordnungsbehörde und damit kein Rechtsgrund für eine eventuelle 

Erstattung der entstandenen Kosten. 

 

Hinweise auf eine abweichende Regelung im Nachbarland Hessen waren Anlass für 

einen Selbstaufgriff des Bürgerbeauftragten. Dabei wurde zunächst festgestellt, dass 
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in Hessen – anders als in Rheinland-Pfalz – eine Sonderregelung für Personen vor-

gesehen ist, die in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder Gefangenenanstalt, einem 

Heim, einem Lager, einer Sammelunterkunft oder einer ähnlichen Einrichtung gelebt 

haben und dort verstorben sind. Sofern für diese Personen innerhalb der für die Be-

stattung bestimmten Zeit Angehörige nicht aufzufinden sind, ist nach dem Hessischen 

Friedhofsgesetz der Leiter der jeweiligen Einrichtung verpflichtet, die Bestattung zu 

veranlassen. Sofern das Erbe der Verstorbenen nicht ausreicht, ist durch ein Urteil 

des Bundesverwaltungsgerichts vom 29.01.2004 nunmehr abschließend entschieden, 

dass in diesen Fällen der zuständige Sozialhilfeträger die Bestattungskosten zu über-

nehmen hat. 

 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten belässt die hessische Regelung die Ver-

antwortung dort, wo sie am ehesten wahrgenommen werden kann. Krankenhäuser, 

Heime usw. kennen in der Regel die Lebensumstände ihrer Bewohnerinnen und Be-

wohner. Regelmäßig ist ihnen – jedenfalls zum Beispiel nach längeren Heimaufent-

halten  – bekannt, ob Angehörige vorhanden sind oder nicht. Soweit keine vorhanden 

sind, sind sie von vorneherein verpflichtet, die Bestattung zu veranlassen. Im Übrigen 

vermeidet die hessische Regelung unnötigen Verwaltungsaufwand. Den in Rhein-

land-Pfalz für die Bestattung zuständigen Ordnungsbehörden sind die persönlichen 

Verhältnisse von Heimbewohnern usw. regelmäßig nicht bekannt. Sie müssen um-

fangreiche Ermittlungen durchführen, um festzustellen, ob nicht vorrangig verpflichte-

te Personen vorhanden sind. Demgegenüber sind den Trägern der Sozialhilfe in der 

Regel die Umstände der Personen, die in Heimen und ähnlichen Einrichtungen ster-

ben, bekannt, weil die dort anfallenden Kosten ganz oder teilweise im Rahmen der 

Sozialhilfe übernommen wurden. Deswegen sind seitens des für die Bestattung zu-

ständigen Sozialhilfeträgers regelmäßig auch keine weit eren Nachforschungen über 

möglicherweise für die Bestattung vorrangig verpflichtete Personen erforderlich.  

 

Das vom Bürgerbeauftragten mit der Angelegenheit befasste Ministerium für Arbeit, 

Soziales, Familie und Gesundheit hat die von ihm eingeleiteten Überprüfungen bisher 

leider noch nicht abgeschlossen. 
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5.2  Landespflegegeld, Pflegeversicherung, Blindengeld 

 

Zu den genannten Rechtsgebieten ereichte den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr 

nur eine kleine Zahl von Eingaben ohne erwähnenswerte Besonderheiten.  

 

 

5.3  Wohngeldgesetz 

 

Die Zahl der Eingaben zum Wohngeldgesetz ist gegenüber dem Vorjahr gleich ge-

blieben. Nach einem noch nicht abgeschlossenen Einzelfall muss davon ausgegan-

gen werden, dass an die Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten von Wohngeldbezie-

herinnen und –beziehern sehr hohe Anforderungen gestellt werden. Nach § 30 Abs. 1 

des Wohngeldgesetzes entfällt Wohngeld von dem Zeitpunkt an, in dem der Wohn-

raum, für den Wohngeld bewilligt wurde, von keinem zum Haushalt zählenden Fami-

lienmitglied mehr genutzt wird. Deswegen konnte auch in einem Fall von der Rück-

forderung des Wohngelds nicht abgesehen werden, obschon die Petentin eine gleich 

große, gleich teuere und insgesamt mit ihrer bisherigen völlig identische Wohnung im 

selben Haus bezogen hatte, allerdings ohne die Wohngeldstelle rechtzeitig darüber 

zu unterrichten.  

 

 

5.4  Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeld 

 

Insbesondere zum Bundesausbildungsförderungsgesetz haben den Bürgerbeauftrag-

ten im Berichtsjahr wesentlich mehr Eingaben erreicht als im Vorjahr. Dies liegt wohl 

nicht zuletzt darin begründet, dass 2004 wegen des Verdachts missbräuchlichen Be-

zugs von Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz insbesondere 

im Zusammenhang mit verschwiegenen Vermögenswerten sämtliche Leistungsfälle 

überprüft wurden.  

 

Ein aufgrund einer Pressemeldung eingeleiteter Selbstaufgriff des Bürgerbeauftrag-

ten ergab, dass es im Amt für Ausbildungsförderung der Universität Trier wegen ei-

nes Personalengpasses, der gestiegenen Zahl der Studierenden und der Zusatzauf-

gaben im Zusammenhang mit dem erwähnten Verdacht auf missbräuchlichen Bezug 

von Leistungen zu erheblichen Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen 

gekommen war. Die Überprüfungen des Ministeriums für Wissenschaft, Weiterbil-
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dung, Forschung und Kultur ergaben allerdings, dass bei der überwiegenden Zahl der 

Beschwerden auch ein Mitverschulden der Betroffenen vorlag, weil sie entschei-

dungserhebliche Nachweise verspätet vorgelegt hatten. Um den Arbeitsanfall zu be-

wältigen,  wurde eine weitere Stelle im Amt für Ausbildungsförderung geschaffen und 

die wöchentliche Stundenzahl von drei Teilzeitkräften erhöht.  

 

In einer weiteren Eingabe setzte sich ein Mitstudent für die Förderung von zwei Brü-

dern ein, die als Kontingentflüchtlinge aus Kasachstan in die Bundesrepublik 

Deutschland gekommen waren. Sie hatten bereits an der Universität Alma-Ata einen 

akademischen Abschluss erworben, sodass ihre Anträge auf Leistungen nach dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz zunächst abgelehnt worden waren. Eingehende 

Prüfungen des eingeschalteten Ministeriums für Wissenschaft, Weiterbildung, For-

schung und Kultur ermöglichten schließlich eine Förderung der beiden Brüder.  

 

Nicht weitergeholfen werden konnte einer litauischen Staatsbürgerin, die eine Förde-

rung ihres Studiums zum Lehramt an Grund- und Hauptschulen an der Universität 

Koblenz-Landau erreichen wollte. Auch nach eingehenden Überprüfungen des zu-

ständigen Ministeriums für Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur war 

eine Förderung nicht möglich, weil die Petentin bereits zwei berufsqualifizierende 

Studiengänge im Ausland erfolgreich abgeschlossen hatte. Im Jahre 2001 hatte sie 

den litauischen Studiengang „Verwaltung der Einrichtungen“ an der Universität Utena 

in Litauen mit dem Diplom der höheren Ausbildung und im Jahre 2002 das Studium 

der Jurisprudenz an der Staatlichen Universität der Industrie in Moskau abgeschlos-

sen. Anders als die mit einem deutschen Staatsbürger verheiratete Petentin meinte, 

wäre ihre Förderung auch dann nicht möglich gewesen, wenn sie bereits im Besitz 

der deutschen Staatsangehörigkeit gewesen wäre.  

 

Auch im Berichtsjahr musste sich der Bürgerbeauftragte mit einem Fall befassen, in 

dem sich der getrennt lebende Ehemann einer Petentin zunächst weigerte, die erfor-

derlichen Angaben zu dem Antrag auf Leistungen nach dem Bundesausbildungsför-

derungsgesetz seiner Tochter zu machen. Der Vater kam schließlich aber seinen 

Mitwirkungspflichten nach.  

 

Wegen einer Erziehungsgeldangelegenheit wandte sich eine Petentin aus der Region 

Trier, deren Ehemann in Luxemburg arbeitet, an den Bürgerbeauftragten. Die Über-

prüfungen ergaben, dass der Petentin und ihrem Ehemann für ihr im Jahre 1999 ge-
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borenes Kind die Erziehungszulage des Großherzogtums Luxemburg in Höhe von  

monatlich 1.307,44 € dem Grunde nach zusteht. Allerdings konnte dem Anliegen 

auch nach Einschaltung des Ombudsmanns des Großherzogtums Luxemburg nicht 

entsprochen werden, weil der erforderliche Antrag zu spät gestellt worden war.  

 

In einer anderen Eingabe ging es um die Frage, ob ein Petent, der an einer Umschu-

lungsmaßnahme in einem Berufsförderungswerk teilnahm, einen Anspruch auf Ge-

währung von Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz hat. Die Überprüfun-

gen ergaben, dass dies nicht der Fall ist, da nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer sowie Auszubildende einen Anspruch auf Elternzeit haben und der Petent als 

Umschüler weder Arbeitnehmer noch Auszubildender in diesem Sinne ist.  

 

 

5.5  Schwerbehinderte und Kriegsopfer 

 

Die Eingaben im Arbeitsgebiet Schwerbehinderte und Kriegsopfer sind im Berichts-

jahr erheblich gestiegen, ohne dass sich dabei ein besonderer Grund oder ein be-

sonderer Schwerpunkt feststellen lässt.  

 

Entsprechend dem Wunsch verschiedener Petentinnen und Petenten wurde über 

deren Antrag auf Anerkennung als Schwerbehinderte im Rahmen des Petitionsver-

fahrens alsbald entschieden.  

 

Ebenso konnten einige Eingaben wegen der Erhöhung des festgestellten Grades der 

Behinderung im Rahmen des Petitionsverfahrens einvernehmlich abgeschlossen 

werden.  

 

Weiterhin konnte in einigen Fällen die Zuerkennung des Merkzeichens „aG“ erreicht 

werden. Dasselbe gilt für die Feststellung der Voraussetzungen bezüglich der beson-

deren Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwerbehinderter in Rheinland-

Pfalz.  

 

 

Auch im Falle einer über 90-jährigen Petentin, die im so genannten betreuten Woh-

nen eines Alten- und Pflegeheims lebt und dafür Leistungen im Rahmen der Kriegs-

opferfürsorge bezieht, konnte erreicht werden, dass sie in ihrer jetzigen Wohnung 
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verbleiben kann und nicht in den stationären Bereich der Einrichtung wechseln muss, 

obwohl dem Träger der Kriegsopferfürsorge wegen der geringeren Leistungen der 

Pflegeversicherung hierdurch monatliche Mehrkosten von 51,69 € verbleiben.  

 

Umfangreiche Ermittlungen waren im Falle einer Petentin erforderlich, die Leistungen 

nach dem Opferentschädigungsgesetz erhält. Es war zu einer intimen Beziehung zu 

dem für sie zuständigen Sachbearbeiter beim Landesamt für Soziales, Jugend und 

Versorgung gekommen. Von diesem wurden Leistungen gewährt und in Aussicht 

gestellt, deren Voraussetzungen zweifelhaft waren oder nicht vorlagen. Die Petentin 

wollte erreichen, dass sie weiterhin alle ihr gewährten und in Aussicht gestellten Leis-

tungen erhält. Auch wenn dies bezüglich der zu Unrecht gewährten Leistungen nicht 

möglich war, konnte gleichwohl ein teilweise einvernehmlicher Abschluss erreicht 

werden, weil auf Rückforderungen verzichtet und eine Erhöhung der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit festgestellt wurde sowie eine Ausgleichsrente und ein Berufsscha-

densausgleich gewährt werden konnten. 

 

 

5. 6  Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigung für Häftlinge aus 
der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 

 

Zu den oben genannten Tätigkeitsfeldern erreichten den Bürgerbeauftragten insge-

samt zwölf Eingaben, in denen es um die Klärung unterschiedlicher Problemlagen 

ging.  

 

 

5.7  Behindertenrecht  

 

Die Eingaben zum Behindertenrecht sind im Berichtsjahr leicht angestiegen. Dabei ist 

allerdings darauf hinzuweisen, dass Eingaben behinderter Menschen vielfach auch 

unter anderen Gliederungsgesichtspunkten geführt werden. Bei einigen Eingaben 

konnte erreicht werden, dass die Kosten für die Förderung und Betreuung von Kin-

dern in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe übernommen wurden.  

 

Ebenso konnte die weitere Förderung eines erblindeten jungen Mannes in einem 

speziellen Berufsförderungswerk sichergestellt werden.  
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Die zunehmende Zahl behinderter Menschen, die das 65. Lebensjahr überschreiten, 

stellt die zuständigen Dienststellen oft vor neue Fragen und Probleme. So konnte die 

weitere Förderung eines behinderten Mannes nach dessen altersbedingter Entlas-

sung aus einer Werkstatt für behinderte Menschen erst aufgrund einer Eingabe beim 

Bürgerbeauftragten erreicht werden.  

 

Einer Petentin, die nach dem Tod ihrer Eltern ihren fast 60-jährigen behinderten Bru-

der versorgt, der bisher keinerlei ambulante, teilstationäre oder stationäre Förderung 

erhalten hat, konnte ein wenig dadurch weitergeholfen werden, dass wegen der Zu-

kunft ihres Bruders ein Kontakt mit der zuständigen Dienststelle hergestellt wurde.  

 

Trotz intensiven Bemühens der zuständigen Dienststellen und des Bürgerbeauftrag-

ten konnte in einem anderen Fall bisher für einen behinderten jungen Mann wegen 

seiner ausgeprägten aggressiven Auffälligkeiten kein Platz in einer vollstationären 

Einrichtung gefunden werden. Nach seiner frühzeitigen Entlassung aus der Schule für 

geistig Behinderte lebt er in seiner Familie, was jedoch wegen der erwähnten Auffäl-

ligkeiten nicht unproblematisch ist.  

 

 

5. 8  Gesundheitswesen  

 

Die Zahl der Eingaben zum Gesundheitswesen ist im Berichtsjahr leicht zurückge-

gangen. Überwiegend handelte es sich wiederum um Eingaben von Patienten im 

Maßregelvollzug. Dabei ging es erneut um die räumliche Situation in der forensischen 

Klinik Nette-Gut. Im Übrigen befassten sich die Eingaben mit allen Fragen des Maß-

regelvollzugs von der Therapie, der Absonderung einzelner Patienten, der Gewäh-

rung von Vergünstigungen, des Besuchsrechts bis hin zu Fragen der Verlegung in 

eine andere Einrichtung.  

 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist die weitere Vollstreckung der Unterbrin-

gung von Patientinnen und Patienten in einem psychiatrischen Krankenhaus im 

Rahmen des Maßregelvollzugs  innerhalb einer Frist von einem Jahr zu überprüfen, 

vgl. § 67 e Abs. 1 und 2 des Strafgesetzbuches. Dies war aufgrund des Zuständig-

keitswechsels zwischen zwei Amtsgerichten in einem Einzelfall unterblieben. Nach 

einer erheblichen Verzögerung wurde dies sodann aufgrund der Eingabe beim Bür-

gerbeauftragten nachgeholt.  
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Dieser Fall, aber auch Hinweise des Trägers der beteiligten Maßregelvollzugsei nrich-

tung auf generelle Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit mit den Gerichten waren 

Anlass für einen Selbstaufgriff des Bürgerbeauftragten.  

 

Deswegen hat daraufhin am 17.06.2004 eine ganztägige Fachtagung stattgefunden, 

die vom Ministerium der Justiz unter Beteiligung des zuständigen Fachreferates des 

Ministeriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit organisiert worden war. An 

dieser Tagung haben Vertreter der Oberlandesgerichte, der Landgerichte, mehrerer 

Amtsgerichte, der Staatsanwaltschaften sowie der Rechtsanwaltskammern und der 

Maßregelvollzugseinrichtungen in Rheinland-Pfalz teilgenommen. Dabei konnten ei-

nige Missverständnisse zwischen den Einrichtungen des Maßregelvollzugs und der 

Justiz ausgeräumt werden. Nunmehr sollen in einem Abstand von ca. 18 Monaten 

derartige Fachtagungen regelmäßig stattfinden. 

 

Patientinnen und Patienten im Maßregelvollzug erhalten einen Barbetrag zur persön-

lichen Verfügung (Taschengeld). Dieser Betrag war im Jahre 2003 von damals 88,00 

€ auf 35,00 € gekürzt worden. Ein dagegen von Patienten einer Maßregelvollzugsein-

richtung eingereichte Legislativeingabe mit dem Ziel auf Rückgängigmachung der 

Kürzung wurde im Oktober 2003 negativ abgeschlossen. Gleichzeitig wurde aller-

dings eine Erhöhung des Taschengeldes für Maßregelvollzugspatientinnen und -pa-

tienten, die aufgrund ihrer Erkrankung nicht arbeitsfähig sind und deshalb kein Geld 

hinzuverdienen können, in Aussicht gestellt. Im Rahmen einer neuen Eingabe der 

Petenten wurde dann festgestellt, dass das Taschengeld für den genannten Perso-

nenkreis nunmehr in der Höhe gewährt werden soll, wie es Personen in Sicherungs-

verwahrung erhalten. Demnach erhöht sich das Taschengeld für Maßregelvollzugs-

patientinnen und -patienten, die aufgrund ihrer Erkrankung nicht arbeitsfähig sind, auf 

ca. 72,00 € monatlich.  

 

In der Vergangenheit wurden (chronisch) schwerkranken Personen zur Behandlung 

bestimmter Symptome ihrer Krankheit häufig Medikamente verordnet, die zwar für 

diesen Anwendungsbereich nicht zugelassen sind, aber dennoch zu einer Linderung 

der Beschwerden beitragen. Durch ein Urteil des Bundessozialgerichts vom 

19.03.2002 wurde die Verordnung von Medikamenten zu Lasten der gesetzlichen 

Krankenversicherung in einem deren Zulassung nicht umfassenden Anwendungsbe-

reich erheblich eingeschränkt. Dies führt bei vielen chronisch schwer erkrankten 
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Menschen zu erheblichen gesundheitlichen und finanziellen Schwierigkeiten. Ob-

schon die gesetzlichen Krankenversicherungen in Rheinland-Pfalz mit dem Medizini-

schen Dienst der Krankenversicherungen bemüht sind, soweit irgend möglich unter 

Beachtung des genannten Urteils des Bundessozialgerichts Lösungen im Sinne der 

Patientinnen und Patienten zu finden, handelt es sich bei der so genannten Off-Label-

Verordnung von Medikamenten zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung 

nach Auffassung des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit nach 

wie vor um ein ungelöstes Problem. Die bereits im April 2003 beim Bundesminister i-

um für Gesundheit und soziale Sicherung eingerichtete „Expertengruppe Off-Label“ 

hat bisher lediglich eine Stellungnahme zur Off-Label-Anwendung eines einzigen 

Arzneimittels verabschiedet.  

 

Dem Anliegen eines Petenten auf abschließende Klärung der Fragen  konnte vom 

Petitionsausschuss nicht entsprochen werden. Wegen der grundsätzlichen Bedeu-

tung hat er allerdings auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten beschlossen, die Ange-

legenheit dem Ausschuss für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit zu überwei-

sen. Dort hat bisher eine abschließende Behandlung aber noch nicht stattgefunden.  

 

 

5. 9  Grundsicherung  

 

Die Zahl der Eingaben zur Grundsicherung ist nahezu gleich geblieben. Die in diesem 

Zusammenhang vorgebrachten Schwierigkeiten entsprachen weitgehend den Pro-

blemlagen, wie sie dem Bürgerbeauftragten im Zusammenhang mit der Hilfe zum 

Lebensunterhalt (oben 5.1) vorgetragen wurden.  
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6 – Wirtschaftsordnung  

 

 

6.1 Wirtschaftsförderung 
6.2 Wirtschaftsordnung 
6.3 Fremdenverkehr 
6.4 Wohnungsbauförderung 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
6.7 Steuern  
 

 

Schwerpunkt des Sachgebietes 6 ist der Bereich 6.7 Steuern. Die Zahl der Eingaben 

aus diesem Bereich war im Verhältnis zum vorhergehenden Berichtsjahr bei einer 

leichten Zunahme nahezu gleichbleibend.  

 

Im Bereich 6.2 Wirtschaftsordnung gingen im Berichtsjahr deutlich weniger Eingaben 

ein. Dies hängt unter anderem damit zusammen, dass im Vorjahr eine größere Zahl 

von Eingaben eingereicht wurde, mit denen eine Änderung der Honorarordnung für 

Architekten und Ingenieure begehrt wurde. Dabei handelte es sich um eine offen-

sichtlich bundesweite Aktion von Architektinnen/Architekten und Ingenieurin-

nen/Ingenieuren. 

 

Die Eingaben zu den übrigen Sachgebieten liegen auf niedrigem Niveau. 

 

Insgesamt boten die Sachgebiete 6.1 bis 6.6 in diesem Berichtsjahr keine Besonder-

heiten, die näher dargestellt werden müssten. 

 

Besondere Auffälligkeiten ergaben sich auch im Sachgebiet 6.7 Steuern im Berichts-

jahr nicht. Die Zusammenarbeit mit den Finanzbehörden des Landes Rheinland-Pfalz 

gestaltet sich weiterhin gut. Ein besonderer Dank für die gute Zusammenarbeit gilt 

dem inzwischen ausgeschiedenen Präsidenten der Oberfinanzdirektion, Alfred Base-

nau. 

 

Im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten verhalten si ch die Dienststellen der Finanz-

verwaltung durchweg kooperativ. 
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So konnten in einigen Petitionsverfahren beispielsweise Ratenzahlungen vereinbart 

und Vollstreckungsmaßnahmen dadurch verhindert werden. 

 

Beispielsweise wandte sich eine Petentin gegen die Forderung des Finanzamts, eine 

Steuererklärung für das Jahr 2000 abzugeben. Hintergrund war, dass die Petentin 

nach den Erkenntnissen des Finanzamts neben ihrer monatlichen Rente Einkünfte 

aus Kapitalvermögen erzielt hatte. Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfah-

rens ergab, dass die Abgabe der Steuererklärung für das betreffende Jahr im Falle 

der Petentin tatsächlich nicht erforderlich ist. 

 

In einem anderen Fall wurde geklärt, unter welchen Voraussetzungen Kassenquittun-

gen von Baumärkten bei der Geltendmachung von Kosten für Erhaltungsmaßnahmen 

an einem Haus durch das Finanzamt anerkannt werden, welche Anforderungen also 

an Rechnungsbelege gestellt werden.  

 

In einem weiteren Fall konnte eine Steuerschuld gestundet und die Zahlung in Raten 

erreicht werden. Steuerschuldner war eine vierköpfige Familie, die neben den natur-

gemäß recht hohen Kosten des Lebens den Betrag nicht in einer Summe aufbringen 

konnte. 

 

Auch die bereits mehrere Wochen zuvor beantragte Ersatzlohnsteuerkarte wurde im 

Rahmen des Petitions verfahrens zügig ausgestellt und dem betreffenden Bürger zu-

gesandt, nachdem es zuvor zu einigen Problemen in dem Verfahren gekommen war.  

 

Die Beispiele zeigen, dass es häufig Kleinigkeiten sind, die den Bürgerinnen und 

Bürgern Probleme bereiten, auch wenn bei zahlreichen Eingaben durchaus umfang-

reichere Steuerangelegenheiten und beispielsweise Streitigkeiten über die Anerken-

nung von Kosten im Rahmen von Steuererklärungen im Mittelpunkt standen. 
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7 – Kultur 

 

7.1  Schulische Angelegenheiten 

 

Im Berichtsjahr ist ein leichter Rückgang bei der Anzahl der Eingaben in diesem 

Sachgebiet festzustellen. Schwerpunkt der Eingaben in diesem Bereich ist nach wie 

vor die Schülerbeförderung beziehungsweise die Übernahme der dafür anfallenden 

Fahrtkosten durch den Träger der Schülerbeförderung.  

 

In einem Fall beklagten allein erziehende und berufstätige Petentinnen beispielswei-

se, dass für ihre Kinder zunächst nicht die Möglichkeit bestehen sollte, vom Wohnort 

aus direkt mit dem Schulbus zur nächstgelegenen Ganztagsschule zu fahren. Im Lau-

fe des Petitionsverfahrens wurde aber von der Kreisverwaltung veranlasst, dass auch 

der Wohnort der Petentinnen vom beauftragten Busunternehmen angefahren wird 

und deren Kinder mitgenommen werden. 

 

Einen Schwerpunkt bilden auch Eingaben, die in erster Linie Organisation und Ver-

waltung des Schulwesens betreffen. 

 

So stand zum Beispiel der Sohn einer Petentin auf der Warteliste für den Besuch ei-

ner berufsbildenden Schule, Fachbereich Technik. Eine Aufnahme sollte aber nur 

dann möglich sein, wenn die Schulbehörde die Genehmigung für die Einrichtung ei-

ner weiteren Parallelklasse erteilt. In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewie-

sen, dass im Vordergrund immer die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze steht. 

Erst wenn absehbar ist, dass dies nicht möglich ist, dürfen weitere Schulplätze zur 

Verfügung gestellt werden. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde dann aber in An-

betracht der angespannten Ausbildungsplatzsituation in der Region die Genehmigung 

für die Einrichtung einer weiteren Parallelklasse im Bildungsgang Informatik der zwei-

jährigen höheren Berufsfachschule erteilt. Der Sohn der Petentin hat den gewünsch-

ten Schulplatz erhalten. 

 

Ein anderer Petent hatte im Jahr 1978 die Abiturprüfung absolviert. Er wollte die Aus-

händigung seiner Abiturarbeiten erreichen, was der Schulleiter jedoch ablehnte. Dies 

wurde mit den derzeit gültigen Rechtsbestimmungen und dem unverhältnismäßig 

hohen Aufwand, der mit dem Suchen der Arbeiten des Petenten verbunden sei, be-
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gründet. Die Unterlagen aus den 70er Jahren seien nicht geordnet, eine Person wäre 

stundenlang damit beschäftigt, die gewünschten Arbeiten aufzufinden. Zudem waren 

schon des Öfteren ähnliche Anfragen abschlägig beschieden worden und ein Präze-

denzfall sollte nicht geschaffen werden. Im Laufe des Petitionsverfahrens nahm der 

zuständige Schulaufsichtsbeamte aber Kontakt mit dem Schulleiter des Gymnasiums 

auf und bat diesen, seine bisher ablehnende Haltung zu überprüfen. Der Schulleiter 

blieb aber bei seiner Entscheidung. Auch das Angebot des Petenten „in geeigneter 

Form am Verwaltungsaufwand mitzuwirken“ konnte den Schulleiter nicht umstimmen, 

zumal er es auch aus datenschutzrechtlichen Gründen für nicht umsetzbar hielt.  

 

Die Schulbehörde sah deshalb keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zu ent-

sprechen und wurde vom ebenfalls eingeschalteten Ministerium für Bildung, Frauen 

und Jugend in diesem Standpunkt bestätigt. 

 

 

7.2  Weiterbildung 
7.3  Hochschulwesen 
 

Die Zahl der Eingaben zum Sachgebiet 7.2 (Weiterbildung) ist gegenüber dem Vor-

jahr leicht angestiegen. Im Bereich 7.3 (Hochschulwesen) ist dagegen ein recht deut-

licher Rückgang zu verzeichnen, wofür aber keine Ursache ermittelt werden konnte. 

Eingaben wegen der Einführung von so genannten Studienkonten konnten nicht ver-

mehrt registriert werden. 

 

Ein Petent, ein polnischer Staatsangehöriger, hatte beispielsweise Schwierigkeiten 

bei Klärung der Frage, ob sein Schulabschluss beziehungsweise seine Berufsausbil-

dung genügen, um zur dreijährigen Altenpflegeausbildung zugelassen zu werden. Im 

Laufe des Petitionsverfahrens teilte das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend 

mit, dass Hauptschulabschluss und Berufsausbildung genügen, um nach den Rege-

lungen des Altenpflegegesetzes zur gewünschten Ausbildung zugelassen zu werden. 

Die erforderliche Anerkennung der Berufsausbildung des Petenten erfolgt bei der 

IHK, Schulplätze seien an einer öffentlichen berufsbildenden Schule noch verfügbar. 

Mit dieser Auskunft konnte dem Petenten weitergeholfen werden. 

 

Ein anderer Petent teilte mit Schreiben vom 23.12.2003 mit, dass sein Sohn seit der 

mündlichen Erörterung der Diplomarbeit am 02.10.2003 auf sein Zeugnis wartete. Die 

Ermittlungen ergaben, dass das Zeugnis spätestens seit dem 14.11.2003 beim Zent-
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ralen Hochschulprüfungsamt zur Abholung bereit gelegen hatte und offensichtlich 

aufgrund eines Missverständnisses vom Sohn des Petenten nicht abgeholt bzw. vom 

Prüfungsamt nicht verschickt worden war. Auf die Eingabe hin wurde das Zeugnis 

dann unverzüglich an den Sohn des Petenten übersandt. 

 

Immer wieder wandten sich auch Absolventinnen der Fachschule für Sozialpädagogik 

in Zülpich-Füssenich (Nordrhein-Westfalen) an den Bürgerbeauftragten. Für alle Pe-

tentinnen bestand die Schwierigkeit, die Bewerbungsfrist für die Aufnahme des Studi-

ums im Wintersemester an der Fachhochschule Koblenz einzuhalten. An der Fach-

hochschule Koblenz endet die Bewerbungsfrist, beispielsweise für den Studiengang 

„Soziale Arbeit“, mit einer Ausschlussfrist jeweils zum 15.07. eines jeden Jahres. Zu 

diesem Zeitpunkt muss der Fachhochschule Koblenz grundsätzlich ein Abschluss-

zeugnis der Fachschule für Sozialpädagogik vorliegen. Die Absolventinnen und Ab-

solventen der Fachschule schließen ihre Ausbildung aber erst mit dem Ablauf des 

zwölfmonatigen Berufspraktikums zum 31.07. eines jeden Jahres ab. Die Petentinnen 

waren somit nicht dazu in der Lage, ihre Abschlusszeugnisse vor Ablauf der oben 

genannten Ausschlussfrist im Bewerbungsverfahren vorzulegen. 

 

Zunächst wurden Fälle dieser Art im jeweiligen Petitionsverfahren unter Einschaltung 

des zuständigen Ministeriums insoweit einvernehmlich geregelt, als dass die Bewer-

berinnen und Bewerber ohne Vorlage des Abschlusszeugnisses unter Anwendung 

der Bestimmungen der Studienplatzvergabeverordnung am Studienplatzvergabever-

fahren teilnehmen konnten. 

 

Im Rahmen eines Selbstaufgriffes konnte aber eine dauerhafte Lösung erzielt wer-

den. Bewerberinnen und Bewerbern wird jetzt eine Verlängerung der Bewerbungsfrist 

bis zum 06.08. gewährt. Die im Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend auszu-

stellende Gleichwerti gkeitsbescheinigung der Fachhochschulreife wird dann nachge-

reicht. 
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7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten  
7.7 Sport 
 

Im Sachgebiet 7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung war die Zahl der  Ein-

gaben im Berichtsjahr rückläufig. In den Sachgebieten 7.5 und 7.7 waren nur verein-

zelte Eingaben zu verzeichnen. 

Der Rückgang im Sachgebiet 7.4 liegt vor allem daran, dass im Berichtsjahr 2003 

eine größere Anzahl Petitionen wegen der erheblichen Kürzung der Ausstrahlungs-

zeiten des Fernsehsenders MDR im Kabelnetz eingegangen war.  

 

Die Eingaben im Berichtsjahr 2004 bezogen sich nahezu ausschließlich auf die für 

das Sachgebiet typischen Beschwerden im Zusammenhang mit der Erhebung von 

Rundfunkgebühren durch den Südwestrundfunk beziehungsweise die Gebührenein-

zugszentrale GEZ.  

 

In diesem Zusammenhang möchte der Bürgerbeauftragte die gute Zusammenarbeit 

mit dem Südwestrundfunk, insbesondere seinem Justitiar, Dr. Herman Eicher, bei der 

Bearbeitung der Eingaben hervorheben und sich hierfür ausdrücklich bedanken. Je-

der Einzelfall wird im Rahmen des Petitionsverfahrens sorgfältig geprüft. Dabei wer-

den den Bürgerinnen und Bürgern auch Hinweise gegeben, welche Nachweise bei-

spielsweise im Einzelnen vorgelegt werden müssen, um Vergünstigungen zu errei-

chen. Selbstverständlich geschieht dies im Rahmen der für alle Bürgerinnen und Bür-

ger des Landes Rheinland-Pfalz geltenden rechtlichen Rahmenbestimmungen, da 

der Grundsatz der Gleichbehandlung gewahrt bleiben muss. Häufig hilft es jedoch 

durchaus weiter, wenn aufgrund entsprechender Hinweise die erforderlichen Nach-

weise erbracht werden, um beispielsweise eine Gebührenbefreiung zu erhalten. Da-

bei stellt sich im Zuge der Petitionsverfahren durchaus des Öfteren die gewünschte 

positive Lösung als Ergebnis der Bemühungen ein. 

 

So konnte beispielsweise eine Eingabe einvernehmlich gelöst werden, in deren Rah-

men sich die Petentin über eine Gebührenforderung der GEZ beschwerte. Aus ihrer 

Sicht war das Rundfunkgebührenkonto mit dem Tod des Ehemanns, auf den die 

Rundfunkgeräte angemeldet waren, erloschen. Im Haushalt befanden sich nach dem 

Tod des Ehemannes auch keine Rundfunkgeräte mehr. Im Laufe des Petitionsverfah-
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rens wurde das ursprünglich auf den Ehemann der Petentin angemeldete Teilneh-

merkonto zum Folgemonat seines Todes abgemeldet.  

 

Ein anderer Petent bat um Unterstützung, nachdem er festgestellt hatte, dass er für 

ca. zehn Jahre Rundfunkgebühren für ein Grundstück gezahlt hatte, obwohl dieses 

von ihm veräußert worden war. Der Petent bat darum, dass ihm wenigstens ein Teil 

der gezahlten Gebühren erstattet wird. Grundsätzlich endet die Rundfunkgebühren-

pflicht mit Ablauf des Monats, in dem das Bereithalten eines Rundfunkgeräts entfällt, 

jedoch nicht vor Ablauf des Monats, in dem dies der Landesrundfunkanstalt bezie-

hungsweise der Gebühreneinzugszentrale angezeigt worden ist. Aufgrund der hier 

gegebenen Besonderheiten wurde eine Kulanzregelung getroffen und veranlasst, 

dass dem Petenten die Rundfunkgebühren teilweise erstattet wurden. So erhielt er im 

Laufe des Petitionsverfahrens eine Gutschrift von über 800 €. 

 

Innerhalb dieses Sachgebiets sind aber auch Eingaben zu bearbeiten, die nicht mit 

der Erhebung von Rundfunkgebühren im Zusammenhang stehen. Eine Eingabe be-

traf die Einschränkung des Angebots von Serviceleistungen des SWR im Videotext. 

 

Eine Petentin wollte erreichen, das der Fahrplan der Deutschen Bahn AG für Mainz, 

aktualisiert um eventuelle Verspätungen, wieder auf einer Videotexttafel des SWR 

präsentiert wird. Das wird aber von der Rundfunkanstalt abgelehnt, da die Kosten für 

die Datenübertragung nicht mehr von der Deutschen Bahn AG übernommen werden. 

Der Rundfunkanstalt ist es nicht möglich, für den oben genannten Service im Sinne 

der Deutschen Bahn AG die Kosten selbst zu tragen. Die Petentin konnte im Laufe 

des Petitionsverfahrens daher lediglich auf von der Rundfunkanstalt angebotene Al-

ternativen hingewiesen werden. Im Videotext übermittelt der SWR auf den Seiten 527 

bis 529 aktuelle Fahrplanänderungen für Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg. 

Der von der Petentin angesprochene Service wird nur noch von der Deutschen Bahn 

AG selbst auf der Internetseite www.bahn.de angeboten. 

 

Auch die kurioseste Petition des Jahres 2004 soll nicht unerwähnt bleiben. Ein Petent 

wandte sich an die Landtage aller Bundesländer mit dem Anliegen, den Weihnachts-

mann abzuschaffen. Er begründete dies unter anderem damit, dass der Weihnachts-

mann im Verhältnis zum Nikolaus eine Figur ohne geschichtliche Bedeutung sei. Der 

Weihnachtsmann sei in Wahrheit vielmehr eine Mogelpackung, ein Coca Cola-
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Produkt beziehungsweise ein Geschenke-Onkel, eingesetzt zur party-ähnlichen Illust-

ration des Heiligen Abends. 

 

Von der Bearbeitung dieser Eingabe sah der Bürgerbeauftragte unter Bezugnahme 

auf § 1 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-

Pfalz ab. 

 

 

7.6  Kinder-, Jugend- und Personensorge 

 

Die Eingaben zur Kinder-, Jugend- und Personensorge sind im Jahr 2004 gegenüber 

dem Berichtsjahr 2003 um rund 30 % angestiegen. Die Ursachen dafür konnten im 

Einzelnen nicht festgestellt werden. Insbesondere gab es keine Änderungen der ge-

setzlichen Bestimmungen, die den Anstieg der Eingaben erklären könnten. Ebenso 

wenig lassen sich bestimmte Schwerpunkte feststellen. Vielmehr betreffen die im 

Jahre 2004 zu bearbeitenden Eingaben alle Bereiche der Kinder-, Jugend- und Per-

sonensorge. 

 

a) Kindertagesstätten 

 

Erneut ging es in einer größeren Zahl von Eingaben um Probleme in Kindertagesstät-

ten. In früheren Jahresberichten hat der Bürgerbeauftragte wiederholt flexiblere Lö-

sungen angemahnt, die die persönliche Situation und die Probleme der Familien und 

ihrer Kinder noch stärker berücksichtigen. Im Berichtsjahr 2004 konnten einige Lö-

sungen in diesem Sinne herbeigeführt werden. Dafür waren allerdings meistens er-

hebliche Bemühungen erforderlich. 

 

In einem Einzelfall konnte zum Beispiel eine Lösung im Sinne einer allein erziehen-

den Petentin erst erreicht werden, nachdem auch der Petitionsausschuss des Land-

tags Rheinland-Pfalz mit der Angelegenheit befasst war. Ziel der Eingabe war die 

Reduzierung des Hortbeitrags, da der Sohn der Petentin den Hort lediglich an drei 

Tagen pro Woche besuchte. Die in Teilzeit beschäftigte Petentin begründete ihren 

Wunsch auch mit ihrem geringen Einkommen. Der kommunale Träger des Hortes 

wies zunächst auf die maßgebliche Satzung hin, die eine Reduzierung des Hortbei-

trages nicht zulasse. Hintergrund sei, dass eine Doppelbelegung von Hortplätzen 

nach dem Kindertagesstättengesetz nicht vorgesehen sei. Deswegen könne ein le-
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diglich an einigen Tagen der Woche belegter Hortplatz für die restlichen Tage nicht 

an ein anderes Kind vergeben werden. Auch das im Wege der Heimaufsicht einge-

schaltete Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung verwies darauf, dass der 

Erziehungs- und Bildungsauftrag eines Hortes eine lediglich tage- oder gar stunden-

weise Betreuung von Kindern nicht zulasse. Wichtig sei für Kinder auch die personel-

le Betreuungskontinuität. Für eine stunden- und tageweise Betreuung von Schulkin-

dern seien die betreuenden Grundschulen und Tagepflegepersonen besser geeignet 

und kostengünstiger als Horte. Allenfalls ausnahmsweise könne eine Doppelbele-

gung zugelassen werden. Schließlich konnte für die Petentin und ihren Sohn eine 

Sonderregelung gefunden werden, wonach entsprechend dem anteiligen Besuch des 

Kinderhortes 3/5 des normalen Beitrags erhoben werden. 

 

Langwierige und nachdrückliche Bemühungen waren auch erforderlich, bis schließ-

lich erreicht werden konnte, dass die beiden inzwischen schulpflichtigen Kinder einer 

Petentin bis zum dritten Grundschuljahr weiterhin die altersgemischte Gruppe einer 

Kindertagesstätte in einer benachbarten Gemeinde besuchen können.  

 

Sehr entgegenkommend und flexibel verhielten sich alle Beteiligten in einem Fall, in 

dem zwei Elternpaare die Aufnahme ihrer Kinder in einer anderen Kindertagesstätte 

wünschten, weil es nach ihrer Überzeugung zu sexuellen Belästigungen ihrer Töchter 

durch ein anderes Kindergartenkind gekommen war. Eine direkte Verletzung der Auf-

sichtspflicht des Personals des bisherigen Kindergartens konnte nicht festgestellt 

werden. Der Träger eines benachbarten Kindergartens erklärte sich aber im Einver-

nehmen mit dem bisherigen Kindergartenträger und der Heimaufsichtsbehörde bereit, 

die Kinder in seine Einrichtung aufzunehmen. 

 

Auch konnte in einem anderen Fall erreicht werden, dass wegen des zu geringen 

Einkommens ausnahmsweise kein Kindergartenbeitrag erhoben wird. 

 

Wenig flexibel dagegen zeigte sich ein anderer kommunaler Träger. Obschon mehre-

re Kindertagesstätten in der Trägerschaft der Kommune betrieben werden, konnte für 

die Ferienbetreuung eines Kindes während der ferienbedingten teilweisen Schließung 

der Kindertagesstätte keine Lösung gefunden werden. Zur Begründung wurde auf 

krankheits- und urlaubsbedingte Ausfälle von Erziehungskräften sowie darauf hinge-

wiesen, dass sich die geplante Neueröffnung einer weiteren Kindertagesstätte verzö-

gert habe. Auffällig ist, dass bereits im Jahr zuvor die Frage der Ferienbetreuung trotz 
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der Bemühungen des Bürgerbeauftragten nicht geklärt werden konnte. Nicht ab-

schließend festgestellt werden konnte, welche Seite für die mangelnde Zusammenar-

beit verantwortlich ist. 

 

Ebenso wenig erfolgreich waren verschiedene Eingaben, in denen es um die Auf-

nahme weiterer Einrichtungen in die Kindertagesstättenbedarfspläne der kreisfreien 

Städte und Landkreise ging. Immer wieder stellen Träger von Kindertagesstätten mit 

besonderer pädagogischer Ausrichtung (Elterninitiativen, Waldorfkindergärten usw.) 

Anträge auf Aufnahme in den Kindertagesstättenbedarfsplan, um auf diese Weise 

Zuschüsse der Kommunen und des Landes für investive Maßnahmen und insbeson-

dere Personalkostenzuschüsse zu erhalten. Diese Bemühungen bleiben regelmäßig 

erfolglos, wobei seitens der Landesregierung darauf hingewiesen wird, dass die Kin-

dertagesstättenbedarfsplanung eine Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung dar-

stellt, sodass die Landesregierung insoweit letztlich keinen Einfluss nehmen kann. 

Das Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße hatte in einem Urteil vom 

21.02.2002 in einem Einzelfall lediglich festgestellt, dass der Träger einer Kinderta-

gesstätte einen Anspruch darauf hat, dass der zuständige Jugendhilfeausschuss bei 

einem Antrag auf Aufnahme in den Bedarfsplan das ihm zustehende planerische Er-

messen auch tatsächlich ausübt. Seitens der Kommunen wird regelmäßig darauf hin-

gewiesen, dass die vorhandenen Kindertagesstätten in freier und kommunaler Trä-

gerschaft ein breites Spektrum pädagogischer Ausrichtungen bieten, sodass neue 

Einrichtungen auch unter dem Gesichtspunkt der Angebotsvielfalt nicht erforderlich 

seien. 

 

Zum Bedauern des Bürgerbeauftragten konnte einer Petentin, von der die Stadtver-

waltung Mainz Kindergartenbeiträge in Höhe von rund 950 € nachforderte, nicht ge-

holfen werden. Zu der Nachforderung war es gekommen, weil die Petentin es verse-

hentlich versäumt hatte, rechtzeitig einen Antrag auf Übernahme der Kindergartenbei-

träge im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe zu stellen. Leider war die Stadtverwal-

tung nicht bereit, diese Nachforderung niederzuschlagen. Vorbildlich zeigte sich hin-

gegen der katholische Kindergarten Mainz-Lerchenberg, der auf Intervention des Lei-

ters des katholischen Büros auf eine entsprechende Nachforderung verzichtete. 
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b) Eingliederungshilfe 
 

Eine größere Zahl von Eingaben hatte die Gewährung von Eingliederungshilfen an 

Kinder und Jugendliche, die seelisch behindert oder von einer solchen Behinderung 

bedroht sind, nach § 35 a des Achten Buches des Sozialgesetzbuches, Kinder- und 

Jugendhilfe, SGB VIII, zum Gegenstand. 

 

Insgesamt kann erneut festgestellt werden, dass es oft Schwierigkeiten bereitet, zu 

klären, ob bei einem Kind oder einem Jugendlichen eine seelische Behinderung vor-

liegt oder eine solche Behinderung einzutreten droht. Regelmäßig erfordert die Klä-

rung dieser Frage einen erheblichen Zeitaufwand. Falls eine seelische Behinderung 

oder eine drohende Behinderung dieser Art festgestellt wird, ist weiter zu prüfen, ob 

die beantragte Maßnahme im jeweiligen Einzelfall geeignet ist, die drohende Behin-

derung zu verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu 

mildern und das betroffene Kind oder den betroffenen Jugendlichen in die Gesell-

schaft einzugliedern.  

 

So wandte sich zum Beispiel eine größere Zahl von Eltern schulpflichtiger Kinder aus 

dem Bereich der Kreisverwaltung Ahrweiler an den Bürgerbeauftragten, um die Über-

nahme der Kosten für den Besuch einer privaten Schule im Rahmen der Eingliede-

rungshilfe nach § 35 a SGB VIII zu erreichen. Nach den Ermittlungen des Bürgerbe-

auftragten erteilte das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend am 23.05.2003 

der genannten Schule die Genehmigung gemäß § 16 Abs. 1 des Privatschulgeset-

zes, als Ergänzungsschule mit den Bildungsgängen Realschule und des Gymnasi-

ums bis einschließlich Klasse 10 für Schülerinnen und Schüler zur Erfüllung ihrer 

Schulpflicht. An der Schule können aber keine Abschlüsse und Übergangsberecht i-

gungen in andere Schulen erworben werden. Vielmehr ist dafür eine Teilnahme an 

den so genannten Nicht-Schüler-Prüfungen erforderlich. Die entsprechende Schule 

hat mit Beginn des Schuljahres 2003/2004 ihren Schulbetrieb aufgenommen. 

 

Die Ermittlungen des Bürgerbeauftragten ergaben weiter, dass in der überwiegenden 

Zahl der Eingaben die betroffenen Kinder und Jugendlichen seelisch behindert sind 

oder von einer solchen Behinderung bedroht waren. Dennoch kam es nicht zu ein-

vernehmlichen Lösungen, weil die weiteren Überprüfungen ergaben, dass die Be-

schulung in der genannten privaten Ergänzungsschule zur Erreichung der Ziele der 

Eingliederungshilfe nicht erforderlich war. Weiterhin wurde festgestellt, dass die ge-
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nannte Schule für einzelne Kinder und Jugendliche nicht geeignet ist, dieses Ziel zu 

erreichen. 

 

Die Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung gehört zu den Maßnahmen der Ein-

gliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII in Verbindung mit § 40 des Bundessozialhilfe-

gesetzes (BSHG). Entsprechend dem Nachrang der Jugendhilfe und der Sozialhilfe 

ist die Vermittlung einer angemessenen Schulbildung vorrangig Aufgabe der Schulen. 

Maßnahmen der Eingliederungshilfe kommen erst dann in Betracht, wenn Leistungen 

der Schulen nicht ausreichen, um eine angemessene Schulbildung zu erreichen. Die 

Beschulung in einer Privatschule ist nur dann notwendig und im Rahmen der Einglie-

derungshilfe zu finanzieren, wenn nur dadurch eine angemessene Schulbildung des 

betreffenden Kindes oder des betreffenden Jugendlichen erreicht werden kann. Ent-

sprechend dem Nachrang der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Sozialhilfe ist dies 

zum Beispiel dann der Fall, wenn bei dem Besuch einer öffentlichen Schule beglei-

tende therapeutische Maßnahmen nicht ausreichen, um eine angemessene Schulbil-

dung und das Ziel der Eingliederungshilfe zu erreichen. 

 

Die Ermittlungen zu den verschiedenen Eingaben führten regelmäßig dazu, dass eine 

psychotherapeutische Behandlung (in der Kostenträgerschaft der Krankenversiche-

rungen) und ergänzende Beratungen und Unterstützungen, wie sie kostenlos von den 

Lebens- und Erziehungsberatungsstellen angeboten werden, als ausreichend für das 

Erreichen einer angemessenen Schulbildung und des Zieles der Eingliederungshilfe 

bewertet wurden. Teilweise kam die zuständige Kreisverwaltung auch zu dem Ergeb-

nis, dass der Wechsel in eine andere Schulart (Haupt- oder Realschule usw.) mit ei-

ner begleitenden therapeutischen Behandlung erforderlich, aber auch ausreichend 

ist, um der seelischen Behinderung oder der drohenden seelischen Behinderung ent-

gegenzuwirken. 

 

Einige Petentinnen und Petenten haben zwischenzeitlich Klage beim zuständigen 

Verwaltungsgericht erhoben. Urteile liegen jedoch noch nicht vor. 

 

In einem Einzelfall wurde die Aufnahme eine Kindes entgegen den Feststellungen 

des Abgangszeugnisses der Privatschule in eine öffentliche Realschule mit der Be-

gründung abgelehnt, dass an der privaten Ergänzungsschule keine Übergangsbe-

rechtigungen erworben werden können und das von dem Schüler vor seiner Aufnah-
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me in die Schule besuchte öffentliche Gymnasium bereits zuvor dessen weitere Be-

schulung in einer öffentlichen Hauptschule festgelegt habe. 

 

 

c) Hilfe zur Erziehung 
 

Eine größere Zahl von Eingaben befasste sich mit Fragen der Hilfe zur Erziehung im 

Rahmen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, Achtes Buch des Sozialgesetzbu-

ches, SGB VIII. Bestimmte Schwerpunkte und Tendenzen lassen sich dabei nicht 

feststellen. Vielmehr ging es um sehr unterschiedliche Probleme und Sachverhalte.  

 

Dem Wunsch eines ausländischen Mitbürgers zum Beispiel, das zuständige Jugend-

amt möge auf seine geschiedene Ehefrau wegen einer strengeren Erziehung seiner 

15-jährigen Tochter einwirken, konnte nicht entsprochen werden. Vielmehr ergaben 

die Ermittlungen, dass die elterliche Sorge vom Oberlandesgericht Koblenz auf 

Wunsch der Tochter der geschiedenen Mutter übertragen wurde, weil sich die Toch-

ter in begründeter und nachvollziehbarer Weise von den Erziehungsvorstellungen des 

Petenten distanziert hatte. Im Rahmen der eingeleiteten Hilfe zur Erziehung soll die 

geschiedene Frau des Petenten jedoch darin bestärkt werden, ihrer Tochter ange-

messene Grenzen zu setzen. 

 

Die Bemühungen der Tante einer Jugendlichen, auf deren Erziehung und Entwick-

lung Einfluss zu nehmen, scheiterten letztlich daran, dass sie rechtlich nicht befugt 

war, einen Antrag auf Maßnahmen der Erziehungshilfe zu stellen. Insgesamt konnte 

allerdings eine Lösung gefunden werden, die den Wünschen und Belangen der Ju-

gendlichen entspricht. 

 

Auch Fragen der Erziehung von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien waren 

Gegenstand einer größeren Zahl wei terer Eingaben.  

 

So waren die Bemühungen eines nichtehelichen Vaters um seinen Sohn erfolgreich. 

Dieser lebte wegen der Suchtmittelabhängigkeit seiner Mutter bei seinen Großeltern, 

die wegen der bestehenden eigenen Pflegebedürftigkeit und aus anderen Gründen 

offenbar nicht mehr in der Lage waren, die angemessene Erziehung und Förderung 

ihres Enkelsohnes zu gewährleisten. Aufgrund der Eingabe konnte erreicht werden, 

dass der fünfjährige Sohn des Petenten in eine Pflegefamilie aufgenommen wurde. 
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Weitergeholfen werden konnte auch einem Ehepaar, das die beiden vierjährigen Kin-

der einer in Berlin lebenden Nichte der Ehefrau aus Thailand in ihre Familie aufge-

nommen hatte. Im Zusammenwirken zwischen dem in Rheinland-Pfalz zuständigen 

Jugendamt und dem zuständigen Bezirksamt in Berlin wurde ein Pflegevertrag abge-

schlossen und die gesamte rechtliche Situation der Kinder geklärt.  

 

Zwei Eingaben, in denen sich die zuständigen Jugendämter aus unterschiedlichen 

Gründen veranlasst sahen, Pflegekinder aus ihren Pflegefamilien herauszunehmen, 

sind bisher nicht abgeschlossen. Deswegen bleibt abzuwarten, zu welchem Ergebnis 

diese Eingaben führen. Eingaben wegen der Herausnahme von Pflegekindern aus 

ihren Pflegefamilien waren im Übrigen bisher kaum Gegenstand von Eingaben. 

 

 

d) Träger der Jugendhilfe 

 

Mit einer Eingabe wollten mehrere Petenten als Bürger einer großen kreisangehöri-

gen Stadt erreichen, dass diese die Aufgaben eines örtlichen Trägers der Jugendhilfe 

nicht mehr wahrzunehmen braucht, insbesondere wegen der damit verbundenen fi-

nanziellen Lasten. Die in diesem Zusammenhang durchgeführten Überprüfungen 

ergaben, dass der von den Petenten gewünschte Widerruf der Beauftragung ihrer 

Stadt mit den Aufgaben des örtlichen Trägers der Jugendhilfe nicht möglich ist. Viel-

mehr ist ein Widerruf nach § 2 Abs. 2 Satz 3 des rheinland-pfälzischen Ausführungs-

gesetzes zum Kinder- und Jugendhilfegesetz nur für den Fall vorgesehen, dass eine 

Gebietskörperschaft nach Erlass dieses Gesetzes von der Landesregierung zum ört-

lichen Träger der Jugendhilfe bestimmt wurde. Dies war bei der fraglichen Stadtver-

waltung jedoch nicht der Fall. Vielmehr war diese bereits zum Zeitpunkt des In-Kraf t-

Tretens des Ausführungsgesetzes örtlicher Träger der Jugendhilfe, sodass ihr diese 

Aufgabe kraft Gesetzes obliegt. Dem Hinweis des Bürgerbeauftragten an die Peten-

ten, sie könnten durch eine Änderung des genannten Gesetzes ihr Ziel möglicherwei-

se im Rahmen einer so genannten Legislativeingabe erreichen, folgten die Petenten 

nicht. 
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e) Sorge- und Umgangsrecht 

 

Wegen der Eingaben zum Sorge- und Umgangsrecht wird auf den Beitrag in Teil 3 

des Jahresberichts mit dem Thema „Zankapfel Kind“ verwiesen.  

 

 

f) Betreuungsangelegenheiten 

 

Auch im Jahre 2004 wandte sich eine größere Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern 

wegen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Betreuungsrecht an den Bürger-

beauftragten. Teilweise waren die Eingaben gegen die Bestellung bestimmter Perso-

nen gerichtet, während es in anderen Fällen um Vorgehensweisen gerichtlich bestell-

ter Betreuerinnen und Betreuer ging. 

 

Soweit es sich um Eingaben wegen der Bestellung oder Abberufung von Betreuerin-

nen oder Betreuern handelte, mussten die Petentinnen und Petenten darauf hinge-

wiesen werden, dass der Bürgerbeauftragte wegen der im Grundgesetz niedergeleg-

ten Unabhängigkeit der Gerichte nicht tätig werden kann. Auch die Erwartungen von 

Petentinnen und Petenten bei Beschwerden über Entscheidungen und Vorgehens-

weisen einer gerichtlich bestellten Betreuerin oder eines gerichtlich bestellten Betreu-

ers konnten weitgehend nicht erfüllt werden, da gerichtlich bestellte Betreuerinnen 

und Betreuer auch bei der Führung der Betreuung ausschließlich der Aufsicht des 

zuständigen Amtsgerichts unterliegen. Anders als viele Bürgerinnen und Bürger an-

nehmen, haben die Betreuungsbehörden bei den kreisfreien Stadtverwaltungen und 

den Kreisverwaltungen keine Möglichkeit, gerichtlich bestellte Betreuerinnen und Be-

treuer bei der Führung einer einzelnen Betreuung zu beaufsichtigen und zu kontrollie-

ren. Auch gegenüber entgeltlich tätigen Betreuerinnen und Betreuern (Berufsbetreu-

ungen) können die Betreuungsbehörden bezüglich der Führung der einzelnen 

Betreuung nicht tätig werden.  

 

So beanstandete zum Beispiel eine Petentin das Vorgehen der Betreuungsbehörde 

im Zusammenhang mit der Tätigkeit der gerichtlich bestellten Berufsbetreuer ihrer 

verstorbenen Mutter. Insbesondere war sie der Ansicht, dass diese einen überhöhten 

Aufwendungssatz erhalten hätte. Zwar fällt auch die Frage der Höhe des Aufwen-

dungssatzes für die Betreuung in die ausschließliche Zuständigkeit des Amtsgerichts, 

jedoch können die Betreuungsbehörden nach § 1908 k des Bürgerlichen Gesetzbu-
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ches von Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuern, die in ihrem Bereich ihren Sitz 

oder Wohnsitz haben, unter anderem Angaben zur Anzahl der in dem jeweiligen Jahr 

geführten Betreuungen, zur hierfür in Rechnung gestellten Zeit sowie zum einge-

nommenen Geldbetrag verlangen. Die Bearbeitung der Eingabe konnte bisher noch 

nicht abgeschlossen werden. Das zuständige Ministerium der Justiz wurde einge-

schaltet, nachdem die betreffende Stadtverwaltung mitgeteilt hatte, dass auf die An-

forderung der Angaben gemäß § 1908 k des Bürgerlichen Gesetzbuches verzichtet 

wird, weil es keine gesetzliche Möglichkeit gebe, die Mitteilungspflicht durchzusetzen. 

 

In einem anderen Fall wollten die Eltern einer nach einem Operationszwischenfall 

schwerbehinderten Tochter erreichen, dass sie der zum Betreuer bestellte Schwie-

gersohn im Einzelnen über das Wohlergehen ihrer Tochter unterrichtet, sodass sie 

auf deren Pflege und Versorgung Einfluss nehmen können. Dem Anliegen konnte 

nicht entsprochen werden, weil die Betreuungsbehörde keine diesbezüglichen rechtli-

chen Möglichkeiten hat und das zuständige Amtsgericht von den Petenten deswegen 

bereits erfolglos eingeschaltet worden war. 

 

In einem weiteren Fall scheiterten die Bemühungen des Bürgerbeauftragten, entspre-

chend dem Wunsch einer Petentin die Bestellung eines anderen Betreuers zu errei-

chen, obwohl dies auch von der Betreuungsbehörde unterstützt wurde. Der Petentin 

ging es insbesondere darum, mehr Selbstständigkeit bei der Verwaltung ihres Geldes 

zu erhalten. Der Antrag auf Betreuerwechsel wurde jedoch vom zuständigen Amtsge-

richt abgewiesen. Demgegenüber konnten in einem anderen Fall Probleme zwischen 

einem Betreuten und seiner Betreuerin sowie der Betreuungsbehörde nach einem 

gemeinsamen Gespräch ausgeräumt werden. 

 

 



- 88 - 

 

8 – Landwirtschaft und Umwelt  

 

 

8.1. Landwirtschaft und Weinbau 
8.2. Jagd, Forst, Fischerei 
8.3. Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 
8.4. Katasterwesen 
 

 

Im Sachgebiet 8.1 Landwirtschaft und Weinbau war im Berichtsjahr ein deutlicher 

Rückgang von Eingaben zu beobachten. Insbesondere im Bereich landwirtschaftliche 

Subventionsverfahren waren weniger Eingaben zu bearbeiten. Ebenfalls rückläufig 

war die Zahl der Eingaben im Bereich des Sachgebietes 8.2 Jagd, Forst, Fischerei. 

Eine Zunahme war hingegen bei den Sachgebieten 8.3 Landschaftspflege, Umwel t-

schutz, Tierschutz und 8.4 Katasterwesen festzustellen.  

 

Im Bereich des Sachgebiets 8.1 war beispielsweise eine Eingabe zu bearbeiten, in 

der ein Petent darum bat, dass ihm aufgrund der sehr schlechten finanziellen Situat i-

on seines landwirtschaftlichen Betriebs die Gebühren im Zusammenhang mit der  

Überwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln wegen der Tierhaltung erlassen wer-

den. Diesem Anliegen wurde im Rahmen des Petitionsverfahrens unter Würdigung 

aller Umstände des Einzelfalls entsprochen, wobei es sich allerdings um einen niedr i-

gen Betrag handelte.  

 

Anders als in früheren Jahren waren auch Flurbereinigungsverfahren nur Gegenstand 

vereinzelter Eingaben. Nicht immer ging es dabei um die Zuteilung selbst.  

 

Im Rahmen einer Eingabe beschwerte sich beispielsweise eine Petentin darüber, 

dass ein im Rahmen einer Weinbergsflurbereinigung zugeteiltes Grundstück noch 

immer nicht vom Voreigentümer geräumt worden war, sodass sie es nicht nutzen 

konnte. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde mit der Petentin durch die Flurbe-

reinigungsbehörde dahingehend Einvernehmen erzielt, dass diese das betreffende 

Grundstück in Eigenleistung räumen kann und hierfür eine finanzielle Entschädigung 

erhält. Diese Eingabe konnte so durch eine pragmatische Lösung einvernehmlich 

erledigt werden. 
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Auch die Eingaben im Sachgebiet 8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 

haben sehr unterschiedliche Zielrichtungen und Inhalte. So war beispielsweise eine 

Eingabe zu bearbeiten, in deren Rahmen sich der Petent für eine Einschränkung des 

Einsatzes so genannter Skybeamer durch Diskotheken einsetzte. Er wollte mit seiner 

Eingabe erreichen, dass ein wirksamer Schutz der Vogelwelt und auch des Erho-

lungsbedürfnisses der Bevölkerung vor diesen so genannten Skybeamern erreicht 

wird. Das Ministerium für Umwelt und Forsten unterstützt die Zielrichtung der Eingabe 

und gelangt ebenfalls zu der Auffassung, dass der Einsatz von Skybeamern unzwei-

felhaft zur Beeinträchtigung des großräumigen Vogelzuges führt und auch das Land-

schaftserlebnis im Umfeld solcher Anlagen beeinträchtigt. Es erachtet in Überein-

stimmung mit der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Koblenz derartige 

Anlagen im Außenbereich als grundsätzlich unzulässig. Darüber hinaus erfolgt auch 

eine länderübergreifende Zusammenarbeit, die zu dem Ergebnis geführt hat, dass die 

Problematik auch in den anderen Bundesländern ähnlich gesehen wird und aufgrund 

der jeweiligen landesrechtlichen Regelungen den Belangen des Vogelschutzes sowie 

der Bevölkerung Rechnung getragen wird. 

 

Wie in jedem Berichtsjahr waren auch im Jahr 2004 einige Eingaben aus dem Be-

reich des Katasterwesens zu bearbeiten. Besonderheiten waren hier, wie auch im 

Sachgebiet 8.2 Jagd, Forst, Fischerei, nicht zu beobachten. 

 

 

8.5  Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 
8.6  Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 
 

Die Zahl der Eingaben ist nur beim Sachgebiet 8.5 etwas gesunken, im Bereich 8.6 

ist sie genauso hoch wie im Vorjahr.  

 

So beschwerte sich beispielsweise ein Petent darüber, dass die Ableitung des Ober-

flächenwassers in seinem Wohngebiet durch eine Straßenbaumaßnahme beeinträch-

tigt wurde. Die betreffende Stadt hat sich während des Petitionsverfahrens dazu ent-

schlossen, eine Druckleitung zu einem nahegelegenen Bach zu bauen, um die Ent-

wässerung des Gebietes zu verbessern, womit dem Petenten weitergeholfen wurde.  

 

Ein anderer Petent hatte im Jahr 1999 eine Elektro-Wärmepumpe installiert, nachdem 

er sich ungefähr ein Jahr zuvor über die Konditionen für die Stromlieferung für eine 

solche Wärmepumpe erkundigt hatte. Zwischen der Kontaktaufnahme mit den Stadt-
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werken und der Installation der Wärmepumpe hatten sich die Vertragskonditionen 

jedoch geändert, wovon der Petent aber offensichtlich keine Kenntnis erhalten hatte. 

In Anbetracht der bereits installierten Anlage hat der Petent aber den Stromlieferson-

dervertrag trotz der aus seiner Sicht nunmehr ungünstigeren Konditionen abge-

schlossen und zwischenzeitlich auch verlängert. Trotzdem wollte der Petent mit sei-

ner Eingabe erreichen, dass die Stadtwerke dazu bewegt werden, ihm die im Jahr 

1998 mitgeteilten Konditionen rückwi rkend zu gewähren.  

 

Die Ermittlungen ergaben, dass ein Stromliefersondervertrag erst nach Fertigstellung 

und Inbetriebnahme der Anlage abgeschlossen werden kann. Die Angaben der 

Stadtwerke im Jahr 1998 bezogen sich auf die zum damaligen Zeitpunkt geltenden 

Konditionen. Weiterhin wiesen die Stadtwerke darauf hin, dass dem Petenten jeweils 

am Markt orientierte Konditionen angeboten wurden. Außerdem wurde der Petent 

durch die Annahme des Sondervertrages im Jahr 1999 statt im Jahr 1998 nicht 

schlechter gestellt, denn die Stromlieferungen erfolgten bis einschließlich 31. Dezem-

ber 2002 wegen des geringeren Arbeitspreises trotz eines niedrigeren Rabattes zum 

gleichen Endpreis. Auch das im Petitionsverfahren eingeschaltete Ministerium für 

Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sah keine Möglichkeit, im Rahmen 

der Energieaufsicht gegen die Stadtwerke vorzugehen. Dem Anliegen des Petenten 

konnte unter diesen Umständen nicht entsprochen werden. 

 

 

8.7 Gewerbeaufsicht 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 
 

Die Zahl der Eingaben aus diesen Sachgebieten war im Berichtsjahr annähernd 

gleichbleibend. 

 

Wie bereits in den vorhergehenden Berichtsjahren waren die Beschwerden im Be-

reich Immissionsschutz aber sehr vielfältig. Auch im Berichtsjahr waren wieder Ein-

gaben in Bezug auf das Schornsteinfegerwesen zu bearbeiten. Ein Großteil der Ein-

gaben waren so genannte Legislativeingaben, die auf eine Änderung der bestehen-

den gesetzlichen Bestimmungen in diesem Bereich gerichtet sind. Nur wenige Einga-

ben haben das Verhalten einzelner Schornsteinfegermeister oder Entscheidungen im 

Einzelfall zum Gegenstand.  

Bezüglich etwaiger gesetzlicher Änderungen verfolgt der Bürgerbeauftragte aufmerk-

sam die Diskussion um eine Reform des Schornsteinfegerwesens. Diese wurde 
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durch ein drohendes EU-Verletzungsverfahren sowie Entbürokratisierungs- und De-

regulierungsbestrebungen in Bund und Ländern belebt. Hierbei geht es auch um die 

oft von Bürgerinnen und Bürgern beanstandete Doppelkontrolle im Bereich der Im-

missionsschutzmessungen durch Heizungsbauer einerseits und Schornsteinfeger 

andererseits. Das Land Rheinland-Pfalz hat im Bund-Länder-Ausschuss Schornstein-

fegerwesen die Abschaffung von Doppelmessungen beantragt. Die Wirtschaftsminis-

terkonferenz hat auf Vorschlag von Rheinland-Pfalz den einstimmigen Beschluss ge-

fasst, die Bundesregierung zu bitten, einen geeigneten Vorschlag der zukünftigen 

Gestaltung des Schornsteinfegerwesens zu machen. Außerdem wird derzeit von ei-

ner Arbeitsgruppe eine neue Musterkehrordnung erarbeitet; die Arbeitsgruppe prüft 

auch, ob eine Verlängerung der Kehr- und Prüfintervalle aus brand- und umweltpoliti-

schen Gründen vertreten werden kann. Abschließende Entscheidungen sind im Be-

richtsjahr noch nicht ergangen. Die weitere Entwicklung wird verfolgt.  

 

Weitere Schwerpunkte der Eingaben in diesem Bereich waren Lärmbelästigungen, 

insbesondere durch Straßenverkehrslärm, Veranstaltungen und Gaststätten.  

 

So beschwerte sich zum Beispiel ein Petent über Belästigungen durch die Nutzung 

einer alten Schule für Veranstaltungen. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde 

mit den Anliegerinnen und Anliegern der betreffenden Straße eine Vereinbarung über 

die Nutzung dieser Schule erarbeitet. Die Belegung der Räumlichkeiten erfolgt seither 

auf Grundlage dieser Nutzungsvereinbarung. Neue Beschwerden wurden nicht mehr 

bekannt. 

 

Ein anderer Petent beklagte sich darüber, dass trotz einer Untersagungsverfügung für 

einen Betrieb in seiner Nachbarschaft noch immer Lärmbelästigungen gegeben sei-

en. Die Überprüfung ergab, dass eine Verlängerung der vereinbarten Räumungsdau-

er geduldet worden war, weil die Räumung durch diverse Unzulänglichkeiten, wie 

Witterung und defekte Fahrzeuge, behindert worden war. Im Laufe des Petitionsver-

fahrens wurden die Arbeiten aber zügig abgeschlossen und der Betrieb verlagert. 

 

Eine Petentin wollte mit ihrer Eingabe erreichen, dass anlässlich eines Festes an der 

Hauswand ihres Anwesens kein Verkaufsstand mehr unmittelbar errichtet wird, da 

dies im vergangenen Jahr zu diversen Beeinträchtigungen geführt hatte. Dies wurde 

der Petentin im Rahmen des Petitionsverfahrens auch zugesagt. Lediglich der Ver-
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kaufsstand eines Kunsthandwerkers wurde vor dem Anwesen der Petentin zugelas-

sen, dieser wurde jedoch im Bereich der Fahrbahn aufgebaut. 

 

Eine andere Petentin beschwerte sich über nächtlichen Baulärm durch Umbauarbei-

ten an einem Bahnhof. Obwohl in der Angelegenheit eine Zuständigkeit des Eisen-

bahnbundesamtes gegeben war, setzte sich die Struktur-und Genehmigungsdirektion 

Süd für das Anliegen ein und unterbreitete dem Eisenbahnbundesamt Vorschläge zur 

Lärmminderung. Nach Umsetzung dieser Maßnahmen berichtete die Petentin von 

einer spürbaren Entlastung und teilte mit, dass die nun reduzierte Lärmbelästigung 

erträglich sei und bis zum Ende der Bauarbeiten ausgehalten werden könne. 

 

Über eine ganz andere Art von Lärm beklagte sich ein Bürger. Er fühlte sich durch 

Saatkrähen belästigt, die in der Nähe seiner Wohnung in einem Vogelschutzgehölz 

nisten. Seinem Anliegen aber konnte nicht abgeholfen werden, weil Saatkrähen unter 

besonderem Schutz stehen. Es ist verboten, sie zu fangen, zu verletzen, zu töten 

sowie ihnen nachzustellen. Im Übrigen ist der „Lärm“ von vorübergehender Dauer 

und beschränkt sich auf die maximal sechs Wochen der Brut - und Aufzuchtszeit. 

 

Diese Beispiele zeigen, wie unterschiedlich die zu bearbeitenden Sachverhalte sind.  

 

 

8.9  Abfallwirtschaft 

 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Thema hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur 

geringfügig verändert und bewegt sich weiterhin auf einem niedrigen Niveau. Außer-

gewöhnliche oder neuartige Sachverhalte konnten hierbei nicht festgestellt werden. 
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9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 

 

 

9.1  Bauleitpläne, Regionalplanung 
9.2  Baugenehmigungsverfahren 
9.3  Abrissverfügungen 
 

Die Zahl der Eingaben zu Sachgebiet 9.1 hat sich nahezu verdoppelt, die Eingaben 

zu Sachgebiet 9.2. sind rückläufig. Bei Sachgebiet 9.2 konnte keine Ursache festge-

stellt werden. Die Veränderung bei Sachgebiet 9.1 steht sicherlich mit der Steigerung 

der Zahl der Eingaben in Zusammenhang, die die Änderung eines Regionalen Rau-

mordnungsplanes zum Gegenstand haben. Die Regionalen Raumordnungspläne 

werden von den Planungsgemeinschaften für die jeweilige Region erarbeitet. Pla-

nungsrechtlich ist Rheinland-Pfalz in die Regionen Mittelrhein-Westerwald, Trier, 

Rheinhessen-Nahe, Rheinpfalz und Westpfalz eingeteilt. Verschiedene Planungsge-

meinschaften haben zuletzt das Verfahren zur Änderung eines Teiles des Regionalen 

Raumordnungsplanes durchgeführt. Im Rahmen der Änderung des Teilplanes „Wind-

energienutzung“ wurde auch die neuerdings dazu vorgesehene formalisierte Bürger-

beteiligung vorgenommen. Jedenfalls wandten sich vermehrt Bürgerinnen und Bürger 

wegen der beabsichtigten Ausweisung von Vorrang- oder Vorbehaltsflächen für die 

Windkraft in der Nähe ihrer Wohnorte an den Bürgerbeauftragten. Über 20 Petentin-

nen und Petenten davon kommen allein aus der Verbandsgemeinde Maifeld. 

 

Die Petentinnen und Petenten befürchten insbesondere eintretende Wertverluste für 

Immobilien, Gesundheitsschäden sowie die Vernichtung von Arbeitsplätzen in der 

Tourismusbranche. Während eines persönlichen Gespräches wurden dem Bürgerbe-

auftragten von der Bürgerinitiative „Rettet das Maifeld“ ca. 4.500 Unterschriften gegen 

die beabsichtigte Ausweisung eines Vorbehaltsgebietes übergeben, die dem Vorsi t-

zenden der Planungsgemeinschaft Mittelrhein-Westerwald vorgelegt wurden. Die 

Unterschriften wurden als Anregungen der Öffentlichkeit zum Verfahren genommen. 

 

Mittlerweile wurde während des oben genannten Verfahrens die öffentliche Ausle-

gung des Entwurfs des Teilplanes durchgeführt. Auch die Frist für die Abgabe von 

Stellungnahmen beziehungsweise Anregungen durch die von der Planung gegebe-

nenfalls betroffenen Gemeinden und anderen ist abgelaufen. Die Geschäftsstelle der 

Planungsgemeinschaft bereitet derzeit die eingegangenen Stellungnahmen und An-

regungen auf. Sodann müssen die Gremien der Planungsgemeinschaft die vorgetra-
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genen Anregungen und Einwände in die Abwägung einbeziehen und darüber ent-

scheiden. Dies wird voraussichtlich im zweiten Quartal des Jahres 2005 erfolgen. 

 

Eher außergewöhnlich war aufgrund der zu beteiligenden Stellen und des Verfah-

rensverlaufs die Eingabe eines Petenten, der Pächter eines Gartengrundstücks samt 

Gartenlaube, das sich im Eigentum der Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH 

befindet, ist. Der Petent wandte sich gegen die Absicht der Stadtverwaltung, den 

Neubau weiterer Lauben nicht mehr zu genehmigen beziehungsweise wegen der 

bereits vorhandenen Lauben Beseitigungsverfügungen anzuordnen. 

 

Als Sachstand konnte zunächst ermittelt werden, dass das fragliche Gartengelände 

im Außenbereich liegt. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Ausweisung eines 

Dauerkleingartens, was die Lösung dieser Angelegenheit bedeuten würde, scheiterte 

zunächst an der laut Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH noch nicht erfolg-

ten Entwidmung des Bahnbetriebsgeländes. Hiermit wollte sich der Bürgerbeauftragte 

aber nicht zufrieden geben und nahm Kontakt mit der Deutschen Bahn AG auf. 

Trotzdem die Deutsche Bahn AG nicht dem parlamentarischen Kontrollrecht des 

Landtags Rheinland-Pfalz unterliegt, wurde die Angelegenheit dem Vorstandsvorsi t-

zenden, Hartmut Mehdorn, ausnahmsweise zur Kenntnis gegeben und um Prüfung 

gebeten, ob eine Möglichkeit gesehen wird, zu einer einvernehmlichen Regelung der 

Angelegenheit beizutragen. Erst nach gut drei Monaten und einer Erinnerung gegen-

über dem Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn AG meldete sich die Deutsche 

Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH, Niederlassung Frankfurt, und teilte dem Bürger-

beauftragten mit, dass reine Gartengrundstücke der ehemaligen Deutschen Bundes-

bahn ohne bahnspezifische Nutzung grundsätzlich nie gewidmet waren. Auf eine 

nochmalige Nachfrage des Bürgerbeauftragten wegen der offenbar widersprüchlichen 

Auskünfte bestätigte die Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH, dass eine 

Entwidmung nicht nötig ist. Diese Aussagen trugen aber noch nicht zur Klärung der 

Sachlage bei, zumal die Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH einige Zeit 

später ihre Aussage gegenüber der Stadtverwaltung revidierte und mitteilte, dass es 

sich wegen der dort vorhandenen Bahninfrastruktur doch um gewidmetes Bahnge-

lände handelt, sodass mit einer Überplanung doch noch nicht begonnen werden 

kann. 

 

Zum derzeitigen Verfahrensstand kann daher lediglich mitgeteilt werden, dass Ver-

waltung und die Deutsche Bahn Immobilien-Gesellschaft mbH eine Klärung der Sach-
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lage nunmehr in einem Gesprächstermin herbeiführen möchten. Allerdings hat die 

Stadtverwaltung versichert, dass die oben genannten bauordnungsrechtlichen Ver-

fahren bis zur Klärung der weiteren Vorgehensweise nicht weiter betrieben werden. 

 

Eher unbefriedigend ist in Anbetracht der persönlichen Situation des Petenten für den 

Bürgerbeauftragten das Ergebnis von Bemühungen zu einer Eingabe, deren Ziel es 

war, die Nutzungsänderung eines Gästezimmers eines Wohnhauses in ein Friseur-

geschäft zu erreichen. Das Wohnhaus des Petenten wurde  seinerzeit als privilegier-

tes Bauvorhaben im Sinne von § 35 Absatz 1 Baugesetzbuch genehmigt, da es ei-

nem im Außenbereich gelegenen landwirtschaftlichen Betrieb diente. Der Petent 

macht zur Begründung seines Vorhabens geltend, dass seine Ehefrau von ihren El-

tern ein Friseurgeschäft übernommen hat. Da die Eltern altersbedingt nicht mehr da-

zu in der Lage seien, im Geschäft mitzuhelfen, müsse das Friseurgeschäft nunmehr 

in das eigene Wohnhaus verlegt werden, damit seine Ehefrau die Erziehung der Kin-

der und die Berufstätigkeit in Einklang bringen könne. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens haben sich auch die in diesem Bereich ansässigen 

Landwirte an den Bürgerbeauftragten gewandt. Die Landwirte befürchten wiederum, 

dass es im Falle der Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Ausweisung eines 

„Dorfgebietes" zu Konflikten wegen der dort bereits ansässigen landwirtschaftlichen 

Betriebe und der dann zulässigen Wohnbebauung kommen könnte.  

 

Der Ortsgemeinderat hat daher die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Auswei-

sung eines Dorfgebietes abgelehnt. Auch dem Erlass einer Satzung zur Einbezie-

hung des Außenbereichsgrundstücks des Petenten in die im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteile wurde nicht zugestimmt. Die Kreisverwaltung sah im Laufe des Petiti-

onsverfahrens keine Möglichkeit, in dieser Angelegenheit tätig zu werden, da die Be-

schlüsse des Ortsgemeinderates nicht gegen geltendes Recht verstoßen.  

 

Auch die zuständige Struktur- und Genehmigungsdirektion ist nach Durchführung 

einer Ortsbesichtigung zu der Ansicht gelangt, dass die Ablehnung der Aufstellung 

eines Bebauungsplanes mit der Nutzungsart „Dorfgebiet" nicht beanstandet werden 

kann. Eine Bauleitplanung, die sich auf die von dem Petenten vorgetragenen persön-

lichen Gründe stützen würde, wäre nach Ansicht der zuständigen Struktur- und Ge-

nehmigungsdirektion als unzulässige und rechtswidrige Einzelfallregelung zu betrach-
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ten. Somit war es leider nicht möglich, eine einvernehmliche Regelung herbeizufüh-

ren. 

 

Immer wieder stellt der Bürgerbeauftragte auch fest, dass Bürgerinnen und Bürger 

vom Bürgerbeauftragten die Klärung ihrer Nachbarstreitigkeiten begehren, beispiels-

weise bei der Einhaltung der Abstände für die Anpflanzung von Hecken und Bäumen. 

Bei der Klärung zivilrechtlicher Streitigkeiten kann der Bürgerbeauftragte allerdings 

nicht tätig werden. Anders ist es jedoch, wenn sich Nachbarrechte aus öffentlichen 

Bauvorschriften ableiten, wie zum Beispiel die Einhaltung des vorgeschriebenen Ab-

standes einer baulichen Anlage von der Grundstücksgrenze. 

 

So wandte sich zum Beispiel ein Petent mit einer Eingabe gegen die folgenden auf 

dem Nachbargrundstück hergestellten Anlagen: Gewächshaus, Wintergarten, Über-

dachung der Kellertreppe sowie Einfriedung. 

 

Nach Feststellungen der zuständigen Struktur - und Genehmigungsdirektion und der 

zuständigen Kreisverwaltung konnten das Gewächshaus und der Wintergarten ge-

nehmigt werden. Hinsichtlich der Kellertreppenüberdachung hat die zuständige Kreis-

verwaltung deren Beseitigung angeordnet, soweit diese im Widerspruch zu den ein-

schlägigen Abstandsflächenregelungen steht. Im Laufe des Petitionsverfahrens ha-

ben die Nachbarn des Petenten die Überdachung dann auch entsprechend den ge-

setzlichen Bestimmungen zurückgebaut. 

 

Bezüglich der Einfriedung, die gegen die entsprechenden Festsetzungen im Bebau-

ungsplan verstieß, war zu berücksichtigen, dass zahlreiche Einfriedungen anderer 

Grundstücke ebenfalls mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht vereinbar 

waren. Der Ortsgemeinderat hat im Zuge des Petitionsverfahrens beschlossen, den 

Bebauungsplan derart zu ändern, dass die Festsetzungen des Bebauungsplanes zu 

Einfriedungen ersatzlos entfallen. Damit waren nur noch die einschlägigen Bestim-

mungen der Landesbauordnung zu beachten, gegen die die Einfriedung des Nach-

barn des Petenten aber nicht verstößt. 

 

Eine Petentin wiederum vertrat die Ansicht, dass von verschiedenen, grenzständig 

erstellten baulichen Anlagen des Nachbarn Gefahren ausgehen. Die Petentin 

wünschte deshalb ein entsprechendes Tätigwerden der unteren Bauaufsichts-

behörde. Diese führte im Laufe des Petitionsverfahrens eine Ortsbesichtigung durch 
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und stellte fest, dass bezüglich eines grenzständigen Seitengebäudes und der vorde-

ren Einfriedungsmauer zurzeit keine Gefahrensituation besteht, die ein bauaufsichtli-

ches Einschreiten rechtfertigen könnte. Die Eigentümer des Nachbargrundstückes 

wurden aber dazu verpflichtet, den Scheunentorgang zu sanieren und die sich hinter 

der Scheune anschließende baufällige Grenzmauer zu beseitigen. Beides wurde im 

Laufe des Petitionsverfahrens von den Eigentümern des Nachbargrundstückes der 

Petentin auch durchgeführt. 

 

Eine andere Petentin beschwerte sich mit ihrer Eingabe über eine Grundstücksein-

friedung, die von ihrem Nachbarn entgegen den Vorschriften der Landesbauordnung 

errichtet worden war. Auf entsprechende Anordnung der unteren Bauaufsichtsbehör-

de hin wurde die Einfriedung im Laufe des Petitionsverfahrens zurückgebaut. 

 

Die genannten Fälle zeigen, dass auch die unteren Bauaufsichtsbehörden durchaus 

die Möglichkeit haben, bei Nachbarschaftsstreitigkeiten im Vorfeld etwaiger gerichtli-

cher Auseinandersetzungen zu einer Befriedigung beizutragen.  

 

In diesem Zusammenhang war auch die Eingabe einer Petentin zu bearbeiten, die 

Miteigentümerin eines vermieteten Mehrfamilienhauses ist. Gegenüber ihrem Haus 

befindet sich ein Kino. Die Petentin beziehungsweise deren Mieterinnen und Mieter 

beschwerten sich über die von der am Kinogebäude angebrachten Werbebeleuch-

tung ausgehenden Lichtemmissionen. Sie wollten mit ihrer Eingabe erreichen, dass 

die Werbetafel über dem Eingang um 21:30 Uhr und die seitliche Werbefahne um 

22:30 Uhr abgeschaltet wird. Außerdem sollten die Kinobetreiber die Beleuchtungs-

werte auf fünf Lux bis 22:00 Uhr und danach auf ein Lux reduzieren. Diesem Anliegen 

konnte seitens der Bauaufsicht nicht entsprochen werden, nachdem die Petentin vor 

dem Landgericht einen Vergleich mit den Kinobetreibern abgeschlossen hatte, wo-

nach sich diese unter anderem dazu verpflichteten, das über dem Eingang ange-

brachte Haupttransparent um 21:30 Uhr und die Beleuchtungsfahne um 22:30 Uhr 

abzuschalten. 
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9.4  Denkmalpflege, Dorferneuerung 
9.5 Umlegungsverfahren 
9.6 Straßenbauplanung 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 
9.8 Straßenunterhaltung 
 

Dieses Sachgebiet spielt von seiner Anzahl der Petitionen eine eher untergeordnete 

Rolle. 

 

Allerdings waren im Berichtsjahr einige interessante Eingaben zu bearbeiten oder 

konnten abgeschlossen werden. 

 

So wandte sich ein Petent, der sich wegen denkmalrechtlicher Vorgaben in der Ver-

wendung seines Grundstücks beschränkt sah, an den Bürgerbeauftragten. Auf dem 

Grundstück befindet sich ein denkmalgeschütztes Haus, von dem nach einer vom 

Petenten in Auftrag gegebenen Umbaumaßnahme nur noch Teile der Fassade mit 

Renaissancewerk-Steinelementen, ein Verkaufsraum sowie Teile des Treppenturmes 

übrig geblieben sind. Der Petent möchte sein Grundstück baulich nutzen, ohne auf 

die verbliebenen Bestandteile des Kulturdenkmals Rücksicht nehmen zu müssen. 

Dem steht unter anderem ein Bescheid über die Anordnung von Erhaltungsmaßnah-

men gemäß dem Denkmalschutz- und -pflegegesetz entgegen. Dieser Anordnung ist 

ein Verwaltungsstreitverfahren vorausgegangen. Das Verwaltungsgericht hat festge-

stellt, dass auch die noch verbliebenen Reste des Gebäudes ein Kulturdenkmal sind. 

Die Berufung gegen dieses Urteil wurde vom Oberverwaltungsgericht abgelehnt. Auf-

grund der vorliegenden Entscheidungen ist das Landesamt für Denkmalpflege mit der 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier der Ansicht, dass der Petent zur Erhal-

tung der verschiedenen baulichen Bestandteile verpflichtet ist. Dieser Standpunkt war 

nicht zu beanstanden, weshalb dem Anliegen des Petenten nicht entsprochen wer-

den konnte. 

 

Nach Aufstellung eines Bebauungsplanes und nach Abschluss eines Grenzrege-

lungsverfahrens wollten zwei Petenten mit Hilfe des Bürgerbeauftragten die vollstän-

dige Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes erreichen. Die Petenten 

sind Eigentümer eines noch nicht bebauten Baugrundstückes, das von einer öffentli-

chen Verkehrsanlage erschlossen wird. An dieses Baugrundstück grenzt westlich ein 

weiteres Grundstück der Petenten, das als Gartengrundstück genutz t wird und auf 

dem sich ein Bienenhaus befindet, an. Nördlich dieser beiden Grundstücke sah die 
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ursprüngliche Fassung eines Bebauungsplanes einen gemeindeeigenen Fußweg vor. 

Zwischen dem Gartengrundstück und dem Fußweg befindet sich aber noch ein ge-

meindeeigenes Grundstück. Das Gartengrundstück der Petenten wurde also zu kei-

nem Zeitpunkt von einem Fußweg oder einer Straße erschlossen. Trotzdem begeh-

ren die Petenten die Herstellung des Weges entsprechend dem ursprünglichen Be-

bauungsplan.  

 

Die im Rahmen des Petitionsverfahrens durchgeführten Ermittlungen ergaben, dass 

der Bebauungsplan in der Zwischenzeit geändert wurde. Der Weg wurde aufgegeben 

und eine Nutzung als private Grünfläche festgesetzt. Außerdem hat die Ortsgemein-

de die früher als Weg bezeichnete Fläche an die Grundstückseigentümerinnen und 

Grundstückseigentümer der angrenzenden Grundstücke verkauft. Der Bürgerbeauf-

tragte setzte sich während des Petitionsverfahrens auch mit dem Vermessungs- und 

Katasteramt in Verbindung, das das Grenzregelungsverfahren betreute. 

 

Zur Regelung der Angelegenheit hat das Vermessungs- und Katasteramt folgenden 

Vorschlag unterbreitet: Ausgehend von der öffentlichen Verkehrsanlage erfolgt eine 

Überfahrt am südlichen Rand des Baugrundstücks der Petenten zu deren Garten-

grundstück, das gegebenenfalls mit einer Grunddienstbarkeit gesichert werden könn-

te. Hinsichtlich der Belastung des Baugrundstückes der Petenten mit einer solchen 

Grunddienstbarkeit hat das Vermessungs- und Katasteramt eine Wertminderung in 

Höhe von 1.917 € zum Zeitpunkt des Grenzregelungsbeschlusses errechnet, der von 

der Ortsgemeinde ersetzt werden könnte. Auf diesen Vorschlag sind die Petenten im 

Petitionsverfahren aber nicht eingegangen und forderten nach wie vor die nicht mehr 

mögliche Herstellung des Fußweges. In Anbetracht dessen sowie der Tatsache, dass 

die Erschließung des Gartengrundstücks von einer öffentlichen Verkehrsanlage aus 

über das Baugrundstück der Petenten möglich ist, konnte dem Anliegen der Petenten 

nicht entsprochen werden. 

 

Ausgangspunkt einer weiteren Eingabe war der Ausbau einer Landesstraße, den eine 

Ortsgemeinde dazu genutzt hat, Gehwege entlang der Landesstraße herzustellen. 

Dabei wurde eine Fläche von 4 m² des Grundstückes einer Erbengemeinschaft über-

baut und eine dort vorhandene Einfriedung abgetragen. Die Beteiligten einigten sich 

zunächst darauf, dass der Gehweg im Bereich des Grundstücks der Erbengemein-

schaft zurückgebaut sowie eine neue Einfriedung hergestellt wird. Nachdem mehrere 

Jahre verstrichen waren, begehrten die Petenten eine Entschädigung in Höhe von 
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9.987,84 € entsprechend einem von ihnen eingeholten Kostenvoranschlag. Außer-

dem wünschten sie, dass die Ortsgemeinde eine Teilfläche des fraglichen Grundstü-

ckes, das als Parkplatz genutzt wird, anpachtet. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die Ortsgemeinde den Petenten entsprechend 

der ursprünglichen Vereinbarung angeboten, die Einfriedungsmauer auf ihre Kosten 

in Höhe von 6.148,43 € gemäß einem eingeholten Vergleichsangebot herzustellen. 

An einer Anpachtung eines Teiles des Grundstückes der Erbengemeinschaft ist die 

Ortsgemeinde nicht interessiert. Die Verwaltung führte in diesem Zusammenhang 

aus, dass die Ortsgemeinde die entsprechende Fläche des Grundstückes der Erben-

gemeinschaft nicht als Pkw -Stellplatz hergerichtet beziehungsweise genutzt hat. Die 

Petenten sind auf das oben genannte Angebot der Ortsgemeinde nicht eingegangen. 

Eine anderweitige einvernehmliche Regelung war nicht ersichtlich. Die Petenten 

konnten darüber hinaus nur auf den Rechtsweg verwiesen werden. 
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3. Teil  Besondere Themen 

 

 

Weitere Vernetzung des Petitionswesens auf verschiedenen Ebenen 

 

Wie bereits in den Vorjahren hat der Bürgerbeauftragte auch im Berichtszeitraum die 

bereits seit langem bestehende Zusammenarbeit mit anderen Bürgerbeauftragten 

und den Petitionsausschüssen auf verschiedenen Ebenen fortgesetzt und vertieft. 

Auch weiterhin soll die Vernetzung des Petitionswesens ausgebaut und verfestigt 

werden.  

 

Besonders weit fortgeschritten ist die Zusammenarbeit in der Großregion Saar-Lor-

Lux. Nachdem die für Eingaben zuständigen Institutionen und Einrichtungen in der 

Großregion Saar-Lor-Lux bereits am 04.11.2003 eine „Gemeinsame Erklärung zur 

Zusammenarbeit bei Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern in der Großregion“ 

unterzeichnet hatten, wurde diese anlässlich einer Pressekonferenz am 26.05.2004 in 

Luxemburg ergänzend unterzeichnet. Bei dieser Gelegenheit stellten der Bürgerbe-

auftragte sowie der luxemburgische Bürgerbeauftragte Marc Fischbach auch die Bro-

schüre „Die Bürgerbeauftragten in der Großregion“ vor. Im Anschluss an die Unter-

zeichnung der gemeinsamen Erklärung wurden die Bürgerbeauftragten der Großregi-

on vom luxemburgischen Großherzog empfangen. 

 

Aus rheinland-pfälzischer Sicht ist wegen der vielfältigen Verflechtungen im grenzna-

hen Raum insbesondere die Zusammenarbeit mit dem luxemburgischen Bürgerbe-

auftragten von Bedeutung. Als Beispiel sei eine Eingabe genannt, bei der es einem 

deutschen Staatsangehörigen um die Vergütung von Umsatzsteuer in Luxemburg 

ging. Der Petent beschwerte sich über die schleppende Abwicklung seiner Anträge. 

Es wurde der luxemburgische Bürgerbeauftragte eingeschaltet, der bei der dortigen 

Finanzverwaltung eine beschleunigte Abwicklung erreichen konnte. 

 

Ein vergleichbares Netzwerk soll auch am Oberrhein geschaffen werden. Anlässlich 

der Plenarsitzung des Oberrheinrates am 21.06.2004 in Liestal in der Schweiz stellte 

der Bürgerbeauftragte das in der Großregion Saar-Lor-Lux erarbeitete Netzwerk vor 

und erklärte sich bereit, diese Aufgabe am Oberrhein zu übernehmen. An einem Lö-

sungsmodell wird derzeit gearbeitet. 
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Eine weitere grenzüberschreitende Thematik sind Parkerleichterungen für besondere 

Gruppen schwerbehinderter Menschen. Es wurde zwar inzwischen ein auf EU-

Empfehlungen beruhender EU-einheitlicher Parkausweis für Behinderte eingeführt, 

dieser beruht jedoch in Deutschland lediglich auf den bundeseinheitlich geltenden 

Regelungen der Straßenverkehrsordnung und erfasst Schwerbehinderte mit außer-

gewöhnlicher Gehbehinderung sowie blinde Menschen. Es wird angestrebt, dass 

auch die in Rheinland-Pfalz bestehende Sonderregelung für besondere Gruppen 

schwerbehinderter Menschen in den angrenzenden Staaten Frankreich, Luxemburg, 

Belgien und der Schweiz anerkannt wird. Es wäre zu wünschen, wenn auch diesbe-

züglich möglichst bald Regelungen zugunsten der Betroffenen getroffen werden 

könnten. 

 

Eine weitere Ebene der Zusammenarbeit und Vernetzung bietet das Europäische 

Ombudsmann-Institut (EOI). Der Bürgerbeauftragte ist seit dem Jahr 2000 im Vor-

stand des EOI und wurde in der letzten Generalversammlung zum Vizepräsidenten 

gewählt. Die Zusammenarbeit konnte auch dadurch vertieft werden, dass der Petiti-

onsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz dem EOI in Innsbruck einen Besuch 

abstattete und sich vor Ort über die dort geleistete Arbeit informierte. Es gab zwar 

zunächst interne Probleme beim EOI, insbesondere anlässlich der Generalversam m-

lung am 10.05.2004, bei der es nicht gelang, einen neuen Vorstand zu wählen. Dies 

ändert jedoch nichts daran, dass das EOI eine weitere Vernetzung des Petitionswe-

sens fördert und der Bürgerbeauftragte die sich dort ergebenden Kontakte für eine 

Zusammenarbeit, soweit sie notwendig ist, nutzen kann. So wurde beispielsweise im 

Berichtszeitraum in einem Fall auch der polnische Ombudsmann eingeschaltet. In 

dem betreffenden Fall begehrte ein in Deutschland lebender vietnamesischer Staats-

angehöriger, zu seiner polnischen Verlobten nach Polen einzureisen, um dort eine 

Familie zu begründen. Dem Anliegen konnte zwar leider im Ergebnis nicht entspro-

chen werden, jedoch konnte eine weitere Klärung des Sachverhalts erreicht werden, 

was zuvor seitens der polnischen Behörden nicht geschehen war. 

 

Eine weitere Vernetzung gibt es zwischen den Ombudsmann-Einrichtungen im 

deutschsprachigen Raum, die vom 22. bis 24.06.2004 in Wien tagten.  

 

Schließlich erfolgt eine Zusammenarbeit nicht nur auf internationaler, sondern auch 

auf nationaler Ebene in Gestalt der Arbeitsgemeinschaft der parlamentarisch gewähl-

ten Bürgerbeauftragten in Deutschland, deren Sprecher der Bürgerbeauftragte des 
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Landes Rheinland-Pfalz ist. Diese traf sich am 23.04.2004 in Kiel sowie am 

22./23.09.2004 zu ihrer jährlichen Arbeitstagung in Eisenach. Bei dieser Gelegenheit 

stellte die Arbeitsgemeinschaft fest, dass die Nachfrage der Bürgerinnen und Bürger 

nach Hilfestellung und Unterstützung durch die Bürgerbeauftragten ungebrochen ist. 

Deshalb sieht sie weiterhin die Notwendigkeit, dass Bürgerbeauftragte in allen Bun-

desländern und auch auf Bundesebene eingesetzt werden. 

 

Der Bürgerbeauftragte achtet auf eine gute Zusammenarbeit mit den Petitionsaus-

schüssen der anderen Bundesländer sowie des Deutschen Bundestages. Diese ist 

schon deswegen notwendig, weil eine Reihe von Eingaben länderübergreifende 

Problematiken aufweisen oder aber Verwaltungen des Bundes betreffen. Eine Einga-

be gab darüber hinaus Anlass für eine Zusammenarbeit mit dem Wehrbeauftragten. 

Dem lag zugrunde, dass einem Bundeswehrangehörigen von einem Vorgesetzten 

„zum Vorwurf“ gemacht worden war, dass er sich in einer Angelegenheit, die nicht 

einmal unmittelbar sein Dienstverhältnis betraf, auch an den Bürgerbeauftragten ge-

wandt hatte. Da generell von größter Wichtigkeit ist, dass niemand dadurch Nachteile 

erfährt, dass er das Petitionsrecht in Anspruch nimmt, wurde auch der Wehrbeauf-

tragte über die Angelegenheit unterrichtet. Dieser schloss sich der Ansicht des Bür-

gerbeauftragten in vollem Umfange an und konnte schließlich erreichen, dass die 

Einschaltung des Bürgerbeauftragten in der entsprechenden Angelegenheit nicht 

mehr dienstlich erwähnt wird. 

 

 

Zuwanderungsgesetz 

 

Im Jahresbericht 2003 hat der Bürgerbeauftragte sein Bedauern darüber geäußert, 

dass das beabsichtigte Zuwanderungsgesetz zum damaligen Zeitpunkt noch nicht in 

Kraft getreten war. Erfreulicherweise hat der Deutsche Bundestag das Gesetz nun-

mehr am 01.07.2004 verabschiedet. Es trat am 01.01.2005 in Kraft. Somit steht jetzt 

ein zeitgemäßes Ausländerrecht zur Verfügung, das auch über das erforderliche In-

strumentarium verfügt, um in Fällen, in denen bisher bedauerlicherweise nicht weiter-

geholfen werden konnte, eher zu vernünftigen Lösungen gelangen zu können. Hier-

bei sind vor allem die beiden folgenden Regelungen von Bedeutung: 

 

§ 25 des Aufenthaltsgesetzes sieht eine Aufenthaltsgewährung aus humanitären 

Gründen vor. Diese Regelung eröffnet die Möglichkeit, Ausländerinnen und Auslän-
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dern unter verschiedenen Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. So 

kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Beispiel erteilt werden, wenn die Voraussetzun-

gen für die Aussetzung der Abschiebung vorliegen. Eine Aufenthaltserlaubnis für ei-

nen vorübergehenden Aufenthalt kann erteilt werden, solange dringende humanitäre 

oder persönliche Gründe oder erhebliches öffentliches Interesse die vorübergehende 

weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Schließlich kann vollziehbar ausrei-

sepflichtigen Ausländerinnen und Ausländern eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wer-

den, wenn die Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist 

und mit dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. 

Wenn die Abschiebung bereits seit 18 Monaten ausgesetzt ist, soll eine Aufenthalts-

erlaubnis erteilt werden, wenn die betreffende Ausländerin beziehungsweise der be-

treffende Ausländer unverschuldet an der Ausreise gehindert ist. 

 

§ 23 a des Aufenthaltsgesetzes sieht eine Aufenthaltsgewährung in Härtefällen vor. 

Die Gültigkeitsdauer dieser Regelung ist bis zum 31.12.2009 befristet. Nach dieser 

Regelung werden die Landesregierungen ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine 

Härtefallkommission einzurichten. Diese wird ausschließlich im Wege der Selbstbe-

fassung tätig. Von anderer Seite kann nicht verlangt werden, dass sich die Härtefall-

kommission mit einem bestimmten Einzelfall befasst oder eine bestimmte Entschei-

dung trifft. Die Entscheidung für ein Härtefallersuchen setzt voraus, dass nach den 

Feststellungen der Härtefallkommission dringende humanitäre oder persönliche 

Gründe die weitere Anwesenheit der Ausländerin beziehungsweise des Ausländers 

im Bundesgebiet rechtfertigen. Im Fall eines Härtefallersuchens darf die oberste Lan-

desbehörde anordnen, dass vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Aus-

ländern abweichend von den im Zuwanderungsgesetz festgelegten Erteilungs- und 

Verlängerungsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel eine Aufenthaltserlaubnis 

erteilt wird. Die Landesregierung kann die Anordnungsbefugnis auch auf andere Stel-

len übertragen. Die Anordnung kann im Einzelfall unter Berücksichtigung des Um-

standes erfolgen, dass der Lebensunterhalt der betreffenden Ausländerin bezie-

hungsweise des betreffenden Ausländers gesichert ist oder eine Verpflichtungserklä-

rung abgegeben wurde. Die Annahme eines Härtefalls ist in der Regel ausgeschlos-

sen, wenn die Ausländerin beziehungsweise der Ausländer Straftaten von erhebli-

chem Gewicht begangen hat. Die Befugnis der Aufenthaltsgewährung steht aus-

schließlich im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen Rechte der Aus-

länderin oder des Ausländers. Dies bedeutet, dass weder die Entscheidung der Här-
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tefallkommission noch eine etwaige Ablehnung des Härtefallersuchens rechtsmittel-

fähig sind. 

 

Das Land Rheinland-Pfalz hat von der Ermächtigung des § 23 a Aufenthaltsgesetz 

Gebrauch gemacht und eine Härtefallkommission eingerichtet, um humanitären Be-

langen im Einzelfall stärker als bislang Rechnung tragen zu können. Sie wurde als 

unabhängige Sachverständigenkommission nebst einer Geschäftsstelle im Innenmi-

nisterium eingerichtet. Das Gremium setzt sich aus zehn Mitgliedern zusammen. Vor-

sitzender ist der Staatssekretär im Ministerium des Innern und für Sport. Daneben 

gehören der Kommission der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz und die 

Landesbeauftragte für Ausländerfragen bei der Staatskanzlei als beratendes Mitglied 

sowie der für das Ausländerrecht zuständige Referatsleiter des Innenministeriums an. 

Weitere sechs Mitglieder werden durch den Minister des Innern und für Sport beru-

fen. Die Berufung erfolgt jeweils auf Vorschlag des Städtetages Rheinland-Pfalz, des 

Landkreistages Rheinland-Pfalz, des Beauftragten der Evangelischen Kirchen am 

Sitz der Landesregierung, des Katholischen Büros Mainz, der Liga der Spitzenver-

bände der Freien Wohlfahrtverbände in Rheinland-Pfalz und des Landesbeauftragten 

für Asylfragen von Amnesty International. Ein Härtefallersuchen ist mit einer Mehrheit 

von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder festzustellen.  

 

Soweit vorgebracht wird, die Härtefallkommission sei zu verwaltungslastig, kann dies 

nicht geteilt werden. Besonders zu begrüßen ist die Mitgliedschaft des Bürgerbeauf-

tragten, da in Petitionsverfahren vielfach ausländerrechtliche Fallgestaltungen be-

handelt werden, die für ein Härtefallersuchen geei gnet sein könnten. 

Bereits Anfang des Jahres 2004 verfestigten sich die Hinweise, dass es im laufenden 

Vermittlungsverfahren bezüglich des Zuwanderungsgesetzes zu einer Einigung 

kommen werde. Da aber eine gewisse Unsicherheit darüber bestand, wie in den Fäl-

len, die möglicherweise von dem Zuwanderungsgesetz erfasst werden, zu verfahren 

sei, stellte das Ministerium des Innern und für Sport erfreulicherweise mit Rund-

schreiben vom 04.02.2004 klar, dass keine Bedenken bestehen, wenn in der Zw i-

schenzeit in der ausländerbehördlichen Praxis im Rahmen einer Priorisierung der nur 

begrenzt zur Verfügung stehenden Rückführungskapazitäten vorrangig solche Per-

sonen zurückgeführt werden, deren Ausreisepflicht auch nach dem neuen Recht nicht 

in Frage stehen würde. Es sollten deshalb, um vor einer Einigung im Vermittlungs-

ausschuss keine vollendeten Tatsachen zu schaffen, Einzelfälle mit langjährigem 

Aufenthalt vorläufig zurückgestellt werden, bei denen eine Aufenthaltsbeendigung 
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nicht erfolgt ist oder erfolgen konnte, eine soziale Integration vorliegt, der Lebensun-

terhalt gesichert wird sowie dringende humanitäre oder persönliche Gründe einen 

weiteren Aufenthalt rechtfertigen. 

 

Der Bürgerbeauftragte nahm dieses Rundschreiben zum Anlass, sämtliche anhängi-

gen Petitionsverfahren auf die Anwendbarkeit dieser Regelung hin zu prüfen. Hierbei 

wurden insgesamt 13 Fälle festgestellt, bei denen zusätzlich zu einem langen Aufent-

halt und guter Integration besondere Gründe vorliegen, die eine Rückführung in das 

Herkunftsland als eine unzumutbare Härte erscheinen ließen. Nachdem sich der Peti-

tionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz dieser Auffassung angeschlossen hat-

te, erhielten die jeweils zuständigen Kreis- beziehungsweise Stadtverwaltungen eine 

entsprechende Nachricht. Erfreulicherweise erklärten sich auch diese bereit, weiter-

hin zumindest bis zum Abschluss des Petitionsverfahrens von aufenthaltsbeenden-

den Maßnahmen abzusehen, sodass zunächst das  In-Kraft-Treten des Zuwande-

rungsgesetzes abgewartet werden konnte.  

 

Beispielhaft sollen drei Eingaben genannt werden, die im Hinblick auf die vorgenann-

te Regelung zurückgestellt wurden:  

 

In einem Fall war die Ehefrau einer Familie an Krebs erkrankt. Es konnte zwar eine 

Heilung erzielt werden, nach ärztlicher Auffassung besteht jedoch ein hohes Rückfall-

risiko. Im Herkunftsland ist offensichtlich eine adäquate medizinische Versorgung bei 

einem Rückfall nicht gewährleistet. Die Ehefrau wäre daher im Falle einer Rückfüh-

rung erheblichen gesundheitlichen Risiken ausgesetzt. 

 

In einem anderen Fall hatten an sich die Voraussetzungen für ein Aufenthaltsrecht 

nach der Altfallregelung bereits vorgelegen. Dieses war jedoch nur deshalb nicht er-

teilt worden, weil eine bereits vor dem maßgeblichen Stichtag beantragte Arbeitsge-

nehmigung erst nach dem Stichtag erteilt worden war. Da aber die Dauer des Ge-

nehmigungsverfahrens von der Familie nicht zu vertreten ist, scheint auch hier die 

Anwendung der Härtefallklausel geboten. 

 

Tragisch erscheint auch der Fall eines vietnamesischen Staatsangehörigen, der mit 

einer polnischen Staatsangehörigen verlobt ist und mit dieser ein gemeinsames Kind 

hat. Da ein gemeinsamer Aufenthalt in Polen nicht möglich ist, würde eine Rückfüh-
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rung voraussichtlich eine dauernde Trennung von der Verlobten und dem Kind be-

deuten. 

 

Es ist zu erwarten, dass in den betreffenden Fällen nach In-Kraft-Treten des Zuwan-

derungsgesetzes befriedigende Lösungen getroffen werden können. 

 

 

Größere Flexibilität im Bereich  des Bestattungswesens wäre wünschenswert 

 

Wie bereits im Bericht des Vorjahres angesprochen, hat der Bürgerbeauftragte seit 

einiger Zeit ein verstärktes Augenmerk auf Eingaben aus dem Bereich des Bestat-

tungswesens. Er bedauert, dass den von Verstorbenen vor ihrem Tod oder von ihren 

Angehörigen geäußerten Wünschen nicht immer entsprochen werden kann. 

 

Der Bürgerbeauftragte wünscht sich auch weiterhin, dass Bewegung in das „bürokr a-

tische“ Friedhofswesen kommt, indem flexiblere, großzügigere Regelungen geschaf-

fen werden, die es erlauben, auch auf individuelle Sonderwünsche einzugehen, um 

dem „letzten Wunsch“ soweit irgend möglich entgegenzukommen. Dies hat der Bür-

gerbeauftragte unter anderem auch in einem Gespräch mit dem Ministerpräsidenten 

des Landes Rheinland-Pfalz angesprochen, um das Interesse der Landesregierung 

an dem Themenbereich zu wecken. Der Ministerpräsident hat zu diesem Thema in 

einer Pressemitteilung erklärt, dass eine Lösung gefunden werden sollte, die eine 

dem Einzelfall gerecht werdende Entscheidung durch die Kommunen ermöglicht. 

 

Auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten wurden auch verschiedene Eingaben aus dem 

Bereich des Bestattungswesens vom Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-

Pfalz an die Landesregierung zur Kenntnis überwiesen. Dies geschah insbesondere, 

um das zuständige Ministerium des Innern und für Sport darauf hinzuweisen, zu wel-

chen Konsequenzen die Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebundes im Einzel-

nen führen kann. Mit den Überweisungen sollen Überlegungen angestoßen werden, 

die Satzung zu ändern, um flexible und menschliche Lösungen zuzulassen. Dies wird 

wohl ein langer Prozess sein, der aber durchaus einen Versuch Wert ist. 

 

Den Überweisungen lagen beispielsweise die folgenden Fälle zugrunde: 
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Eine Bürgerin begehrte die Zusage, dass sie nach ihrem Tod in einer bestimmten 

Wahlgrabstätte, an dem ihre Familie bereits seit über 20 Jahren ein Nutzungsrecht 

hat, bestattet werden kann. Eine entsprechende Zusage konnte jedoch nicht erteilt 

werden, da die Satzung eine Verlängerung des für einen Zeitraum von 40 Jahren 

bestehenden Nutzungsrechtes nicht vorsieht und die Petentin zudem in einem ande-

ren Ortsbezirk derselben Gemeinde wohnt. 

 

In einem anderen Fall begehrte eine Petentin, dass ihre Mutter nach ihrem Tod ne-

ben dem bereits verstorbenen Ehemann, mit dem sie 60 Jahre verheiratet war, be-

stattet werden kann. Auch dies konnte aufgrund der Satzung nicht in Aussicht gestellt 

werden, da es sich um Reihengrabstätten handelt, die entsprechend dem Bele-

gungsplan zu belegen sind. 

 

Besonders berührt wurde der Bürgerbeauftragte von einem Fall, bei dem eine Peten-

tin mit ihrer Eingabe erreichen wollte, dass die Grabstätte ihres vor ca. 30 Jahren im 

Alter von zehn Jahren verstorbenen Bruders erhalten bleiben kann. Die Überprüfung 

im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass das Nutzungsrecht an der Grabstät-

te bereits mehrere Jahre zuvor abgelaufen war. Die Ortsgemeinde und die Ver-

bandsgemeinde waren bereits darum bemüht gewesen, der Familie soweit wie mög-

lich entgegenzukommen und hatten die Aufforderung zur Einebnung der Grabstätte 

solange hinausgeschoben, wie noch Grabstellen frei waren. Im Laufe des Petitions-

verfahrens wurde aber das letzte noch freie Reihengrab auf dem Friedhof vergeben. 

Das betreffende Grabfeld wurde daher benötigt, sodass letztlich alle Flächen einge-

ebnet und neu gestaltet wurden, auch die Grabstelle, um deren Erhalt die Petentin 

kämpfte. 

 

Aus Sicht mehrerer Bürgerinnen und Bürger ist aber auch die Gestaltung der Gräber 

im Einzelnen überreglementiert. So beklagte sich der Inhaber eines Steinmetzbetrie-

bes darüber, dass die zuständige Verwaltung für die Genehmigung eines Grabsteines 

ein Antragsformular entwickelt hatte, mit dem zusätzlich zu den erforderlichen Anga-

ben wie Namen und Todestag der Verstorbenen nicht weniger als 19 Positionen ab-

gefragt werden. 

 

Der Bürgerbeauftragte hofft, dass es irgendwann möglich sein wird, noch flexibler auf 

die Wünsche der Betroffenen einzugehen und setzt sich in diesem Zusammenhang 
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auch dafür ein, die gesetzlichen Grundlagen des Bestattungsrechts, soweit erforder-

lich, neu auszugestalten.  

 

 

Einzugsermächtigung für Kfz-Steuer führte zu Irritationen 

 

Im Berichtsjahr beanstandeteten mehrere Petenten, dass sie bei der Anmeldung ih-

res Kraftfahrzeuges von der Zulassungsstelle aufgefordert wurden, eine Einzugser-

mächtigung für die Kfz-Steuer zu erteilen. Die Petenten waren der Ansicht, dass ih-

nen die Wahl der Zahlungsart überlassen bleiben müsse. Außerdem äußerten sie 

datenschutzrechtliche Bedenken. 

 

Das von den Petenten beanstandete Verwaltungsverfahren beruht auf der vom Minis-

terrat am 17.02.2004 beschlossenen Landesverordnung über die Mitwirkung der Zu-

lassungsbehörden bei der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer. Diese sieht vor, dass 

die Aushändigung des Kraftfahrzeugscheins durch die Zulassungsbehörden nur  er-

folgt, wenn dort nachgewiesen wird, dass der Fahrzeughalter für die Kraftfahr-

zeugsteuer eine Einzugsermächtigung erteilt hat oder eine Bescheinigung des 

Finanzamtes vorliegt, dass eine solche in besonderen Fällen nicht erforderlich ist. Die 

Eingaben waren somit auf eine Änderung der Landesverordnung gerichtet, sodass 

ihre weitere Bearbeitung durch den Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-

Pfalz erfolgte. Im Zuge der Bearbeitung dieser Eingaben berichtete der 

Staatssekretär im Ministerium der Finanzen, Prof. Dr. Ingolf Deubel, in der Sitzung 

am 08.06.2004 über dieses Thema. Hierbei legte er unter anderem dar, dass bisher 

rund 40 % aller Steuerpflichtigen ihre Steuer nicht entrichtet hätten, was im 

Wesentlichen daran liege, dass dieser Personenkreis keine Einzugsermächtigung 

abgegeben und danach wohl vergessen habe, die Kraftfahrzeugsteuer anzuweisen. 

Dass es sich bei den säumigen Zahlerinnen und Zahlern nicht um notorische 

Steuerverweigerer handele, sei daran zu erkennen, dass von denjenigen, die 

gemahnt worden seien, zwei Drittel zügig ihre Steuer entrichteten. Allein durch das 

Verschicken der Mahnungen würden jährlich Portokosten in Höhe von über 400.000 € 

anfallen. Das Ministerium geht davon aus, dass sich durch die nunmehr gewählte 

Verfahrensweise die Zahl der Mahnungen drastisch reduzieren wird. Die 

Landesverordnung wird daher seitens des Ministeriums für sachgerecht erachtet, 

sodass kein Anlass gesehen wird, diese in Zweifel zu ziehen. 
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Soweit datenschutzrechtliche Bedenken geltend gemacht werden, erklärte das Minis-

terium der Finanzen zu einer weiteren Eingabe, dass die Einzugsermächtigung der 

Zulassungsstelle nicht zwingend vorgelegt werden muss. Sie kann nämlich auch dem 

Finanzamt direkt übersandt werden. Dies muss allerdings bei der Zulassungsstelle, 

beispielsweise durch eine Eingangsbestätigung des Finanzamtes, nachgewiesen 

werden.  

 

Wenn Bürgerinnen und Bürger über kein Konto verfügen, müssen die Finanzämter im 

Einzelfall entscheiden, ob davon abgesehen werden kann, die Zulassung des Kfz von 

der Vorlage einer Einzugsermächtigung abhängig zu machen. Das Ministerium geht 

davon aus, dass die Finanzämter in diesen Fällen keinen strengen Maßstab anlegen 

und nicht auf der Einrichtung eines Kontos bestehen werden. 

 

Der Bürgerbeauftragte wird aufmerksam beobachten, wie die vorgenannte Landes-

verordnung künftig von den Zulassungsstellen und Finanzämtern angewandt wird.  

 

 

„Zankapfel“ Kind 

 

Auch im Jahr 2004 war eine größere Zahl von Eingaben zu bearbeiten, in denen es 

um das Sorge- und Umgangsrecht nach Trennung oder Scheidung der Eltern ging. 

Vielfach wandten sich auch Großeltern an den Bürgerbeauftragten, um eine Verbes-

serung der (Besuchs -) Kontakte mit ihren Enkelkindern zu erreichen. 

 

Nach § 1626 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) haben Eltern die Pflicht 

und das Recht, für minderjährige Kinder zu sorgen (elterliche Sorge). Nach Abs. 3 

dieser Bestimmung gehört zum Wohl des Kindes in der Regel der Umgang mit beiden 

Elternteilen. Gleiches gilt für den Umgang mit anderen Personen, zu denen das Kind 

Bindungen besitzt und deren Aufrechterhaltung für die Entwicklung förderlich ist. 

Nach § 1685 Abs. 1 BGB haben Großeltern ein Recht auf Umgang mit ihrem Enkel-

kind, wenn dies dem Wohl des Kindes dient. Während bei dem Umgang mit beiden 

Eltern kraft Gesetzes davon ausgegangen wird, dass dieser dem Wohl des Kindes 

dient, muss dies für den Umgang des Kindes mit seinen Großeltern ausdrücklich ge-

prüft und festgestellt werden.  
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Für Entscheidungen bei Streitigkeiten über das Sorge- und Umgangsrecht sind die 

Amtsgerichte als Familiengerichte, die nach § 49 a des Gesetzes über die Angele-

genheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 11 FGG) das zuständige Jugendamt vor 

einer Entscheidung in diesen Angelegenheiten zu hören haben, zuständig. Den Ju-

gendämtern obliegt es, Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder zu beraten und zu unter-

stützen sowie Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen, § 1 

Abs. 3 Sozialgesetzbuch, Achtes Buch, Kinder- und Jugendhilfe, SGB VIII. Darüber 

hinaus haben die Jugendämter nach § 50 SGB VIII die Vormundschafts- und Famili-

engerichte bei allen Maßnahmen zu unterstützen, die die Sorge für die Person von 

Kindern und Jugendlichen betreffen. 

 

Der Bürgerbeauftragte hat nach dem Landesgesetz über den Bürgerbeauftragten des 

Landes Rheinland-Pfalz bei öffentlich-rechtlichen Auseinandersetzungen zwischen 

Dienststellen einerseits und Bürgerinnen und Bürgern andererseits auf eine einver-

nehmliche Lösung hinzuwirken, § 1 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des genann-

ten Landesgesetzes. Im Zusammenhang mit Eingaben zum Sorge- und Umgangs-

recht bedeutet dies, dass der Bürgerbeauftragte – anders als die Gerichte und die 

Jugendämter – keine Möglichkeit hat, gegenüber den beteiligten Eltern und Großel-

tern auf eine einvernehmliche Lösung hinzuwirken. Bei Auseinandersetzungen über 

das Sorge- und Umgangsrecht handelt es sich um familienrechtliche Streitigkeiten, 

die zum Privatrecht zählen und damit außerhalb des Zuständigkeitsbereichs des Bür-

gerbeauftragten liegen. Auf der anderen Seite kann der Bürgerbeauftragte auch nicht 

gegenüber den Vormundschafts - und Familiengerichten tätig werden. Entsprechend 

der im Grundgesetz niedergelegten Unabhängigkeit der Gerichte bestimmt § 3 Abs. 1 

b des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten, dass er von der Prüfung einer 

Eingabe abzusehen hat, wenn deren Behandlung einen Eingriff in ein schwebendes 

gerichtliches Verfahren oder die Nachprüfung einer richterlichen Entscheidung be-

deuten würde. Somit kann der Bürgerbeauftragte nur gegenüber Jugendämtern, die 

mit einer sorge- und umgangsrechtlichen Angelegenheit befasst sind, tätig werden.  

 

Soweit der Bürgerbeauftragte bei Eingaben zum Sorge- und Umgangsrecht tätig wer-

den kann, gelingt es nur selten, zu einer einvernehmlichen Lösung zu gelangen. Dies 

liegt vor allem darin begründet, dass sich die Beziehungen zwischen den Petentinnen 

und Petenten und den anderen beteiligten Personen regelmäßig bereits vor Einschal-

tung des Bürgerbeauftragten in erheblichem Maße emotional aufgeladen haben, so-

dass keine Seite bereit ist, der anderen Seite in irgendeiner Weise entgegenzukom-
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men. Darüber hinaus kann festgestellt werden, dass die beteiligten Jugendämter in 

nahezu jedem Fall bereits mehrfach versucht haben, zu einvernehmlichen Lösungen 

zu kommen, bevor sich die Petentinnen oder Petenten an den Bürgerbeauftragten 

wenden. Generell kann festgestellt werden, dass die Jugendämter in der  Regel we-

der Mühe noch Aufwand scheuen, um im Interesse der betroffenen Kinder zu einer 

einvernehmlichen Lösung zwischen den beteiligten Erwachsenen zu kommen. So 

konnte zum Beispiel einer Großmutter, die ein Umgangsrecht mit ihrer Enkeltochter 

erreichen wollte, auch aufgrund der Eingabe nicht weitergeholfen werden. Obschon 

ein Verfahren vor dem Familiengericht von der Petentin und deren Tochter überein-

stimmend für erledigt erklärt worden war, gelang es dem zuständigen Jugendamt 

trotz intensiver Bemühungen nicht, die bestehenden erheblichen Zerwürfnisse auszu-

räumen und zu einer einvernehmlichen Regelung des Umgangsrechts zu kommen. 

Die Eingabe musste nicht einvernehmlich abgeschlossen und die Petentin an das 

zuständige Familiengericht verwiesen werden. 

 

Ebenfalls nicht weitergeholfen werden konnte einem Vater wegen des Umgangs-

rechts mit seinen beiden in einer Pflegefamilie lebenden Kinder. Wegen der Minder-

jährigkeit seiner Ehefrau stand ihm zunächst das alleinige Sorgerecht für die Kinder 

zu. Dies wurde ihm allerdings durch Beschluss des Vormundschaftsgerichts vorläufig 

entzogen und dem zuständigen Kreisjugendamt übertragen. Eine Lösung im Sinne 

des Petenten scheiterte auch daran, dass ihm durch Beschluss des Familiengerichts 

unter Androhung eines Ordnungsgelds auferlegt worden war, seine getrennt lebende 

Ehefrau nicht zu bedrohen, zu verletzten oder sonst körperlich zu misshandeln, ihre 

Wohnung nicht zu betreten und sich der Wohnung auf eine Entfernung von 300 m 

nicht zu nähern.  

 

Auch ein vermehrter Umgang eines Petenten mit seinen fünf Kindern im Alter von 

drei bis 14 Jahren konnte nicht erreicht werden, weil dem nach Auffassung des zu-

ständigen Jugendamtes entgegensteht, dass gegen den Petenten ein Ermittlungsver-

fahren wegen sexuellen Missbrauchs der Kinder anhängig ist. 

 

Die Erwartungen, die Petentinnen und Petenten mit einer Eingabe zu sorge- und um-

gangsrechtlichen Problemen verbinden, sind regelmäßig weit höher als die darge-

stellten Möglichkeiten des Bürgerbeauftragten. So konnte einem Petenten, dessen 

Ehefrau zusammen mit den beiden gemeinsamen Kleinkindern seit Monaten in einem 

Frauenhaus lebte, nur mühsam deutlich gemacht werden, dass der Bürgerbeauftrag-
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te nicht mehr tätig werden kann, da beim zuständigen Amtsgericht bereits seit länge-

rem ein Verfahren wegen der Umgangsregelung zwischen dem Petenten und seinen 

Kindern anhängig war. Der Petent hatte in diesem Zusammenhang bereits einen Be-

fangenheitsantrag gegen den zuständigen Familienrichter gestellt. 

 

Eine andere Petentin wollte nicht akzeptieren, dass der Bürgerbeauftragte wegen des 

Sorgerechts für ihren Enkelsohn nicht mehr tätig werden kann, nachdem das zustän-

dige Familiengericht bereits die Erstellung eines kinderpsychologischen Gutachtens 

angeordnet hatte. 

 

Auch Großeltern, die nach ihren Angaben ihr Enkelkind lange Zeit erzogen hatten 

und das ihre Tochter nunmehr „an sich gerissen“ hatte, konnte nicht geholfen werden, 

weil die Frage des Umgangsrechts zwischen den Großeltern und ihrer Enkeltochter 

bereits Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens war. 

 

Trotz der in der Sache leider eher negativen Bilanz gelingt es dem Bürgerbeauftrag-

ten dennoch vielfach, den Petentinnen und Petenten die rechtlichen Zusammenhän-

ge deutlich zu machen, die verschiedenen Verfahren zu erläutern, ihnen ihre Mög-

lichkeiten – auch bezüglich einer eigenen Verhaltensänderung – sowie die Zustän-

digkeiten und das Zusammenwirken der Gerichte, der Jugendämter, der Beratungs-

stellen und der Gutachterinnen und Gutachter zu erklären. Schon dies trägt vielfach 

ein bisschen zur Befriedung verfahrener Situationen bei. 

 

Eltern und Großeltern, bei denen es um die Regelung des Sorgerechts und des Um-

gangsrechts mit ihren Kindern und Enkelkindern geht, befinden sich regelmäßig in 

einer schwierigen persönlichen Situation. Diese wird dadurch erschwert, dass zur 

Lösung der Schwierigkeiten verschiedene Stellen eingeschaltet werden können oder 

zuständig sind, deren Möglichkeiten und Kompetenzen den Betroffenen vielfach nicht 

bekannt sind. Deswegen sollte nach Auffassung des Bürgerbeauftragten das in der 

Öffentlichkeit vielfach zitierte so genannte „Cochemer Modell“ breite Nachahmung 

finden. Bei diesem Modell versucht ein Arbeitskreis im vor- und außergerichtlichen 

Bereich mit den Betroffenen einvernehmliche Lösungen zu finden. Dem Arbeitskreis 

gehören Vertreter der Richter- und Anwaltschaft, der Jugendämter und der Bera-

tungsstellen an. Auch der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages hält eine 

Übertragung dieses Modells auf andere Bundesländer für wünschenswert. Zur Be-

gründung verweist er darauf, dass die Zahl der gemeinsamen Sorgerechtsentschei-
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dungen im Kreis Cochem-Zell bei über 60 % liegt, während der Bundesdurchschnitt 

lediglich 17 % beträgt. 

 

 

Dorfbrunnen war Anlass für Massenpetition 

 

Über 90 gleich lautende Eingaben betrafen einen Dorfbrunnen in Heidesheim. Anlass 

war der Beschluss des Ortsgemeinderates, auf einem bestimmten Platz in der Ge-

meinde einen neuen Brunnen zu errichten. Der Ortsgemeinderat entschied sich auch 

für einen bestimmten Entwurf. Nach Einweihung und Inbetriebnahme des Brunnens 

wurden Standort und künstlerische Konzeption des Brunnens trotz vorangegangener 

Information der Bürgerinnen und Bürger Gegenstand öffentlicher Diskussionen. 

 

Die Gegner des Brunnens initierten einen so genannten Einwohnerantrag insbeson-

dere mit dem Ziel, die Demontage des Brunnens und dessen Wiederaufbau an ande-

rer, noch festzulegender Stelle zu erreichen. Zur Begründung wurde unter anderem 

darauf verwiesen, dass die den Einwohnerantrag unterstützenden Bürgerinnen und 

Bürger den neuen Brunnen als unmaßstäblich, nicht gebrauchstauglich und nicht zur 

umgebenden Bebauung passend empfinden. 

 

Im Rahmen eines Einwohnerantrages können Einwohnerinnen und Einwohner, die 

das 16. Lebensjahr vollendet haben, beantragen, dass der Gemeinderat über be-

stimmte Angelegenheiten der örtlichen Selbsverwaltung, für deren Entscheidung er 

zuständig ist, berät und entscheidet. Ein solcher Einwohnerantrag setzt u. a. die Un-

terstützung durch einen bestimmten Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner der 

jeweiligen Gemeinde voraus. Die Zahl der für einen Einwohnerantrag erforderlichen 

Unterschriften beträgt: 

 

1. in Gemeinden bis zu 3.000 Einwohnern 

5 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 120, 

2. in Gemeinden mit 3.001 bis 10.000 Einwohnern 

4 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 300, 

3. in Gemeinden mit 10.001 bis 50. 000 Einwohnern 

3 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 1.000, 

4. in Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern 

2 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 2.000. 
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Mit einem Einwohnerantrag kann das Ziel verfolgt werden, dass sich der Gemeinde-

rat mit einer Angelegenheit auseinander setzt und einen Beschluss fasst. Er ist zwar 

nicht so weitreichend wie ein Bürgerbegehren beziehungsweise ein Bürgerentscheid. 

Jedoch ist der Einwohnerantrag aufgrund der hierbei zu beachtenden Voraussetzun-

gen der einfachere Weg, um bestimmten Wünschen und Interessen gegenüber dem 

Gemeinderat Ausdruck zu verleihen. 

 

Im konkreten Fall waren zwar 338 und somit mehr als die erforderlichen 300 Namen 

und Anschriften in der dem Ortsgemeinderat vorgelegten Liste enthalten, eine Prü-

fung durch die Verbandsgemeindeverwaltung ergab aber, dass lediglich 16 der 338 

Eintragungen mit einer Unterschrift versehen waren; sicherlich auch weil die Liste 

keine Rubrik für eine Unterschrift enthielt. Die Verbandsgemeindeverwaltung vertrat 

die Ansicht, dass aus dem Wortlaut des Gesetzestextes eindeutig hervorgeht, dass 

der Gesetzgeber für das Instrument des Einwohnerantrages als eine der grundlegen-

den formalen Voraussetzungen die Leistung von „Unterschriften“ fordert. Wegen dem 

nicht erfüllten Unterschriftenquorum hat der Ortsgemeinderat den Einwohnerantrag 

logischerweise als unzulässig zurückgewiesen. 

 

Die Petentinnen und Petenten waren nicht damit einverstanden, dass ein Einwohner-

antrag aus ihrer Sicht aus rein formalen Gründen vom Ortsgemeinderat für unz uläs-

sig erklärt wurde und wandten sich an den Bürgerbeauftragten, der zunächst ein per-

sönliches Gespräch mit den Vertretern des Einwohnerantrages führte. Die Petentin-

nen und Petenten vertraten die Ansicht, dass im Sinne von § 17 Gemeindeordnung 

Eintragungen genügen, die die Person des Unterzeichners nach Namen und An-

schrift zweifelsfrei erkennen lassen. Die Petentinnen und Petenten stützten sich dabei 

auch auf einen Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts. Darin setzt sich das Bun-

desverwaltungsgericht mit der Frage auseinander, ob trotz einer versehentlich unter-

bliebenen Unterschrift unter einer Beschwerdebegründung die einzuhaltende Frist 

gewahrt wird. Dies wird vom Bundesverwaltungsgericht beim Vorliegen besonderer 

Umstände ausnahmsweise bejaht, wenn sich aus anderen Anhaltspunkten eine der 

Unterschrift vergleichbare Gewähr für die Urheberschaft und den Willen, das Schrei-

ben in Umlauf zu bringen, ergibt. Entscheidend ist nach den Ausführungen des Ge-

richts aber, ob sich dies aus dem Schriftsatz allein oder in Verbindung mit weiteren 

Umständen hinreichend sicher ergibt, ohne dass darüber Beweis erhoben werden 

müsste. 
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Im Laufe des Petitionsverfahrens nahm der Bürgerbeauftragte Kontakt mit der Ver-

bandsgemeindeverwaltung auf und schaltete außerdem die oberste Kommunalauf-

sichtsbehörde ein. Das Ministerium des Innern und für Sport gelangte aber wie die 

Verbandsgemeindeverwaltung aufgrund der einschlägigen gesetzlichen Regelungen 

zu dem Ergebnis, dass das erforderliche Unterschriftenquorum nicht erreicht worden 

war. Denn § 17 Abs. 3 Gemeindeordnung sieht eindeutig vor, dass ein Einwohneran-

trag von einer Mindestzahl antragsberechtigter Personen unterschrieben werden 

muss. Um der zuständigen Stelle die nach § 17 Abs. 6 Gemeindeordnung vorgese-

hene Überprüfung der geleisteten Unterschriften zu ermöglichen, ist die Unterschrifts-

leistung zusätzlich mit Namen und Anschrift zu versehen. Das Risiko, dass Unter-

schriften ungültig sind oder in nicht genügender Zahl eingereicht werden, tragen die 

Initiatoren eines Einwohnerantrages. Eine nachträgliche Heilung fehlender Unter-

schriften ist durch den Gesetzgeber nicht vorgesehen. 

 

Das Ministerium des Innern und für Sport vertrat weiterhin die Ansicht, dass der von 

den Petentinnen und Petenten zitierte Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts auf 

die Formerfordernisse ei nes Einwohnerantrags nicht übertragen werden kann, weil 

diesem Beschluss ein nicht unterzeichnetes Schriftstück zugrunde lag, das aber nä-

here Ausführungen zu einem laufenden Verfahren enthielt. Aus dem Inhalt bezie-

hungsweise in Verbindung mit weiteren, aus dem Verfahren bekannten Umständen, 

ergab sich eine der Unterschrift vergleichbare Sicherheit. 

  

Bei einem Einwohnerantrag hingegen wird der volle Wortlaut vorangestellt, sodass es 

nach den oben geschilderten Grundsätzen des Bundesverwaltungsgerichts nicht 

möglich ist, den Antrag einer einzelnen Person ohne Unterschrift eindeutig zuzuord-

nen. Eintragungen, die den Unterzeichner nach Namen und Anschrift nicht zweifels-

frei erkennen lassen, sind ungültig. Jeder Einzelne hat sich vielmehr selbst mit dem 

Antrag zu identifizieren und muss dies mit seiner Unterschrift bestätigen. 

 

Aufgrund dieser Sach- und Rechtslage konnte auch der Petitionsausschuss des 

Landtags Rheinland-Pfalz dem Anliegen der Petentinnen und Petenten nicht entspre-

chen. 

 

Die Korrespondenz des Bürgerbeauftragten mit Gefangenen unterliegt nicht der 

Postkontrolle  
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„Ich möchte Ihnen mitteilen, dass mir Ihr letzter Brief in geöffnetem Zustand ausge-

händigt worden ist.“ Solche oder ähnliche Mitteilungen von Gefangenen haben den 

Bürgerbeauftragten leider auch im Berichtsjahr wiederholt erreicht. Betroffen hiervon 

waren die JVA Rohrbach, die JVA Frankenthal, die JVA Diez sowie die JVA Trier. 

Neben dem Öffnen von Briefen wurde auch über andere Vorkommnisse berichtet. So 

teilte ein Petent mit, der betreffende Bedienstete habe den bereits halb geöffneten 

Brief in seinem Beisein ganz geöffnet und hineingeschaut. Über den Grund für diese 

Vorgehensweise befragt, habe er erklärt, „er müsse da reinsehen, es wäre heute 

schon alles passiert.“ In einem anderen Fall berichtete ein Petent, von ihm sei ver-

langt worden, einen an den Bürgerbeauftragten adressierten Brief unverschlossen zur 

Beförderung zu geben. 

 

Der Bürgerbeauftragte ist für Hinweise dieser Art dankbar, da er größten Wert darauf 

legt, dass von den Vollzugsanstalten strikt beachtet wird, dass die Korrespondenz 

des Bürgerbeauftragten mit den Gefangenen nicht der Postkontrolle unterliegt. Die 

entsprechenden Hinweise geben dem Bürgerbeauftragten Gelegenheit, jedem ein-

zelnen Verstoß akribisch nachzugehen. Die Ermittlungen führen in der Regel zu dem 

Ergebnis, dass die betreffende JVA den Verstoß einräumt und sich damit zu ent-

schuldigen versucht, dass das Öffnen versehentlich erfolgte und von dem Inhalt des 

Schreibens keine Kenntnis genommen worden sei. Dies wird allerdings vom Bürger-

beauftragten als selbstverständlich vorausgesetzt, da gemäß § 2 Abs. 1 des Landes-

gesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz die Korrespon-

denz mit Gefangenen nicht der Postkontrolle unterliegt, und reicht daher als Ent-

schuldigung nicht aus. 

 

Der Bürgerbeauftragte hat zwar den Eindruck, dass die Vollzugsanstalten grundsätz-

lich darum bemüht sind, das Öffnen seiner Korrespondenz zu vermeiden, letztlich es 

aber als gegeben hinnehmen, dass dies gleichwohl vorkommt. Hierbei wird offen-

sichtlich verkannt, dass es für die Korrespondenz der Gefangenen mit dem Bürger-

beauftragten ganz wesentlich darauf ankommt, dass die Gefangenen sicher sein 

können, dass die JVA vom Inhalt ihrer Briefe keine Kenntnis erlangt. Wenn sie erfah-

ren müssen, dass Briefe gleichwohl geöffnet werden, ist dieses Vertrauen erschüttert. 

Hierdurch wird letztlich das verfassungsrechtlich gesicherte Petitionsrecht der Gefan-

genen tangiert. Daher kann nicht hingenommen werden, dass Briefe, wenn auch nur 
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versehentlich, geöffnet werden. Vielmehr muss ausgeschlossen werden, dass dieses 

passiert. 

 

Aus diesem Grunde war der Bürgerbeauftragte auch verwundert darüber, dass ihm 

das Ministerium der Justiz in einer Stellungnahme zu einem entsprechenden Vorfall 

mitteilte, dass die Sachbehandlung nicht zu beanstanden sei, obwohl die JVA selbst 

einräumte, dass die zuständige Vollzugsabteilungsleiterin ein Schreiben des Bürger-

beauftragten versehentlich geöffnet hatte. Der Bürgerbeauftragte bat daher um er-

gänzende Prüfung, welche weiteren, gegebenenfalls auch disziplinarrechtlichen 

Maßnahmen zu treffen sind, da die bisherigen Belehrungen des Anstaltsleiters offen-

sichtlich nicht ausreichten, um derartige Vorkommnisse zu vermeiden. Das Minister i-

um hat dies zum Anlass genommen, ergänzend zu ermitteln, wie es zu der Öffnung 

des Briefes gekommen ist. Darüber hinaus wurde die betreffende JVA um Auskunft 

gebeten, wie normalerweise mit der Korrespondenz zwischen dem Bürgerbeauftrag-

ten und den Gefangenen verfahren wird und welche Maßnahmen ergriffen werden, 

um die ordnungsgemäße Postabwicklung zu gewährleisten. 

 

Die weiteren Ermittlungen ergaben, dass in der betreffenden JVA die eingehende 

Post zunächst bei der Poststelle vorsortiert wird. Danach gelangen die Briefe, die 

keiner richterlichen oder staatsanwaltschaftlichen Kontrolle unterliegen, unmittelbar 

zu den einzelnen Abteilungen. Dort wird die Post kontrolliert, wobei den Bediensteten 

bekannt ist, dass die Post des Bürgerbeauftragten nicht der Postkontrolle unterliegt 

und daher auch nicht geöffnet werden darf. Die betreffende Bedienstete hatte aus 

Gründen einer vermeintlich rationellen Arbeitsweise zunächst eine Vielzahl von Brie-

fen aufgeschlitzt und dann mit der Briefkontrolle begonnen. Sie stellte daher nach 

ihrer Aussage erst nach Öffnen des Briefes fest, dass es sich um einen Brief des 

Bürgerbeauftragten handelte. 

 

Gerade dieser Vorfall zeigt, dass es offensichtlich noch nicht bei allen Bediensteten 

angekommen ist, dass ein Öffnen der Korrespondenz des Bürgerbeauftragten auszu-

schließen ist. Durch die beschriebene Vorgehensweise wurde offensichtlich in Kauf 

genommen, dass bei der Öffnung noch nicht gesichteter Briefe auch Briefe des Bür-

gerbeauftragten geöffnet werden konnten. 

 

Erfreulicherweise nahm die betreffende JVA den Vorgang immerhin zum Anlass, das 

Verfahren dahingehend abzuändern, dass bereits auf der Poststelle die Briefe des 
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Bürgerbeauftragten aussortiert und in einer besonders gekennzeichneten Postmappe 

vorgelegt werden. Darüber hinaus hat das Ministerium der Justiz alle anderen Justiz-

vollzugsanstalten um einen Bericht dazu erbeten, in welcher Weise mit der Post des 

Bürgerbeauftragten verfahren wird. Die abschließenden Stellungnahmen hierzu lie-

gen noch nicht vor. Allerdings bleibt zu befürchten, dass gleichwohl auch künftig Brie-

fe geöffnet werden, wenn seitens des Ministeriums der Justiz nicht an einer Bewusst-

seinsänderung der Beschäftigten gearbeitet wird. Der Bürgerbeauftragte hält eine 

solche für dringend erforderlich. Erst wenn allen mit der Postkontrolle betrauten Be-

diensteten bewusst ist, dass das Öffnen der Post das verfassungsrechtlich garantier-

te Petitionsrecht tangiert und daher unter allen Umständen zu vermeiden ist, wird die 

Behandlung der Post auch mit der erforderlichen Sensibilität erfolgen. Der Bürgerbe-

auftragte hofft, dass ein entsprechender Bewusstseinswandel angestoßen wird.  

 

Der Bürgerbeauftragte wird diese Thematik weiter genau beobachten und gegebe-

nenfalls den Petitionsausschuss über etwaige künftige Vorkommnisse unterrichten. 

Derzeit wird auch geprüft, welche wei teren Maßnahmen gegebenenfalls zu unter-

nehmen sind. 

 

 

Belastung von Bürgerinnen und Bürgern mit hohen Beträgen 

 

Immer wieder wenden sich Petentinnen und Petenten an den Bürgerbeauftragten und 

beklagen sich über Beitragsforderungen, die sie in Anbetracht ihrer finanziellen Ver-

hältnisse als unverhältnismäßig hoch empfinden, zumal wenn diese innerhalb kurzer 

Zeit zu bezahlen sind. Gelegentlich lösen diese Eingaben auch beim Bürgerbeauf-

tragten Verwunderung darüber aus, was Bürgerinnen und Bürgern so alles zugemutet 

werden soll.  

 

So haben beispielsweise in einem noch laufenden Petitionsverfahren mehrere Peten-

tinnen und Petenten um Unterstützung des Bürgerbeauftragten gebeten. Ihre teilwei-

se bereits vor 20 und mehr Jahren bebauten Grundstücke wurden in den Geltungsbe-

reich eines Bebauungsplanes einbezogen, um die Erschließung über eine gewidmete 

Verkehrsanlage erstmals herzustellen. Bisher erfolgte die Zufahrt zu den Anwesen 

der Petentinnen und Petenten über einen befestigten Feldweg. Unter anderem wird 

geltend gemacht, dass die Erschließungskosten im Verhältnis zu Nachbargemeinden 

sehr hoch angesetzt sind und von den Eigentümerinnen und Eigentümern aufgrund 
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deren persönlicher und finanzieller Situation nicht ohne zusätzliche Belastung, wie z. 

B. die Aufnahme eines Kredites, geleistet werden können. Die Einwände der Peten-

tinnen und Petenten sind in Anbetracht von auf Schätzungen beruhenden voraus-

sichtlichen Erschließungsbeiträgen in Höhe von beispielsweise immerhin ca. 17.600 € 

und mehr je nach Größe des Grundstücks durchaus verständlich; dies umso mehr, 

wenn man die persönlichen Verhältnisse näher betrachtet. So sollen unter anderem 

zwei Witwen, die mit ihrem Verdienst für jeweils drei Kinder zu sorgen haben, ebenso 

zur Zahlung von Beiträgen herangezogen werden wie ein 77-jähriger Rentner. 

 

Zum Zeitpunkt des Einganges der Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten waren 

aber bereits das Bebauungsplan- sowie das Bodenumlegungsverfahren rechtskräftig 

abgeschlossen und die Bauplätze abgemarkt. Die zuständige Verbandsgemeinde-

verwaltung sieht deshalb keine Möglichkeit, die Erschließung des Gebietes auf-

zugeben. Auch für die ebenfalls eingeschaltete Kreisverwaltung besteht vor Erlass 

der Beitragsbescheide kein Spielraum für eine einvernehmliche Regelung. 

 

In einem anderen Fall, der ebenfalls noch nicht abschließend behandelt werden 

konnte, geht es um die Erschließung eines Gewerbegebietes. Auch dazu sind dem 

Bürgerbeauftragten gleich mehrere Eingaben von Bürgern zugegangen. Die Petenten 

bringen zum Ausdruck, dass die Ausweisung der Grundstücke als Gewerbefläche 

nicht in ihrem beziehungsweise im Sinne der von ihnen vertretenen Personen ist und 

die Chancen auf eine Vermarktung der Grundstücke aus ihrer Sicht nicht sehr aus-

sichtsreich erscheint. Einer der Petenten, ein Pensionär, erhielt einen Bescheid über 

die Erhebung einer Vorausleistung in Höhe von 31.820 €, die innerhalb eines Monats 

zu zahlen war. Der voraussichtliche endgültige Beitrag soll fast 40.000 € betragen. 

Die verwitwete, 84-jährige Mutter eines anderen Petenten hat einen Vorausleistungs-

bescheid über 30.290 € erhalten. Einem dritten Petenten ist ein Bescheid über eine 

Vorausleistung in Höhe von 29.920 € zugegangen. 

 

Gegenstand einer weiteren, noch nicht abschließend bearbeiteten Petition ist die 

erstmalige Herstellung einer bisher nach Ansicht der Verwaltung nur in Form einer 

„Baustraße“ vorhandenen Verkehrsanlage. Diese „Baustraße“ wurde vor Jahren her-

gestellt, um kurzfristig eine Bebauung der Grundstücke in einem Neubaugebiet zu 

ermöglichen. Für die erstmalige Herstellung eines lediglich 835 m langen Straßenab-

schnitts sind Kosten in Höhe von 1,16 Mio. € kalkuliert. Dies würde nach Angaben 

des Petenten bei einem geschätzten Beitragssatz von 20 bis 25 € pro m² zu einer 



- 121 - 

Beitragsbelastung von ca. 7.800 € für ein Einfamilienreihenhaus oder ca. 12.000 € für 

ein mittleres Hausgrundstück führen.  

 

Auch wenn Verkehrsanlagen lediglich ausgebaut werden, fallen dennoch beträchtli-

che Beiträge an, obwohl unter anderem der von einer Gemeinde zu übernehmende 

Anteil an den Kosten höher – regelmäßig 20 % und mehr – ist als bei einer erstmali-

gen Herstellung einer Straße. So wird ein Petent nach Abschluss der Baumaßnahme 

mit einem Beitrag von ca. 5.000 € zu rechnen haben, obwohl lediglich die Gehwege 

ausgebaut werden. Wiederum von anderen Petenten wurden 6.905,08 € bezie-

hungsweise 7.810,03 € gefordert, zahlbar innerhalb von drei Monaten nach Bekannt-

gabe des Beitragsbescheides beziehungsweise nach Abschluss eines Ablösungsver-

trages. Bei den letztgenannten Eingaben kam aus der Sicht der Petenten noch er-

schwerend hinzu, dass ihre Grundstücke von einer anderen Verkehrsanlage er-

schlossen werden. Die Petenten sehen daher keinen Vorteil für sich durch die Aus-

baumaßnahme. 

 

Insgesamt kann von Petentinnen und Petenten häufig nicht nachvollzogen werden, 

warum eine Gemeinde nicht auf die Ausweisung eines Baugebietes verbunden mit 

der erstmaligen Herstellung einer Verkehrsanlage oder die Erneuerung einer bereits 

vorhandenen Straße verzichtet, wenn hohe Kosten oder eine schwierige Vermarktung 

der Bauplätze absehbar sind.  

 

Es sollte daher bei der Bewertung entsprechender Vorgänge nicht nur die verwal-

tungsmäßige Abwicklung der Beiträge (Bescheide) in den Blick genommen werden, 

sondern auch die diesen zugrunde liegenden Beschlüsse der jeweils zuständigen 

kommunalen Gremien. Bei manchen Eingaben könnte durchaus die Vermutung nahe 

liegen, dass bei der Beschlussfassung offensichtlich nicht im Einzelnen bedacht wur-

de, wie die sich daraus ergebenden Belastungen von den betroffenen Einwohnerin-

nen und Einwohnern finanziert werden können. Vielleicht sollte in manchen Fällen 

auch noch mehr bedacht werden, ob eine Maßnahme überhaupt, und wenn ja, in 

welchem Umfang beziehungsweise mit welchem Aufwand erforderlich ist. 

 

Beispielsweise im Fall der Erneuerung einer Straße. Die Erneuerung ist eine Maß-

nahme, durch die eine nicht mehr funktionstüchtige Verkehrsanlage unter Berücksich-

tigung des technischen Fortschritts im Wesentlichen in den ursprünglichen Zustand 

zurückversetzt wird. Beitragsfähig sind die Kosten einer Erneuerung aber erst, wenn 



- 122 - 

sie nach Ablauf der normalen Nutzungsdauer einer Verkehrsanlage durchgeführt 

wird. Als „Faustregel“ für die normale Nutzungsdauer wird bei „normalen“ Straßen 

eine 20- bis 25-jährige Nutzungszeit angegeben. Insgesamt steht einer Gemeinde bei 

der Beantwortung der Frage, ob eine Straße erneuerungsbedürftig ist, also durchaus 

ein Ermessen zu. Dieser Spielraum sollte - natürlich auch unter Beachtung der Ver-

kehrssicherungspflicht - gerade dann genutzt werden, wenn eine Vielzahl der Anlie-

gerinnen und Anlieger sich deswegen gegen einen geplanten Straßenausbau wen-

det, weil sie den Zustand einer Straße noch als ausreichend ansieht. 

 

Im Übrigen hofft der Bürgerbeauftragte, dass Gemeinden sich bei entsprechenden 

Entscheidungen hoffentlich nicht davon leiten lassen, dass irgendwelche Zuschüsse 

zur Reduzierung des Gemeindeanteils an den beitragsfähigen Kosten zur Verfügung 

stehen. Aber auch dieser Eindruck wird dem Bürgerbeauftragten in Einzelfällen von 

den Petentinnen und Petenten durchaus vermittelt.  

 

Vielfach tragen Petentinnen und Petenten auch den Wunsch an den Bürgerbeauftrag-

ten heran, sich intensiver und im Sinne der Gemeinde an der einer Ausbaumaßnah-

me vorausgehenden Entscheidungsfindung beteiligen zu können. Die Petentinnen 

und Petenten sehen darin insbesondere eine Möglichkeit, vielleicht zur Kosten- und 

somit zur Beitragsreduzierung sowie zu einer größeren Transparenz des Verfahrens 

beizutragen. Oftmals fällt dann das Schlagwort „Luxus-Ausbau“. Vielleicht sollte in 

weit größerem Umfang als bisher durch frühzeitige Informationen und Einbeziehung 

der Bürgerinnen und Bürger für mehr Transparenz und Bürgerfreundlichkeit gesorgt 

werden. Insbesondere sollte dem oft von Petentinnen und Petenten empfundenen 

Eindruck entgegengewirkt werden, dass eine Gemeinde „selbstherrlich“ über die Inte-

ressen der Bürgerinnen und Bürger hinweg entscheidet. 

 

Der letztendlich beitragsfähige Aufwand wird zum Beispiel für die Erneuerung einer 

Straße in einem Ausbauprogramm festgelegt, über das der Gemeinderat beschließt. 

Vielleicht könnte das Verfahren auch dadurch bürgerfreundlicher gestaltet werden, 

dass der Straßenbau auch für ein Bürgerbegehren zugänglich gemacht wird.  

 

Sobald die Gemeinde entschieden hat, eine Maßnahme durchzuführen, für die ein-

malige Beiträge erhoben werden sollen, ist für die Umlegung der Kosten das Kom-

munalabgabengesetz in Verbindung mit der einschlägigen Satzung maßgebend. 

Nach dem Kommunalabgabengesetz teilt die Gemeinde dies den als Beitragsschuld-



- 123 - 

ner in Betracht kommenden Bürgerinnen und Bürgern mit und weist darauf hin, dass 

sie mit der Zahlung von Beiträgen zu rechnen haben. Zugleich sind die Beitrags-

schuldnerinnen und Beitragschuldner auch darauf hinzuweisen, dass sie in die Sat-

zung sowie in die Planungsunterlagen, die den Ausschreibungen zugrunde gelegt 

werden sollen, Einblick nehmen können (§ 7 Absatz 6 Satz 1 und 2 Kommunalabga-

bengesetz). Eine Verletzung dieser Bestimmungen ist allerdings bezüglich der Wirk-

samkeit von Satzung und Abgabenbescheiden unbeachtlich (§ 7 Absatz 6 Satz 5 

Kommunalabgabengesetz). Auch hier könnte ein Beitrag für mehr Bürgerfreundlich-

keit dadurch geleistet werden, dass die Verletzung der oben genannten Bestimmun-

gen negative Konsequenzen für die Gemeinde zur Folge hat. 

 

Am Ende des Verfahrens steht dann die Verteilung des Aufwandes durch Beitragsbe-

scheid auf die beitragspflichtigen Anliegerinnen und Anlieger entsprechend den tat-

sächlich entstandenen Investitionskosten. Der Beitragsmaßstab ist in der Beitrags-

satzung geregelt. Bei der Erhebung von Erschließungsbeiträgen sind die einschlägi-

gen Bestimmungen des Baugesetzbuches maßgebend. 

 

Im Falle der Durchführung von Straßenbaumaßnahmen könnten zum Beispiel die im 

Baugesetzbuch, dem Kommunalabgabengesetz und der Abgabenordnung vorgese-

henen Billigkeitsmaßnahmen, wie Stundung oder Ratenzahlung, großzügig zur An-

wendung kommen. Der Bürgerbeauftragte weist die Petentinnen und Petenten auf 

diese grundsätzlich bestehende Möglichkeit auch immer hin und unterstützt sie im 

Rahmen des Petitionsverfahrens gegenüber der Gemeinde entsprechend, wenn dies 

gewünscht wird. 

 

Der Bürgerbeauftragte prüft deshalb in jedem Einzelfall, ob die Verwaltung die Bürge-

rinnen und Bürger überhaupt darauf hinweist, dass grundsätzlich die Möglichkeit be-

steht, Billigkeitsmaßnahmen zu beantragen. Aufgrund entsprechender Regelungen in 

den einschlägigen Satzungen wird ein solcher Hinweis erfreulicherweise bereits jetzt 

in sehr viele Beitragsbescheide aufgenommen. Bei Bescheiden zur Festsetzung wie-

derkehrender Beiträge fehlt ein solcher Hinweis aber häufiger. Auch hier hält es der 

Bürgerbeauftragte für wichtig, grundsätzlich eine solche Mitteilung an die Bürgerinnen 

und Bürger in den Bescheid aufzunehmen.  

 

Zwar dient die Erhebung wiederkehrender Beiträge anstelle einmaliger Beiträge dazu, 

die Beitragsbelastung über einen Zeitraum von mehreren Jahren zu verteilen, trotz-
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dem kann es auch bei der Erhebung wiederkehrender Beiträge im Einzelfall zur Fes t-

setzung hoher Beitragssummen kommen, wenn beispielsweise eine große, ehemals 

landwirtschaftliche Hofstelle in einer Ortslage veranlagt wird, deren Fläche über die 

eines üblichen Wohngrundstücks hinausgeht.  

 

Insgesamt wünscht sich der Bürgerbeauftragte, dass sich die Kommunen noch mehr 

und das frühzeitig in die Lage der betroffenen Bürgerinnen und Bürger versetzen und 

deren persönliche und finanzielle Verhältnisse berücksichtigen, zumal diese aufgrund 

der örtlichen Kenntnisse in der Regel bekannt sein dürften. Insgesamt sollte das ge-

samte Verfahren im Idealfall im Einvernehmen mit den Bürgerinnen und Bürgern ab-

gewickelt werden. Entgegen den von den Bürgerinnen und Bürgern vertretenen Inte-

ressen zu handeln, hat sich nach den Erfahrungen des Bürgerbeauftragten für eine 

Gemeinde in den seltensten Fällen als vorteilhaft erwiesen. Mit ihnen zu kooperieren 

wird sich im Nachhinein immer als der bessere Weg erweisen. Jedenfalls sollte in der 

heutigen, wirtschaftlich schwierigen Zeit nachdrücklich geprüft werden, ob wirklich 

jede beitragsfähige Maßnahme auch durchgeführt werden muss; zumindest sollte 

immer nach der kostengünstigsten Lösung gesucht werden. Unter Umständen könn-

ten auch regelmäßig durchgeführte Unterhaltungsmaßnahmen vielleicht dazu führen, 

dass beitragsfähige Erneuerungen sich auf längere Sicht anders gestalten. Abschlie-

ßend wünscht sich der Bürgerbeauftragte, dass jeder Einzelfall sorgfältig und sensi-

bel geprüft und nach Möglichkeiten gesucht wird, die auch die jeweilige Situation der 

betroffenen Bürgerin beziehungsweise des betroffenen Bürgers im Blickwinkel hat.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Teil  Einzelbeispiele 
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1. Grundsicherung und Weihnachtsbeihilfe  
 
Empfängerinnen und Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundes-

sozialhilfegesetz hatten bisher einen Anspruch auf Gewährung einer einmaligen Bei-

hilfe zu Weihnachten. Das Grundsicherungsgesetz sieht diese Leistung nicht mehr 

vor. Vielmehr sind einmalige Leistungen wie die Weihnachtsbeihilfe dadurch abgegol-

ten, dass der nach dem Bundessozialhilfegesetz maßgebliche Regelsatz zur pau-

schalen Abgeltung einmaliger Leistungen im Rahmen des Grundsicherungsgesetzes 

um 15 % erhöht wurde. Dem Anliegen eines Petenten auf Gewährung einer Weih-

nachtsbeihilfe im Rahmen des Grundsicherungsgesetzes konnte daher nicht entspro-

chen werden. 

 

 

2. Klärung  
 

Das geringf ügige Einkommen eines Petenten war gleichzeitig auf Leistungen der 

Bundesagentur für Arbeit und die Sozialhilfe angerechnet worden. Nachdem die Be-

mühungen des Petenten um eine Klärung gescheitert waren, wandte er sich an den 

Bürgerbeauftragten. Die Angelegenheit konnte alsbald im Sinne des Petenten geklärt 

werden.  

 

 

3. Sorge um den Nächsten  
 

Eine Petentin wandte sich für ihren Mieter an den Bürgerbeauftragten, der nach meh-

reren Schlaganfällen von seiner Ehefrau verlassen worden und nicht mehr in der La-

ge war, seine Angelegenheiten selbst zu besorgen. Insbesondere verfügte er über 

keinerlei Geldmittel. Aufgrund der Eingabe wurde mit dem zuständigen Sozialamt 

Kontakt aufgenommen. Hierbei konnte insbesondere geklärt werden, welche weiteren 

Unterlagen erforderlich waren. Die Bemühungen führten schließlich dazu, dass dem 

Betroffenen Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt wird. 

 

 

4. Fehlende Bereitschaft, Hilfe anzunehmen 
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Zum Haushalt einer Petentin zählen neben ihrem Ehemann fünf minderjährige Kinder 

und ein erwachsenes Kind. Weitere Kinder leben in Einrichtungen der Jugendhilfe 

oder verbüßen eine Strafhaft. Aufgrund der großen Zahl der beteiligten Personen und 

der Vielfalt der Probleme, aber auch wegen der Zahl der beteiligten Dienststellen war 

es der Petentin nicht mehr möglich, die Übersicht über die finanziellen Zusammen-

hänge zu behalten. Hinzu kamen ein häufiger Arbeitsplatzwechsel, Arbeitslosigkeit, 

Erkrankung und zeitweiser Auszug des Ehemannes, Mietrückstände, Stromsperren 

usw. Die Petentin beklagte eine Vielzahl von einzelnen Problemen mit den verschie-

denen Dienststellen. Um weitere Schwierigkeiten soweit wie möglich zu vermeiden, 

hatte die zuständige Stadtverwaltung im Rahmen der Eingabe vorgeschlagen, im 

Einvernehmen mit der Petentin deren gesamte Einkünfte zu vereinnahmen, um auf 

diese Weise die regelmäßig notwendigen Zahlungen sicherzustellen. Die verbleiben-

den Einkünfte sollten dann im Einvernehmen mit dem die Familie betreuenden Wohl-

fahrtsverband an die Petentin ausgezahlt werden. Dieser Vorschlag wurde jedoch 

von der Petentin abgelehnt. Auch den Vorschlag des Bürgerbeauftragten, einen So-

zialdienst ihres Vertrauens mit der Verwaltung ihres Einkommens zu beauftragen, 

wurde abgelehnt und den wiederholten Bitten des Bürgerbeauftragten, einen eigenen 

Vorschlag für eine grundlegende Lösung der vielfältigen Schwierigkeiten zu machen, 

entsprach die Petentin ebenfalls nicht. Ihr war deshalb nicht zu helfen. 

 

 

5. Geliehenes hilft nur vorübergehend 
 

Eine Verbandsgemeindeverwaltung lehnte den Antrag einer Petentin auf eine Beihilfe 

zur Beschaffung eines Fernsehgerätes und eines Bettes zunächst ab, weil sie den 

Angaben der Petentin, beide Gegenstände seien ihr leihweise überlassen worden 

und würden nunmehr zurückgefordert, keinen Glauben schenkte. Aufgrund der Ein-

gabe konnte der Sachverhalt aber geklärt werden und die Petentin erhielt die bean-

tragte Beihilfe.  

 

 

 

 

 

6. Leider noch keine Dauerlösung  
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Der Heimplatz eines geistig behinderten jungen Mannes war wegen seines fremdge-

fährdenden aggressiven Verhaltens gekündigt worden. Zunächst konnte keine andere 

aufnahmebereite Einrichtung gefunden werden. Es wurde aber erreicht, dass der jun-

ge Mann durch die Aufstockung des Personals bis auf Weiteres in der bisherigen Ein-

richtung bleiben kann.  

 

 

7. Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles 
 

Ein 18-jähriger, nach einem Hirntumor erblindeter und teilweise bewegungsbeein-

trächtigter junger Mann war zusammen mit seinen Eltern aus Russland nach Rhein-

land-Pfalz gekommen. Verschiedene Versuche einer Eingliederung des jungen Man-

nes scheiterten an seinen fehlenden Sprachkenntnissen. Die bereits bewilligte 

Sprachförderung wurde daher als nicht ausreichend erachtet. Aufgrund der Eingabe 

konnte erreicht werden, dass das Bundesministerium für Familie, Soziales, Frauen 

und Jugend auf eine entsprechende Anfrage des Ministeriums für Bildung, Frauen 

und Jugend eine Sondergenehmigung erteilte, wonach die Sprachförderung um 

sechs weitere Monate verlängert wurde. 

 

 

8. Rücksicht  
 

Eine ältere Frau bewohnte eine nach allgemeinen sozialhilferechtlichen Gesichts-

punkten zu große und zu teuere Wohnung. Ein erheblicher Teil der Miete wurde im 

Rahmen der ihr zustehenden Hilfe zum Lebensunterhalt deshalb nicht anerkannt. Mit 

Hilfe des Bürgerbeauftragten konnte erreicht werden, dass mit Rücksicht auf das Al-

ter und die Erkrankungen der Frau die tatsächlichen Kosten für die Wohnung über-

nommen wurden.  

 

 

9. Schwierigkeiten mit chronischer Erkrankung  
 

Ein Jugendlicher, dessen Erkrankung eine äußerst konzentrierte und regelmäßige 

Lebensführung erfordert, kam mit diesen Anforderungen nicht zurecht. Gleichzeitig 

entzog er sich der Einflussnahme seiner allein erziehenden Mutter. Aufgrund der Ein-
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gabe konnte erreicht werden, dass die Kosten für seine Aufnahme in ein Internat mit 

Schule, das auf die Erziehung und Bildung entsprechend erkrankter Schülerinnen 

und Schüler ausgerichtet ist, übernommen wurden. 

 

 

10. Übernahme von Verantwortung 
 

Aufgrund einer Eingabe verpflichtete sich eine Gruppe von Jugendlichen, die Herrich-

tung und Pflege eines Bolzplatzes zu übernehmen, sodass die Gemeinde bereit war, 

ihnen den gewünschten Platz zur Verfügung zu stellen.  

 

 

11. Organisationsfehler 
 

Eine Petentin war als so genannte Feuerwehrlehrerin in den Schuldienst des Landes 

eingestellt worden. Als sich herausstellte, dass sie nicht über die Erste Staatsprüfung 

verfügte, wurde sie in eine niedrigere Vergütungsgruppe zurückgruppiert. Gleichzeitig 

wurden von ihr die wegen der falschen Eingruppierung entstandenen Überzahlungen 

zurückgefordert. Die Schulbehörde hatte die Angaben des zuständigen Schulauf-

sichtsbeamten nicht überprüft, sodass erst später festgestellt wurde, dass die in der 

ehemaligen DDR ausgebildete Petentin nicht über die Erste Staatsprüfung verfügte. 

Es konnte erreicht werden, dass die Überzahlungen nicht mehr zurückgefordert wur-

den und Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamte der Schulbehörde zukünftig die 

Ausbildungsnachweise in Kopie vorlegen müssen, bevor eine Einstellung erfolgt.  

 

 

12. Genügend Bewerberinnen und Bewerber für den Polizeidienst 
 

Der aktuelle Personalbedarf für den gehobenen Polizeidienst des Landes kann durch 

die Einstellung von Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerbern gedeckt wer-

den. Die Bewerbungen für die Ausbildung an der Fachschule für Öffentliche Verwal-

tung - Fachbereich Polizei - übersteigen die Ausbildungsplätze seit Jahren bei wei-

tem. Deswegen konnte dem Wunsch eines Petenten, seine Befähigung für die Lauf-

bahn des gehobenen Polizeidienstes durch den Landespersonalausschuss feststellen 

zu lassen, nicht entsprochen werden. Der Petent war mehrere Jahre lang als Polizist 
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der öffentlichen Sicherheit in Russland tätig, hat dort eine juristische Ausbildung er-

worben, die als dem ersten juristischen Staatsexamen in der Bundesrepublik gleich-

wertig anerkannt wurde. In der Bundesrepublik hat er ein Aufbaustudium der Rechts-

wissenschaften absolviert und den Magister der Verwaltungswissenschaften erwor-

ben. Es wurde auch geprüft, ob eine Einstellung des Petenten in den höheren Ver-

waltungsdienst des Landes in Betracht kommt. Dies scheiterte aber daran, dass auch 

der derzeitige Personalstand zurückgeführt werden soll.  

 

 

13. Unnötiger Aufwand 
 

Aushilfskräfte eines Museums beklagten sich über fehlerhafte Lohnabrechnungen. Da 

mit der unmittelbar vorgesetzten Dienststelle kein Einvernehmen erzielt werden konn-

te, war ein Gespräch der Petentinnen mit dem zuständigen Ministerium erforderlich; 

so wurde schließlich eine einvernehmliche Regelung herbeigeführt. 

 

 

14. Unüberwindbare Zerwürfnisse 
 

Nicht weitergeholfen werden konnte einem Ehepaar, das weiterhin in einer freiwilligen 

Feuerwehreinheit einer größeren Stadt tätig sein wollte. Die zuständige Stadtverwal-

tung verwies auf unüberwindbare Zerwürfnisse zwischen den Petenten und den an-

deren Mitgliedern der Feuerwehreinheit, die unabhängig von der Frage der Ursache 

und der Schuld eine weitere Zusammenarbeit ausschließen. 

 

 

15. Unerlaubte Leibesübungen führten zur Ablösung von der Arbeit 
 

Ein Gefangener beschwerte sich darüber, dass er von seiner Arbeit in der Bibliothek 

abgelöst worden war. Als Grund für diese Maßnahme ergab sich, dass der Petent an 

den in der Bücherei befindlichen Bücherregalen zwei Metallstreben ausgebaut und 

diese dann zwischen zwei Regalen in einer Höhe von etwa 1,70 m wieder eingebaut 

hatte, sodass er daran Klimmzüge trainieren konnte.  
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16. Abrundungen bei der Euro-Umstellung müssen hingenommen wer- 
   den  

 
Ein Gefangener vermisste 1 Cent, der von seinem Konto abgebucht worden, jedoch 

an keiner anderen Stelle gutgeschrieben worden war. Er vermutete eine Unterschla-

gung durch den zuständigen Bediensteten. Tatsächlich handelte es sich hierbei je-

doch um eine buchungstechnische Abrundung im Rahmen der Euroumstellung. 

Durch diesen Buchungsvorgang sind dem Petenten weder Vor - noch Nachteile ent-

standen. 

 

 

17. Beitragsforderungen der landwirtschaftlichen Alterskasse konnten 
abgeändert werden 

 
Einem Ehepaar drohten erhebliche finanzielle Schwierigkeiten, weil die Landwirt-

schaftliche Alterskasse Beitragsrückstände von rund 7.500 € einforderte und bereits 

Maßnahmen der Zwangsvollstreckung eingeleitet worden waren. Erfreuerlicherweise 

wurde im Zuge des Petitionsverfahrens festgestellt, dass das von den Petenten be-

wirtschaftete landwirtschaftliche Unternehmen zu keinem Zeitpunkt die für eine Versi-

cherungspflicht in der Landwirtschaftlichen Alterskasse erforderliche Größe erreicht 

hatte. Die Beitragsbescheide wurden daher aufgehoben.  

 
 

18. Neue Lkw-Fahrerlaubnis erteilt 
 

Ein Petent bat den Bürgerbeauftragten um Hilfe, weil ihm die Lkw-Fahrerlaubnis der 

Klasse CE nicht erteilt worden war, da seit Ablauf der Geltungsdauer der „alten“ 

Fahrerlaubnis mehr als zwei Jahre vergangen waren. Diese maßgebliche Frist war 

jedoch im Falle des Petenten nur knapp überschritten worden; er legte dar, er sei 

dringend auf die Fahrerlaubnis angewiesen, weil er nach mehrjähriger Arbeitslosigkeit 

eine Stelle als Fahrer gefunden habe. Im Petitionsverfahren konnte aufgrund der Be-

sonderheiten des Einzelfalls eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden, sodass der 

Petent die Fahrerlaubnis erhalten hat. 
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19. Lärm durch an- und abfahrende Fahrzeuge 
 

Ein schon etwas älterer Petent beklagte die Verkehrssituation vor seinem Anwesen 

durch an- und abfahrende Fahrzeuge und die hieraus resultierende Lärmbelästigung. 

Die Situation wurde vor Ort überprüft. Es wurde beschlossen, eine Parkmarkierung zu 

entfernen, außerdem wurde das Parken in zeitlicher Hinsicht eingeschränkt. Diese 

Maßnahmen führten zu einer Verminderung der Lärmbelästigungen. 

 

 

20. Befreiungsantrag spart viel Geld 
 

Eine Petentin wurde rückwirkend von der Landwirtschaftlichen Alterskasse zur Zah-

lung von mehr als 10.000 € veranlagt. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde die 

Petentin auf die Möglichkeit, einen Befreiungsantrag zu stellen, hingewiesen. Die wei-

tere Überprüfung ergab, dass die Voraussetzungen für eine Befreiung tatsächlich 

vorlagen, sodass die Petentin den Betrag letztlich nicht zahlen musste. 

 

 

21. Durchführung einer Reha-Maßnahme in der gewünschten Einrich- 
   tung 

 

Eine Petentin wünschte die Durchführung einer medizinischen Rehabilitationsmaß-

nahme in einer ganz bestimmten Einrichtung. Sie litt an einer psychischen Erkran-

kung mit Selbstverletzungstendenzen. Die Kostenübernahme war vom Rentenversi-

cherungsträger abgelehnt worden. Im Rahmen des Petitionsverfahrens konnte dem 

Anliegen erfreulicherweise sehr kurzfristig in vollem Umfang entsprochen werden. 

 

 

22. Reha-Maßnahme in auf Kinder eingestellter Einrichtung 
 

Ein Petent setzte sich dafür ein, dass seinem Kind nach einer Nierentransplantation 

eine Rehabilitationsmaßnahme in einer bestimmten, hierfür besonders geeigneten 

und speziell auf transplantierte Kinder eingestellten Einrichtung bewilligt wird. Im 

Rahmen des Petitionsverfahrens wurde diesem Anliegen durch den zuständigen 

Rentenversicherungsträger entsprochen. 

 



- 132 - 

23. Grunderwerbsteuer kann auch vom Verkäufer gefordert werden 

 
Eine Petentin beklagte, dass das zuständige Finanzamt von ihr die Zahlung von 

Grunderwerbsteuer forderte, obwohl mit dem Käufer notariell vereinbart war, dass 

dieser die Steuer zu tragen habe. Das Finanzamt hat zwar diese private Vereinba-

rung berücksichtigt und den Käufer in Anspruch genommen. Da dieser jedoch nicht 

gezahlt hat, musste das Finanzamt die Petentin in Anspruch nehmen, da auch sie als 

Verkäuferin dem Finanzamt gegenüber steuerpflichtig ist. 

 

 

24. Verein mit zuviel Geld auf dem Konto 

 
Ein als gemeinnützig anerkannter Verein wurde durch das zuständige Finanzamt auf-

gefordert, innerhalb eines bestimmten Zeitraums eine Finanzrücklage zu reduzieren, 

um die Gemeinnützigkeit zu behalten. Die Überprüfung ergab, dass die Rücklage 

tatsächlich zu hoch war und daher aufzulösen war. Bei einem Gespräch mit dem Fi-

nanzamt ergab sich dann aber, dass diese Mittel für einen gesicherten Standort eines 

vereinseigenen Museums verwendet werden sollten. Der Verein erhielt daraufhin die 

Gelegenheit, innerhalb eines halben Jahres die Planungen zu konkretisieren. Die 

Mittel konnten so für den geplanten Zweck erhalten werden. 

 

 

25. Keine staatlich festgelegten Handwerkerlöhne 

 
Ein Petent hielt eine Handwerkerrechnung für überhöht und beschwerte sich über die 

von ihm eingeschaltete Handwerkskammer. Hierbei war er irrtümlich davon ausge-

gangen, dass es vorgegebene Preislisten für Handwerker gebe. Da die Handwerks-

betriebe jedoch ihre Preise frei kalkulieren können und zudem nicht verpflichtet sind, 

Preislisten vorzulegen, war die die Vorgehensweise der Handwerkskammer nicht zu 

beanstanden. 
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26. Zeitschlagen der Kirchturmuhr 

 
Ein Petent beschwerte sich über die Lautstärke des Zeitschlagens der Turmuhr einer 

Kirche, in deren Nähe er als Neubürger eine Wohnung bezogen hatte. Im Rahmen 

des Petitionsverfahrens wurde ein Kompromiss gefunden. Die Lautstärke des Zei t-

schlagens der Kirchturmuhr wurde reduziert. Der Petent erklärte sich mit dieser Vor-

gehensweise einverstanden. 

 

 

27. Einführung einer „Pferdesteuer“ 

 
Ein Petent wollte aus Gründen der Gleichbehandlung mit Hundebesitzerinnen und 

Hundebesitzern erreichen, dass auch für Pferde eine solche der Hundesteuer ver-

gleichbare Steuer zu entrichten ist. Die Prüfung ergab, dass jede Gemeinde aufgrund 

ihres so genannten Steuerfindungsrechts selbst über die Einführung einer Steuer für 

Reitpferde entscheiden kann. Allerdings ist dabei nach Auffassung des Ministeriums 

des Innern und für Sport zu berücksichtigen, dass der voraussichtliche Steuerertrag 

den Verwaltungsaufwand, der entstehen würde, nicht rechtfertigen dürfte. Im Übrigen 

ist nach gefestigter Rechtsprechung durch Erhebung der Hundesteuer kein Verstoß 

gegen den allgemeinen Gleichheitssatz gegeben.  

 

 

28. Lärmbelästigungen durch Kelterei 

 
Ein Petent beschwerte sich über Lärmbelästigungen durch eine benachbarte Kelterei. 

Die Überprüfung ergab, dass ein Antrag auf Teilumnutzung eines Gebäudes gestellt 

worden war. Dabei wurde auch die immissionsschutzrechtliche Problematik geprüft. 

Die Genehmigung wurde im Laufe des Petitionsverfahrens zwar erteilt, es wurden 

aber Nebenbestimmungen beigefügt, die eine Minimierung der Lärmbelästigung und 

ein Einhalten der zulässigen Immissionsrichtwerte gewährleisten. 
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29. Nagelstudio als Ich-AG 

 
Eine Petentin hatte sich im Rahmen einer Ich-AG selbstständig gemacht. Ihre Tätig-

keit umfasst neben dem Bereich Nagelstudio und Schminken auch den Bereich Fri-

sieren. Die Ausübung der Friseurtätigkeit führte zu Problemen, weil die Petentin nicht 

über einen entsprechenden Meisterbref verfügt. Es wurde aber eine Lösung dadurch 

gefunden, dass eine befristete Ausnahmebewilligung zur Ausübung des Friseur-

handwerks, die den Erwerb des Meistertitels ermöglicht, erteilt wurde. 

 

 

30. Erneuerung eines Geländers 
 

Mehrere Petenten hatten mit ihren Eingaben auf die problematische Gestaltung eines 

Geländers entlang eines Teiches in einer öffentlichen Parkanlage aufmerksam ge-

macht. Teilweise verjüngte sich das Gestänge von oben nach unten. Nach den Beo-

bachtungen der Petenten steckten Kleinkinder gelegentlich ihren Kopf durch das Ge-

stänge und klemmten sich dann im unteren, engeren Bereich des Gestänges ein. Die 

Kinder konnten sich dann ohne fremde Hilfe nicht mehr aus ihrer misslichen Lage 

befreien. Einer der Petenten hatte seine Beobachtungen der Stadtverwaltung bereits 

im Jahr 1998 schriftlich mitgeteilt. Trotz der vorhandenen Gefährdungssituation wurde  

das Gelände erst im Laufe des Petitionsverfahrens erneuert und so verändert, dass 

es sich nunmehr in einem verkehrssicheren Zustand befindet. 

 

 

31. Eingabe trägt zur Erteilung der Baugenehmigung bei 
 

Ein Petent hatte damit begonnen, auf seinem Grundstück ein Wohnhaus zu errichten. 

Nach Baubeginn wurden die Bauarbeiten durch die untere Bauaufsichtsbehörde ein-

gestellt, da das Bauvorhaben abweichend von der Baugenehmigung ausgeführt wur-

de. Daraufhin reichte der Petent neue Bauunterlagen zur Genehmigung ein. Der Pe-

tent gewann im Laufe des Verfahrens aber den Eindruck, dass die untere Bauauf-

sichtsbehörde unnötigerweise verschiedene Unterlagen von ihm nachforderte und 

wandte sich deshalb an den Bürgerbeauftragten. Im Laufe des Petitionsverfahrens 

konnte geklärt werden, was der Petent noch nachzuweisen beziehungsweise vorzu-

legen hat. Die erforderliche Baugenehmigung wurde dann als solche erteilt und die 

Baueinstellungsverfügung aufgehoben. 
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32. Beseitigung von Gegenständen 
 

Eine Petentin beschwerte sich darüber, dass ein anderer Straßenanlieger Abfall be-

ziehungsweise Sperrmüll und andere Gegenstände auf einer öffentlichen Verkehrs-

fläche unmittelbar vor einem Wendehammer entsorgte beziehungsweise lagerte, wo-

durch es auch zu Verkehrsbehinderungen kam. Die Petentin hatte den Eindruck, 

dass die zuständigen Stellen die Beseitigung dieses Missstandes nicht mit dem nöt i-

gen Nachdruck forderten. Auf die Eingabe hin wurden die untere Abfallbehörde und 

das Ordnungsamt tätig. Schließlich wurden die Ablagerungen durch den Anlieger 

beseitigt. 

 

 

33. Nachbesserungen nach Abschluss einer Straßenbaumaßnahme 
 

Eine Petentin ist Eigentümerin eines Wohngrundstücks am Ende einer Ortsstraße. 

Nach Abschluss der Bauarbeiten äußerte die Petentin den Wunsch, dass die ur-

sprünglich vorhandenen Tiefbordsteine wieder eingebaut werden und eine Teilfläche 

ihres Grundstücks gepflastert wird, um wie bisher ohne Schwierigkeiten mit dem Pkw 

auf ihr Grundstück fahren zu können. Diese Arbeiten wurden während des Petitions-

verfahrens zügig erledigt, nachdem sich der Bürgerbeauftragte wegen der Anliegen 

der Petentin mit der Verbandsgemeindeverwaltung in Verbindung gesetzt hatte.  

 

 

34. Abhilfemaßnahme gegen Oberflächenwasser 
 

Ein Petent beschwerte sich mit seiner Eingabe darüber, dass Straßenober-

flächenwasser auf sein Grundstück fließt. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurden 

bauliche Veränderungen an der Straße vorgenommen, die die Wasserführung so 

regeln, dass kein Straßenoberflächenwasser mehr auf das Grundstück des Petenten 

laufen kann. 

 

 

35. Wiederaufnahme des Sohnes an der gewünschten Schule 
 

Nach der Trennung der Eltern lebte der Sohn eines Petenten zunächst bei der Mutter 

und wechselte deswegen auch die Schule. Dann äußerte er den Wunsch, bei seinem 
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Vater wohnen zu können, weshalb auch wieder die ursprüngliche, wohnortnahe 

Schwerpunktschule besucht werden sollte. Dies lehnte die Schulleitung zunächst mit 

der Begründung ab, dass eine integrative Betreuung nicht möglich sei. Der Petent 

begehrte deshalb mit seiner Eingabe, dass sein Sohn diese Schwerpunktschule wie-

der besuchen kann, um insbesondere berufliche Tätigkeit und Betreuung sowie Er-

ziehung besser miteinander verbinden zu können. Die Schulbehörde entsprach die-

sem Anliegen im Laufe des Petitionsverfahrens und wies den Sohn des Petenten 

wieder der gewünschten Schule zu. 

 

 

36. Eingliederung eines Wohngrundstücks in neu gebildete Gemeinde 
 

Ein Ortsteil einer Gemeinde wurde aus deren Gemarkung ausgegliedert und so eine 

neue Ortsgemeinde gebildet. Der Ehemann einer Petentin war bisher Mitglied im 

Ortsgemeinderat der abgebenden Gemeinde und wollte im Rahmen der anstehenden 

Kommunalwahl für den Gemeinderat der neu gebildeten Ortsgemeinde kandidieren. 

Das Grundstück der Petentin wurde zunächst aber nicht der neuen, sondern einer 

anderen benachbarten Gemeinde zugeordnet, da eine Überprüfung der Unterlagen 

die Zugehörigkeit zur Gemarkung dieser Gemeinde ergeben hatte. Die Petentin hat 

während des Petitionsverfahrens einen Antrag auf eine entsprechende Gebietsände-

rung gestellt, dem die zuständigen kommunalen Gremien zugestimmt haben. Die 

Kreisverwaltung hat das Grundstück der Petentin dann der neu gebildeten Ortsge-

meinde zugeordnet, womit die Eingabe ihre Erledigung gefunden hat. 

 

 

37. Vergabe einer neuen Hausnummer 
 

Das Hausgrundstück eines Petenten grenzt an einen Wirtschaftsweg an, der die Ver-

längerung einer Gemeindestraße darstellt. Trotzdem wurde seinem Grundstück aber 

eine Hausnummer dieser Gemeindestraße zugeteilt. Der Petent war damit nicht ein-

verstanden, weil sein Grundstück nach seinen Feststellungen unter dieser Anschrift 

nicht immer von Post und verschiedenen Firmen gefunden wurde. Die Verwaltung 

nahm die Eingabe zum Anlass, den Stadtrat um Erteilung eines Straßennamens für 

den Wirtschaftsweg zu bitten. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat der Stadtrat dann 

einen neuen Straßennamen beschlossen und die Verwaltung hat dem Anwesen des 

Petenten eine neue Hausnummer zugeteilt. 
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38. Termin beim schulpsychologischen Dienst 
 

Ein Petent hatte eine Beratungsstelle des schulpsychologischen Dienstes um einen 

kurzfristigen Beratungstermin für seinen Sohn gebeten und beschwerte sich über die 

Auskunft, dass vor Ablauf eines Jahres kein Termin in Aussicht gestellt werden kann. 

Das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend teilte auf die Eingabe hin mit, dass 

aufgrund der steigenden Nachfrage nach schulpsychologischer Beratung Wartezeiten 

von derzeit drei bis sechs Monaten im Mittel nicht auszuschließen sind. Eine bereits 

eingeleitete Strukturreform des schulpsychologischen Dienstes soll aber unter ande-

rem auch zu einer Verkürzung dieser Wartezeiten führen. Inz wischen konnte das Mi-

nisterium dem Petenten im Laufe des Petitionsverfahrens einen Termin für ein erstes 

Gespräch anbieten, womit dem Anliegen des Petenten entsprochen wurde. 

 

 

39. Behutsame Annäherung brachte Erfolg 
 

Im Zuge der Durchführung einer Erschließungsmaßnahme war es zu Problemen ge-

kommen, weil eine Teilfläche des Grundstückes einer Petentin in die Trasse einer 

öffentlichen Verkehrsanlage einbezogen worden war. Die Petentin empfand dies als 

rechtswidrige Überbauung und war insbesondere der Ansicht, dass die bauliche Aus-

nutzbarkeit ihres Grundstücks dadurch eingeschränkt wird. Im Laufe des Petitionsver-

fahrens ist es gelungen, Petentin und Ortsgemeinde in ihren Positionen einander an-

zunähern, obwohl diese bis zur Einschaltung des Bürgerbeauftragten ziemlich festge-

fahren waren. So stand beispielsweise ein Entschädigungsangebot in Höhe von 

4.000 € einer entsprechenden Forderung der Petentin in Höhe von 20.000 € entge-

gen. Nach Abschluss eines Grundstückstauschvertrages, der Zahlung einer Entschä-

digung in Höhe von 5.000 € sowie die Übernahme der entstandenen Rechtsanwalts-

kosten konnte die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen werden. 

 

 

40. Ungewünschte Assoziation 
 

In Trier war ein Ehepaar nicht damit einverstanden, dass eine Straße, in der sie ein 

Baugrundstück besitzen, den Straßennamen „Reinhard-Heß-Straße" erhalten sollte. 

Nach Ansicht der Petenten war die Assoziation mit dem Namen „Rudolf Heß" zu 
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groß. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat der Stadtrat dann beschlossen, die dem 

Maler Reinhard Heß gewidmete Straße in „Maler-Heß-Straße" umzubenennen. 

 

 

41. Vorschlag der Verwaltung bringt einvernehmliche Regelung 
 

Ein Petent hatte erst nach Abschluss eines Umlegungsverfahrens einen ihm zuste-

henden Geldausgleich ausgezahlt bekommen. Wie sich herausstellte, hätte die Aus-

zahlung bereits zum Zeitpunkt der Unanfechtbarkeit des Auszuges aus dem Umle-

gungsplan erfolgen müssen. Der Petent hatte deshalb eine Zinsforderung geltend 

gemacht, die von der Verbandsgemeindeverwaltung nach Prüfung der Rechtslage 

zunächst zurückgewiesen worden war. Das Landesamt für Vermessung und Geoba-

sisinformation hat dann aber aufgrund eines Beschlusses des Bundesverfassungsge-

richts eine gegenteilige Meinung vertreten. Im Petitionsverfahren hat das Vermes-

sungs- und Katasteramt, von dem das Umlegungsverfahren durchgeführt worden 

war, wegen der nicht eindeutigen Rechtslage dann einen Vergleichsvorschlag unter-

breitet, der eine Halbierung des Zinsanspruchs vorsah. Diesem Angebot hat der Pe-

tent zugestimmt. 

 

 

42. Grunderwerbsverhandlungen doch noch zum Abschluss gebracht 
 

Ein Petent hatte von seinem Vater verschiedene Grundstücke geerbt. Diese Grund-

stücke mit einer Gesamtfläche von 195 m² wurden im Jahre 1985 zum Ausbau einer 

Landesstraße benötigt. Die Straßenbaubehörde ist deshalb dazu verpflichtet, das 

Eigentum an den oben genannten Grundstücken zu erwerben. Die Straßenbaube-

hörde konnte aber mit dem Vater des Petenten keine Einigung erzielen, da er mit 

dem angebotenen Kaufpreis in Höhe von 1,02 € pro m² nicht einverstanden war. Der 

vom Gutachterausschuss des Vermessungs- und Katasteramtes ermittelte Boden-

richtwert belief sich in diesem Gebiet allerdings auf nur 0,70 € pro m². Da auch der 

Petent nun eine höhere Preisvorstellung hatte, die Angelegenheit nach so langer Zeit 

aber endgültig regeln wollte, bat er den Bürgerbeauftragten um Unterstützung, um die 

Sache zum Abschluss zu bringen. Im Laufe des Petitionsverfahrens konnte der Pe-

tent während eines Ortstermins eine Einigung mit dem Landesbetrieb Straßen und 

Verkehr Rheinland-Pfalz erzielen und in der Folge einen Kaufvertrag abschließen.  
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43. Solaranlage kann gebaut werden 
 

Der Petent möchte auf der Dachfläche seines Wohnhauses eine Solaranlage anbrin-

gen. Dem standen zunächst Regelungen einer städtischen Gestaltungssatzung ent-

gegen. Nach einer Überarbeitung dieser Satzung konnte dem Anliegen des Petenten 

im Laufe des Petitionsverfahrens doch noch zugestimmt werden. 

 

 

44. Landesbetrieb beseitigt Fahrbahnunebenheiten 
 

Ein Petent beschwerte sich mit einer Eingabe über den schlechten Zustand einer 

Landesstraße zwischen Linz am Rhein/Innenstadt und dem Stadtteil Roniger Hof. Der 

Landesbetrieb Straßen und Verkehr hat daraufhin die Unebenheiten der Straße be-

seitigt, womit dem Anliegen des Petenten entsprochen werden konnte. 

 

 

45. Wirtschaftsweg führt zum Streit 
 

Entlang dem Wohngrundstück einer Petentin führte ein Wirtschaftsweg unter ande-

rem bis zu einer der Petentin gehörenden Streuobstwiese. Anlass der Eingabe war, 

dass dieser Weg durch ein Damwildgehege versperrt wurde. Da die Petentin den 

Wirtschaftsweg aber unter anderem als Zuwegung zur Streuobstwiese benötigt, be-

gehrte sie von der Ortsgemeinde geeignete Maßnahmen gegenüber dem Inhaber des 

Damwildgeheges. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die Ortsgemeinde den Wirt-

schaftsweg eingezogen und entwidmet sowie Teilflächen an die Tochter der Petentin 

beziehungsweise den Inhaber des Damwildgeheges veräußert. Damit konnte der 

Streit beigelegt werden. 

 

 

46. Studienplatz im Studiengang VWL anstelle BWL 
 

Eine Petentin hatte die Einschreibefrist zum Wintersemester versäumt, weil sie ihr 

Abitur in Tunesien absolviert hatte und Formalitäten, wie zum Beispiel Übersetzung 

von verschiedenen Dokumenten, nicht rechtzeitig erledigen konnte. Trotzdem wollte 

sie mit ihrer Eingabe erreichen, doch noch zum Wintersemester ein Studium in dem 

zulassungsbeschränkten Studiengang „Betriebswirtschaftslehre" beginnen zu kön-
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nen. Dies konnte zwar im Petitionsverfahren nicht mehr ermöglicht werden, allerdings 

hat sich die betroffene Universität dazu bereit erklärt, die Petentin unter Außeracht-

lassung der bereits abgelaufenen Einschreibefrist für das erste Fachsemester des 

Diplomstudienganges „Volkswirtschaftslehre" einzuschreiben. Damit war eine Lösung 

im Sinne der Petentin möglich. 

 

 

47. Freiwillige Rückabwicklung eines Umlegungsverfahrens 
 

Ein Petent wandte sich mit seiner Eingabe gegen die beabsichtigte Änderung eines 

Bebauungsplanes, mit der ein bisher zur Herstellung eines Kinderspielplatzes aus-

gewiesenes gemeindeeigenes Grundstück in einen Bauplatz umgewandelt und an-

schließend verkauft werden sollte. Hiermit war der Petent nicht einverstanden, da im 

Zuge des Umlegungsverfahrens ein Flächenabzug bei den Privatgrundstücken für die 

Bereitstellung öffentlicher Flächen vorgenommen worden war. Im Laufe des Petiti-

onsverfahrens hat das Vermessungs- und Katasteramt bestätigt, dass die beabsich-

tigte Bebauungsplanänderung nicht unproblematisch ist. So wären alle Beteiligten, 

die seinerzeit in das Umlegungsverfahren eingebunden waren, dem Grunde nach 

wegen der für den Gemeinbedarf abgegebenen Flächen zu entschädigen. Daraufhin 

hat die Verbandsgemeindeverwaltung alle am damaligen Umlegungsverfahren Betei-

ligten befragt. Diese haben der freiwilligen Rückabwicklung des Umlegungsverfah-

rens zugestimmt und erhalten eine entsprechende Entschädigung. Hiermit wurde 

dem Anliegen des Petenten entsprochen. 

 

 

48. Abschiebung aus dem Maßregelvollzug nach Frankreich war wegen  
   Rückfallgefahr nicht mö glich 

 
Ein französischer Staatsangehöriger, der wegen eines Sexualdeliktes in einem psy-

chiatrischen Krankenhaus untergebracht ist, begehrte seine Abschiebung nach 

Frankreich. Nach den von der zuständigen Staatsanwaltschaft getroffenen Feststel-

lungen ist in Frankreich eine Behandlung und Sicherung aber nicht gewährleistet, 

weshalb bei dem festgestellten Krankheitsbild erhebliche rechtswidrige Taten nicht 

auszuschließen sind. Darüber hinaus sah sie die Gefahr, dass der Betreffende in 

Frankreich nicht an einer Therapie teilnimmt, sondern nach Deutschland zurückkehrt. 

Im Übrigen sieht sie den Petenten unbehandelt sowohl in Frankreich als auch in 
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Deutschland auch als gefährlich an. Sie hat daher einer Ausweisung nach Frank-

reich nicht zugestimmt. 

 

 

49. Vollstreckung einer Ersatzfreiheitsstrafe konnte vermieden werden 
 
Ein Petent begehrte, eine gegen ihn verhängte Geldstrafe ratenweise abzahlen zu 

können, um die Verbüßung einer drohenden Ersatzfreiheitsstrafe zu vermeiden. Im 

Hinblick auf die finanziellen Verhältnisse des Petenten bewilligte die zuständige 

Staatsanwaltschaft die angebotenen monatlichen Raten von 10 €. 

 

 

50. Keine Ausweisung nach Luxemburg 
 
Dass sich die offenen Grenzen innerhalb der EU im Einzelfall auch einmal als 

nachteilig erweisen können, erfuhr ein luxemburgischer Staatsangehöriger, der der-

zeit mehrere Freiheitsstrafen verbüßt. Er begehrte, dass von der weiteren Vollstre-

ckung abgesehen und er nach Luxemburg ausgewiesen wird. Die zuständige Staats-

anwaltschaft wies darauf hin, dass eine entsprechende Entscheidung die Rückkehr 

eines Verurteilten in die Bundesrepublik verhindern soll. Dies ist jedoch nach An-

sicht der Staatsanwaltschaft im vorliegenden Fall nicht gewährleistet, da sich der Pe-

tent vor seiner Inhaftierung überwiegend im deutsch-luxemburgischen Grenzgebiet 

aufhielt und zu erwarten ist, dass er nach seiner Abschiebung wieder nach Deutsch-

land einreist. Seinem Anliegen konnte daher nicht entsprochen werden. 

 

 

51. Auch per Katalog bestellte Kleidung muss in der Anstaltskammer  
   ausgehändigt werden 

 
Ein Gefangener begehrte, dass seine per Katalog beim Anstaltskaufmann erworbene 

Wäsche nicht in der Anstaltskammer, sondern direkt vom Anstaltskaufmann ausge-

geben wird. Die betreffende JVA sieht jedoch keine Möglichkeit, von der bisherigen 

Praxis abzuweichen, da allein anhand von Katalogbeschreibungen nicht festgestellt 

werden kann, ob die bestellte Ware den Sicherheitsbestimmungen entspricht. Dies 

ist nur in der Anstaltskammer möglich. 
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52.  Zusätzliche Fenstergitter wegen Taubenplage unvermeidbar 
 
Ein Petent beanstandete, dass in der JVA Diez an den Fenstern der Hafträume zu-

sätzlich Feingitter angebracht wurden. Hierdurch sei der freie Blick nach außen prak-

tisch unmöglich, wodurch er sich in seiner Menschenwürde verletzt sah. Aus Sicht der 

JVA sind die Vorsatzgitter unverzichtbar, um der Taubenplage Herr zu werden. Das An-

füttern der Tauben durch die Gefangenen soll verhindert werden. Nach Auffassung der 

JVA wird der freie Blick nach außen dadurch nur unerheblich tangiert. 

 

 

53. Auch Passivrauchen kann zu positivem Urintest führen 
 
Ein Petent beanstandete, dass er wegen positiven Ergebnisses einer Urinkontrolle vom 

offenen in den geschlossenen Vollzug zurückverlegt worden war und machte geltend, 

er habe kein Haschisch konsumiert, sich aber während eines Urlaubes bei Personen 

aufgehalten, die Haschisch geraucht hätten. Eine gerichtsmedizinische Untersuchung 

ergab, dass die beim Petenten festgestellte Konzentration tatsächlich bereits durch Pas-

sivrauchen verursacht worden sein konnte, sodass ihm ein entsprechender Konsum nicht 

nachzuweisen war. Allerdings ergab sich aus der Einlassung des Petenten, dass er sich 

nicht unter der angebenen Urlaubsanschrift seiner Mutter aufgehalten hatte, sodass be-

reits aus diesem Grund die Rückverlegung in den geschlossenen Vollzug nicht bean-

standet werden konnte. 

 

 

54. Besuch der Kinder ermöglicht  

 
Eine Gefangene begehrte, ihre in einem Kinderheim untergebrachten Töchter besu-

chen zu können, da sie dies für die Aufrechterhaltung der Mutter -Kind-Beziehung für 

erforderlich erachtete. Die JVA gewährte den hierfür erforderlichen Ausgang in der 

erforderlichen Länge. 

 

 

55. Vermerk „Verschuldet ohne Arbeit" konnte gelöscht werden 

 
Ein Petent beanstandete, dass er für einen Zeitraum von knapp zwei Monaten als 

„Verschuldet ohne Arbeit" eingeordnet worden war. Dies hätte für ihn insbesondere 
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zur Folge gehabt, dass er zu den Haftkosten herangezogen worden wäre. Im Zuge 

der Ermittlungen konnte festgestellt werden, dass der Petent den Verlust der Arbeit 

tatsächlich nicht verschuldet hatte. Er wurde daher nachträglich als „Unverschuldet 

ohne Arbeit" eingeordnet. 

 

 

56. Keine Beheizung der Hafträume an kühlen Sommertagen 

 
Ein in der JVA Diez Inhaftierter begehrte die Beheizung der Hafträume auch außer-

halb der Heizperiode, wenn dies witterungsbedingt erforderlich ist. Da die Heizungs-

anlage aber wegen ihrer Größe erst nach rund zwei Tagen in Gang gebracht wer-

den kann, ist außerhalb der Heizperiode ein kurzfristiges Heizen nur möglich, wenn 

die Temperaturen über einen längeren Zeitraum erheblich unter die vom Ministerium 

der Justiz empfohlene Raumtemperatur von 20 Grad absinken. Im Übrigen entspricht 

es auch den Verhältnissen in Freiheit, sich für einen kürzeren Zeitraum zum Beispiel 

mit entsprechender Kleidung zu schützen. 

 

 

57. Geänderte Besuchsbedingungen in der JVA Wittlich nicht zu bean- 
   standen 

 
Ein Gefangener der JVA Wittlich beanstandete die Neueinrichtung des Besuchsrau-

mes der JVA, bei dem die Tische in Hufeisenform fest aneinander gestellt sind. Er ist 

der Ansicht, dass so ein vertrauliches Gespräch nicht mehr möglich ist. Die Neu-

einrichtung erfolgte auf Empfehlung der landeseigenen Sicherheitsgruppe beim Mi-

nisterium der Justiz, um die Übergabe von unerlaubten Gegenständen wesentlich zu 

erschweren. Die Tischplatten werden rechts und links durch eine zirka 50 cm hohe 

Glasscheide abgetrennt, um so ungestörte Gespräche weitgehend zu ermöglichen. 

Die JVA sieht auch keine Möglichkeit, weniger gefährdete Gefangene von dieser Be-

suchsform auszunehmen, da sie dann von anderen Gefangenen angestiftet werden 

könnten, für diese unerlaubte Gegenstände einzubringen 
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58. Neue Kleidung bei Entlassung  

 
Ein Gefangener war in eine missliche Situation geraten, weil ihm nach einer langjäh-

rigen Freiheitsstrafe die bei Haftantritt mitgebrachten Kleidungsgegenstände wegen 

einer erheblichen Gewichtszunahme nicht mehr passten. Er verfügte auch nicht über 

die zur Neuanschaffung erforderlichen Finanzmittel. Es konnte erreicht werden, dass 

die JVA die erforderliche Kleidung aus Haushaltsmitteln beschaffte, ohne dass das 

angesparte Überbrückungsgeld dafür verwandt werden musste. 

 

 

59. Aussagen gegenüber dem Anstaltspsychologen bleiben anonym 

 
Ein Inhaftierter war vom Anstaltspsychologen im Rahmen einer Stichtagserhebung 

des Ministeriums der Justiz über Sexualstraftäter befragt worden und befürchtete, 

dass seine Angaben weitergegeben oder verwertet werden. Die JVA sicherte zu, 

dass die erhobenen Daten ausschließlich anonym in einer Auflistung erfasst werden. 

 

 

60. Künftig schnellere Behandlung von Schmerzpatienten in der JVA 
 

Ein Gefangener beanstandete, dass er, nachdem er über Schmerzen geklagt hatte, 

erst nach vier Stunden zum Anstaltsarzt geführt worden war. Die betreffende JVA 

nahm die Eingabe zum Anlass, die Bediensteten anzuweisen, künftig sicherzustellen, 

dass Schmerzpatienten zeitnah von Lazarettbediensteten aufgesucht werden. Diese 

veranlassen sodann unverzüglich weitere Maßnahmen. 

 

 

61. Ausländische Verkehrsteilnehmer können nach ihrem Aufenthalts- 
   ort befragt werden 

 
Ein ausländischer Verkehrsteilnehmer beschwerte sich, dass er anlässlich einer Ver-

kehrskontrolle befragt worden war, ob er auch in Deutschland einen Wohnsitz habe. 

Er sah keinen Zusammenhang mit der der ihm zur Last gelegten Geschwin-

digkeitsüberschreitung. Die diesbezügliche Frage war jedoch notwendig, da die Poli-

zei eine Sicherheitsleistung in Höhe des zu erwartenden Bußgeldes hätte einziehen 
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müssen, wenn kein Wohnsitz im Bundesgebiet vorhanden gewesen wäre. Die Frage 

konnte daher nicht beanstandet werden. 

 

 

62. Keine Pauschalgebühr möglich 

 
Ein Petent, der eine größere Anzahl von Feuerwaffen verkaufte, beanstandete, dass 

für jede Austragung aus der Waffenbesitzkarte eine gesonderte Gebühr erhoben 

wurde. Er war der Ansicht, dass die insgesamt zu entrichtenden Gebühren in keinem 

Verhältnis zum Aufwand stünden und hielt daher eine Pauschalgebühr für angemes-

sen. Da es sich jedoch bei der Austragung mehrerer Waffen nicht um einen einheitli-

chen Verwaltungsvorgang, sondern um die Aneinanderrei hung mehrerer selbststän-

diger Amtshandlungen handelt, sah die zuständige Stadtverwaltung keine Möglich-

keit, eine Pauschalgebühr zu erheben. 

 

 

63. Gefährlichkeit des toten Hundes konnte nicht mehr festgestellt wer- 
   den 

 
Ein Petent beschwerte sich über eine Verfügung, mit der die Gefährlichkeit seines 

Schäferhundes im Sinne der Gefahrenabwehrverordnung - Gefährliche Hunde - fest-

gestellt worden war. Der Petent hat allerdings eine Überprüfung der Verfügung auf 

ihre Richtigkeit hin selbst unmöglich gemacht, da er seinen Hund einschl äfern ließ. 

 

 

64. Bei Unterbringung eines Asylbewerbes konnten gesundheitliche  
   Belange berücksichtigt werden 

 

Ein Asylbewerber sah sich nach einer Operation einer erhöhten Infektionsgefahr aus-

gesetzt, weil er trotz einer noch nicht verheilten Operationswunde mit weiteren Insas-

sen ein gemeinsames Bad nutzen musste. Die zuständige Verwaltung veranlasste 

daraufhin, dass der Betreffende ein anderweitig nicht genutztes Bad alleine nutzen 

kann. 
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65. Keine deutschen Passersatzpapiere für Kosovoalbaner 

 
Ein serbisch-montenegrinischer Staatsangehöriger aus dem Kosovo begehrte, dass 

ihm sowie allen in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Kosovoalbanern ein 

deutscher Passersatz ausgehändigt wird. Er hielt es für unzumutbar, die betreffenden 

Personen an die serbisch-montenegrinischen Auslandsvertretungen zu verweisen. 

Da jedoch die Ausstellung von Passdokumenten durch einen anderen Staat grund-

sätzlich das Hoheitsrecht des zuständigen Staates tangiert, sind die in Deutschland 

lebenden Personen in Passangelegenheiten grundsätzlich an die für sie zuständigen 

Auslandsvertretungen zu verweisen. Der Leiter des für Rheinland-Pfalz zuständigen 

Generalkonsulats in Frankfurt hat im Übrigen bestätigt, dass sich alle serbisch-

montenegrinischen Staatsangehörigen und somit auch Kosovoalbaner dorthin wen-

den können und nicht mehr zurückgewiesen werden. Die Erteilung eines deutschen 

Passersatzes kommt nur ausnahmsweise dann in Betracht, wenn es in Einzelfällen 

zu Problemen kommen sollte. Da bei dem Petenten solche Probleme aber nicht er-

sichtlich waren, konnte seinem Anliegen nicht entsprochen werden. 

 

 

66. Duldung bei gemeinsamem Sorgerecht  
 

Eine Ausländerin begehrte für sich und ihre Kinder ein weiteres Bleiberecht , nach-

dem ein deutscher Staatsangehöriger die Vaterschaft für das jüngste Kind anerkannt 

und er sowie die Petentin das gemeinsame Sorgerecht erklärt hatten. Die Duldung 

konnte verlängert werden. 

 

 

67. Nachgewiesener Aufenthalt konnte auch ohne polizeiliche Meldung 
   angerechnet werden 

 
In eine missliche Situation war ein ausländischer Staatsangehöriger geraten, der be-

reits vor 20 Jahren wegen der Eheschließung mit einer Deutschen eine unbefristete 

Aufenthaltserlaubnis erhalten hatte. Nach Scheidung der Ehe kam es zu Problemen, 

da er länger als sechs Monate nicht polizeilich im Bundesgebiet gemeldet war. Der 

Petent hatte sich in dieser Zeit in seinem Herkunftsland angemeldet, weil er dies für 

die Wahrnehmung seiner dortigen Rechte für vorteilhaft erachtete. Nachdem er nach-
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weisen konnte, dass er sich aber überwiegend in Deutschland aufgehalten hatte, 

konnte ihm die unbefristete Aufenthaltserlaubnis wieder erteilt werden.  

 

 

68. Weiteres Aufenthaltsrecht für einen Arzt  

 
Ein ausländischer Arzt begehrte die Verlängerung seines Aufenthaltsrechts, um ein 

gemeinsames Projekt einer Universitätsklinik, an der er beschäftigt ist, mit seinem 

Herkunftsland fortzusetzen und zum Abschluss bringen zu können. Nachdem seine 

Berufserlaubnis für weitere zwölf Monate verlängert worden war, konnte ihm auch 

eine Aufenhaltserlaubnis erteilt werden. 

 

 

69. Trennung konnte vermieden werden 

 
Eine ausländische Staatsangehörige begehrte ein weiteres Bleiberecht, weil eine Ab-

schiebung die Trennung von ihren Kindern bedeutet hätte. Diese leben bei ihrem ge-

schiedenen Ehemann, einem deutschen Staatsangehörigen. Der Petentin war vor-

geworfen worden, sie habe in der Vergangenheit ihr Sorgerecht nicht ausgeübt. Die-

ser Vorwurf konnte jedoch im weiteren Verfahren nicht aufrecht erhalten werden, so-

dass eine weitere Duldung erteilt wurde. 

 

 

70. Ausländerbehörde kann sich auf Geständnis berufen 
 
Ein Ausländer war wegen einer Scheinehe ausgewiesen worden. Die Ausländer-

behörde berief sich hierbei auf ein entsprechendes Geständnis des Petenten im 

Zuge eines Strafverfahrens. Der Petent machte später geltend, dass das Geständnis 

nur auf Anraten seines Verteidigers erfolgt sei, um eine Einstellung des Verfahrens 

gegen Zahlung einer Geldauflage zu erreichen. Tatsächlich aber sei er keine Schein-

ehe eingegangen. Es war jedoch nicht zu beanstanden, dass sich die Ausländer-

behörde auf das Geständnis berief und den hierbei zugegebenen Sachverhalt zum 

Gegenstand ihrer Entscheidung machte. 

 



- 148 - 

Entwicklung der Gesamtzahl der Eingaben 
von 1974 - 2004
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5. Teil: Statistik 
 
 
 
I.  Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten 
  im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen 

 
1. Neueingänge 2789 = 100 % 
     
 a) zulässige Eingaben 2631  94,3 % 
            (vgl. III)  =  

     

 b) unzulässige Eingaben 158 = 5,7 % 
              (vgl. IV)    

     

2. unerledigte Eingaben  
aus den Vorjahren 

 
855 

  

  insgesamt 3644   
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II. Aufgliederung der Neue ingänge im Berichtsjahr 

nach Art des Eingangs und nach Personen 
 
 

1. Nach Art des Eingangs 
 
 
 
 

a) schriftliche Eingabne 2025 = 72,6 % 

b) persönliche Eingaben 388 = 13,9 % 

c) telefonische Eingaben 376 = 13,5 % 

 insgesamt 2789 = 100,0 % 

 
 
 
2. Nach Personen 
 
 
 
 

        a)     Einzelpersonen 
 

aa) Männer 1774 = 63,6 %    

bb) Frauen 1003 = 36,0 % 2777 = 99,6 % 

        

b) Petentengruppen 12 = 0,4 % 
 
insgesamt 

 
2789 

 
= 

 
100,0 % 
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III. Zulässige Eingaben des Berichtsjahres 
aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I 1.a) 
 
 
 

Sachgebiet Zahl der Eingaben 

  absolut in v.H. 

    
1. - Rechtspflege 337 12,8 

2.- Ordnungsverwaltung 426 16,0 

3.- Gemeindeverfassungsrecht/ 
Kommunales Abgabenrecht  
 

308 11,8 

4.- Tarif-, Beamten- und Sozial- 
versicherungsrecht 

295 11,4 

5.- Sozialwesen 473 18,1 

6.- Wirtschaftsordnung 120 4,6 

7.- Kultur 201 7,7 

8.- Landwirtschaft und Umwelt 213 7,9 

9.- Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 258 9,7 

    

 zusammen 2631 100,0 

 unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b)  158  

 unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 855  

 zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 3644  
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete: 
 
 
 
 
  Eingaben % 
 1 – Rechtspflege   
1.1 Gerichte 53 2,0 
1.2 Staatsanwaltschaften 33 1,3 
1.3 Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Notariate 11 0,4 
1.4 Strafvollzug 160 6,1 
1.5 Vollzugslockerungen 45 1,7 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 19 0,7 
1.7 Gnadensachen  16 0,6 
  337 12,8 
 2 – Ordnungsverwaltung   
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 36 1,4 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 21 0,8 
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 121 4,6 
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 199 7,6 
2.5 Pass- und Meldewesen 7 0,3 
2.6 Personenstandswesen 9 0,3 
2.7 Wahlen und Statistik 6 0,2 
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 7 0,3 
2.9 Bestattungswesen 20 0,8 
  426 16,0 
 
 

3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunale 
Abgaben 

  

3.1 Gebühren 22 0,8 
3.2 Beiträge 87 3,2 
3.3 Anschlusskosten 1 0,1 
3.4 Sonstige kommunale Angelegenheiten 49 1,9 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 52 2,0 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 2 0,2 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 95 3,6 
  308 11,8 
 4 - Tarif- Beamten- und Sozialversicherungs-

recht 
  

4.1 BAT und Zusatzversorgung 12 0,5 
4.2 Besoldung, Beihilfe 23 0,8 
4.3 Anstellungsverhältnis 51 2,0 
4.4 Versorgung 5 0,2 
4.5 Krankenversicherung 110 4,2 
4.6 Rentenversicherung 83 3,2 
4.7 Unfallversicherung 7 0,3 
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 4 0,2 
  295 11,4 
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  Eingaben % 

 5 – Sozialwesen   
5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 268 10,2 
5.2 Pflegeversicherung, Landespflegegeld, Blindengeld 6 0,2 
5.3 Wohngeld 18 0,7 
5.4 BAföG, Bundeserziehungsgeld 27 1,0 
5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 58 2,2 
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich 12 0,5 
5.7 Behindertenrecht 15 0,6 
5.8 Gesundheitswesen 36 1,4 
5.9 Grundsicherung 33 1,3 
  473 18,1 
 6 – Wirtschaftsordnung   
6.1 Wirtschaftsförderung 8 0,3 
6.2 Wirtschaftsordnung 14 0,5 
6.3 Fremdenverkehr - - 
6.4 Wohnungsbauförderung 4 0,2 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 7 0,3 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im 

Wohnungswesen 
- - 

6.7 Steuern 87 3,3 
  120 4,6 
 7 – Kultur   
7.1 Schulische Angelegenheiten  48 1,8 
7.2 Weiterbil dung 12 0,5 
7.3 Hochschulwesen 10 0,4 
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 19 0,7 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 8 0,3 
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 102 3,9 
7.7 Sport 2 0,1 
  201 7,7 
 8 – Landwirtschaft und Umwelt   
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 17 0,6 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 6 0,2 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 22 0,8 
8.4 Katasterwesen 14 0,5 
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 23 0,8 
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 29 1,1 
8.7 Gewerbeaufsicht 7 0,3 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 82 3,1 
8.9 Abfallwirtschaft 13 0,5 
  213 7,9 
 9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht   
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 82 3,1 
9.2 Baugenehmigungsverfahren 90 3,4 
9.3 Abrissverfügungen 19 0,7 
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 9 0,3 
9.5 Umlegungsverfahren 20 0,7 
9.6 Straßenbauplanung 21 0,8 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 4 0,2 
9.8 Straßenunterhaltung 13 0,5 
  258 9,7 
 Gesamt: 2631 100,0 
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IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres  
 (Eingaben, bei denen von vornherein eine  
 Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I 1b) 
 
                  Zahl der Eingaben 
            absolut                   in v.H. 
 
 
 

1.  Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht ge-
geben ist  

 
73 

 

 
46,2 

 
 

   

2.  Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten wür-
de 

 
20 

 
 

 
12,7 

 
 

    
    
3.  Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  ab-

geschlossenes gerichtliches Verfahren handelt und die 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder eine Abän-
derung der getroffenen richterlichen Entscheidung be-
zwecken. 

 
 

16 
 
 

 
 

10,1 
 
 

    
    
4.  
 
 
 

Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen er-
kennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 
 

 
4 

 
2,5 

5.  Eingabe, die kein neues Sachvorbringen gegenüber 
einer bereits beschiedenen Eingabe enthält  

 
- 

 
- 

  
 

  

6.  Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 

 
34 

 
21,5 

    
    
7.  Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit 

handelt, die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens ist 

 
5 
 

 
3,2 

 
    
    
8.  Sonstiges 6 3,8 
    
 
 

 
insge samt 

 
158 

 
100,0 
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr  
 abschließend bearbeitet wurden 
 
   

Zahl der Eingaben 
 

 
Zulässige Eingaben 2004  
   
nicht einvernehmlich erledigt 619  
einvernehmlich erledigt 389  
teilweise einvernehmlich erledigt 33  
   
   
   
in sonstiger Weise erledigt 313 * 
von den Petenten zurückgezogen 141 * 
Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung -  
Auskunft erteilt 876  
   
erledigte, zulässige Eingaben zusammen 2371  
   
   
   
Unzulässige Eingaben   
   
Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde  

 
158 

 

   
Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung 
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 

 
296 

 

   
im Berichtsjahr insgesamt erledigt  
 

2825  

 
 
Der Bürgerbeauftragte hatte bei 454 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung.  
Von den verbleibenden 1917 Eingaben wurde dem Anliegen 
 
 
vollständig abgeholfen bei 389 Eingaben = 20,3 % 
teilweise abgeholfen bei  33 Eingaben = 1,7 % 
eine Auskunft erteilt bei 876 Eingaben = 45,7 % 
Somit konnte bei  1298 Eingaben = 67,7 % 
geholfen bzw. weitergeholfen werden.     
 
 
 
VI. An die Landesregierung wurden überwiesen  
 

zur Berücksichtigung -  
zur Erwägung -  
zur Kenntnisnahme 2  
als Material -  
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VII. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen     

in den kreisfreien Städten und Landkreisen  
  

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 

Einwohner 
                      davon  
 insgesamt schriftlich persönlich 2004 2003 
Kreisfreie Städte 
 

     

Frankenthal 26 26 - 5,4 3,9 
Kaiserslautern 38 31 7 3,8 6,2 
Koblenz  66 54 12 6,1 6,2 
Landau 13 10 3 3,1 5,3 
Ludwigshafen 44 29 15 2,7 1,7 
Mainz  195 102 93 11,7 11,7 
Neustadt an der Weinstraße 28 24 4 5,2 6,1 
Pirmasens 22 14 8 5,0 4,0 
Speyer 22 18 4 4,4 5,6 
Trier 65 56 9 6,4 6,8 
Worms 26 20 6 3,2 3,1 
Zweibrücken 30 26 4 8,4 6,2 
 
Landkreise  

     

Ahrweiler 99 74 25 7,5 6,4 
Altenkirchen 87 67 20 6,3 6,8 
Alzey-Worms 82 58 24 6,5 7,6 
Bad Dürkheim 72 52 20 5,3 5,9 
Bad Kreuznach 104 66 38 6,6 8,3 
Bernkastel-Wittlich 95 72 23 8,3 9,5 
Birkenfeld 51 31 20 5,7 8,8 
Bitburg-Prüm 69 38 31 7,1 7,8 
Cochem-Zell 41 24 17 6,2 9,1 
Daun 37 22 15 5,7 4,8 
Donnersbergkreis 60 37 23 7,6 10,0 
Germersheim 38 30 8 3,0 4,5 
Kaiserslautern 50 32 18 4,5 5,7 
Kusel 64 30 34 8,2 10,3 
Rhein-Pfalz-Kreis 34 25 9 2,3 2,2 
Mainz -Bingen 242 183 59 12,2 6,1 
Mayen-Koblenz 151 110 41 7,0 5,4 
Neuwied 94 67 27 5,0 4,9 
Rhein-Hunsrück-Kreis 70 43 27 6,6 6,6 
Rhein-Lahn-Kreis 74 56 18 5,7 7,3 
Südliche Weinstraße 51 38 13 4,6 4,3 
Südwestpfalz 59 31 28 5,6 4,2 
Trier-Saarburg 62 45 17 4,5 4,6 
Westerwaldkreis 117 85 32 5,7 7,1 
 
insgesamt 

 
2478 

 
1726 

 
752 

 
6,1 

 
6,3 

aus anderen Bundesländern und Ausland 171 160 11 6,9 * 6,1* 
aus den Justizvollzugsanstalten 140 139 1 5,6 * 8,4* 
 
zusammen 

 
2789 

 
2025 

 
764 
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32,3 % der Petentinnen und 
Petenten konnte nicht geholfen 
werden.

67,7 % der Petentinnen und 
Petenten wurde geholfen 
bzw. weitergeholfen.

                                                                                      *bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben 
 
 
 
 
 
 

Feststellungen über die Art der Erledigung der vom  
Bürgerbeauftragten zu bearbeitenden zulässigen  

Eingaben in 2004 
 

 
 

 




